
Allianz gegen den Terror
BUNDESTAG Den Anschlägen von Paris setzt das Parlament ein Bekenntnis zur offenen Gesellschaft entgegen

T
rauerdemonstrationen mit
Millionen Teilnehmern waren
Frankreichs beeindruckende
Reaktion auf die Terroratta-
cken von Paris; in Deutsch-
land kamen vergangene Wo-

che unter anderem mehrere Tausend Men-
schen zu der von muslimischen Verbänden
initiierten „Mahnwache“ am Brandenbur-
ger Tor, an der auch die höchsten staatli-
chen Repräsentanten sowie Vertreter der
großen christlichen Kirchen und des Zen-
tralrats der Juden teilnahmen. Zwei Tage
danach gab der Bundestag am Donnerstag
seine Antwort auf die mörderischen An-
schläge auf das Satiremagazin „Charlie
Hebdo“ und einen jüdischen Supermarkt:
mit einem breiten Bekenntnis zu einer of-
fenen und demokratischen Gesellschaft,
mit einer Debatte, in der der Konsens im
Großen nicht die Kontroverse im Kleineren
übertünchte und die Streitfragen nicht das
Gemeinsame in Frage stellten.
„Wir alle müssen die Werte der westlichen
Demokratie, die längst universelle Werte
der Menschheit geworden sind, gemein-
sam verteidigen“, gab Bundestagspräsident
Norbert Lammert (CDU) zu Beginn der
Sitzung an Donnerstag die Richtung vor.
Wer in Deutschland eine angebliche „Isla-
misierung des Abendlandes“ proklamiere,
betreibe Demagogie statt Aufklärung, sagte
er in Richtung der Pegida-Bewegung. Wer
an Aufklärung interessiert sei, müsse sich
als Christ fragen, ob er Muslimen einen
gleichberechtigten Platz in der Gesellschaft
ermögliche. Und wer unter den Muslimen
Aufklärung wolle, „muss sich mit der Frage
auseinandersetzen, warum noch immer im
Namen Allahs Menschen verfolgt, drangsa-
liert und getötet werden“. Zugleich mahnte
er auch mit Blick auf liberale Gesellschaf-
ten, unterschiedliche Überzeugungen zu
respektieren. Auch Politikern, Journalisten
und Künstlern sei zumutbar, „Rücksicht zu
nehmen auf das, was anderen buchstäblich
heilig ist“.

»Freiheit und Toleranz« Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) warb in ihrer an-
schließenden Regierungserklärung für To-
leranz als „anspruchsvolle Tugend“. Tole-
ranz und Freiheit hätten „niemals das ge-
ringste Verständnis für Gewalt durch Links-
und Rechtsextremismus, für Antisemitis-
mus oder für Gewalt im Namen einer Reli-
gion“. Islamistischen Terrorismus und An-
tisemitismus prangerte die Kanzlerin als
„zwei der großen Übel unserer Zeit“ an
und wandte sich entschieden gegen jegli-
che Diskriminierung und Ausgrenzung von
Juden und Muslimen. Man lasse sich nicht

von denen spalten, die angesichts des isla-
mistischen Terrors Muslime in Deutsch-
land unter einen Generalverdacht stellen:
„Als Bundeskanzlerin nehme ich die Mus-
lime in unserem Land dagegen in Schutz“.
Erneut stellte sie sich hinter die Aussage
des früheren Bundespräsidenten Christian
Wulff, wonach neben Chris-
tentum und Judentum in-
zwischen auch der Islam zu
Deutschland gehöre. Wenn
sie dies zitiere, werde sie je-
doch gefragt, welcher Islam
gemeint sei. Die Menschen
wollten wissen, wie man
dem Satz noch folgen kön-
ne, „dass Mörder, die sich
für ihre Taten auf den Islam
berufen, nichts mit dem Is-
lam zu tun haben sollen“.
Eine Klärung dieser Frage
durch die Geistlichkeit des
Islam halte sie für wichtig und dringlich.
Merkel sprach sich zugleich für die umstrit-
tene Vorratsdatenspeicherung aus. Ange-
sichts der „parteiübergreifenden Überzeu-
gung aller Innenminister von Bund und
Ländern“, Mindestspeicherfristen für Kom-
munikationsdaten zu brauchen, sollte da-

rauf gedrängt werden, dass dazu zügig eine
überarbeitete EU-Richtlinie vorgelegt wird,
um sie in deutsches Recht umzusetzen.
Auch Unions-Fraktionschef Volker Kauder
(CDU) betonte, alle „für die Sicherheit re-
levanten Persönlichkeiten“ forderten ver-
besserte Möglichkeiten, Kontaktdaten zu

prüfen. Sein SPD-Pendant
Thomas Oppermann zeig-
te sich in Sachen Vorrats-
datenspeicherung ge-
sprächsbereit. „Über das
Thema Mindestspeicher-
fristen sollten wir in der
Koalition in Ruhe reden“,
sagte er. Zunächst sei aber
eine neuen EU-Richtlinie
hierzu abzuwarten.
Die Opposition sprach
sich strikt gegen die Vor-
ratsdatenspeicherung aus.
Diese löse die Probleme

nicht, argumentierte Linksfraktionschef
Gregor Gysi. In Frankreich gebe es eine
umfassende Erfassung von Vorratsdaten,
ohne dass das Attentat habe verhindert
werden können. Der Vorsitzende der Grü-
nen-Fraktion, Anton Hofreiter, sagte, „ge-
gen Kalaschnikows“ mache die Vorratsspei-

cherung der Daten aller Bürger keinen
Sinn. „Wenn unsere Freiheit angegriffen
wird, dann dürfen wir unsere Freiheit doch
nicht selbst aufgeben“, betonte er.
Scharfe Kritik wurde fraktionsübergreifend
an der Pegida-Bewegung laut. Wer dort
mitmarschiere, wolle eine geschlossene
und enge Gesellschaft, die nach innen und
außen ausgrenze und am Ende mehr Hass
produziere, sagte Hofreiter. Gysi rief dazu
auf, Pegida geschlossen zu verurteilen und
„den Missbrauch der Terroranschläge
durch die Anführer der Pegida-Bewegung“
zu verhindern. Oppermann forderte die
Pegida-Demonstranten auf, „endlich auf-
zuhören mit der Stimmungsmache gegen
Andersgläubige und gegen Einwanderer in
Deutschland“. An die Hunderttausend
Menschen seien dagegen in verschiedenen
deutschen Städten auf die Straße gegangen.
Kauder kritisierte, bei den Pegida-Demons-
trationen fielen inakzeptable Äußerungen.
Jüngst hätten sich jedoch 35.000 Demons-
tranten – mehr Menschen als bei Pegida –
in Dresden „zu diesem Rechtsstaat, zu Of-
fenheit, zu Liberalität und Toleranz“ be-
kannt. Sie repräsentierten, „was die aller-
meisten Menschen in diesem Land für
richtig halten“. Helmut Stoltenberg T
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Deutlicher als am vergangenen Donnerstag
kann eine Botschaft aus dem Parlament nicht
sein. Zunächst der Bundestagspräsident,
dann die Bundeskanzlerin, schließlich Vertre-
ter aller Fraktionen: Sie alle haben ihre Ab-
scheu vor den islamistisch motivierten Terror-
morden in Paris mit eindringlichen Worten
bekundet.
Damit stärkte die Politik vor allem auch die
breite Masse der Muslime in Deutschland,
denen diese Anschläge ebenso zuwider sind,
die gern hier leben und dieses Land als einen
Ort der Zukunft in Obhut und Freiheit für sich
und ihre Kinder begreifen.
Dieser Vormittag im Plenarsaal des Reichs-
tagsgebäudes hat mithin ein Signal verstärkt,
das nach den beeindruckenden Gedenkver-
anstaltungen in Paris und andernorts auch
hierzulande der „Pegida“-Bewegung auf vie-
len Kundgebungen immer deutlicher entge-
gen geschleudert wurde. Die Botschaft lau-
tet: „Wir sind zahlreicher als ihr!“ Und folg-
lich: „Ihr allein seid keineswegs das Volk!“
Nein, „Pegida“ repräsentiert das deutsche
Volk ganz gewiss nicht. Auch deshalb ist da-
mit zu rechnen, dass die Bewegung über kurz
oder lang da landet, wo sie angesichts ihrer
ausländerfeindlichen Forderungen hingehört:
in der politischen Bedeutungslosigkeit.
Und doch gibt es zu denken, wenn so viele
Menschen offensichtlich mit der etablierten
Politik unzufrieden sind, sogar bereit sind,
sich ohne Scheu dem Rechtspopulismus zu
öffnen und das alles auch noch öffentlich zur
Schau zu tragen.
Beängstigend auch, dass die Medien, deren
Freiheit ein Grundrecht ist, bei diesen Leuten
als staatlich vereinnahmt, mindestens aber
von politischen Interessen ferngesteuert gel-
ten.
Beispiele? Auf die wird lieber verzichtet.
Sonst würde das Schlagwort von der „Lügen-
presse“ noch als das enttarnt, was es tat-
sächlich ist: eine dreiste Lüge, die im Lichte
der in Paris ermordeten Journalisten beson-
ders zynisch, heuchlerisch und menschenver-
achtend ist. Immerhin haben die Opfer ihre
Überzeugung von der Unabhängigkeit der
Presse mit dem Leben bezahlt.
Die Ereignisse der vergangenen Woche sind
in Frankreich und Deutschland zu einem
Lackmustest für die Wehrhaftigkeit der De-
mokratie geworden. Beide Länder haben die-
sen Test beeindruckend bestanden.

»Dis-
kriminierung

und
Ausgrenzung
dürfen keinen
Platz haben.«

Angela Merkel (CDU)

Bei der „Mahnwache“ vor dem BrandenburgerTor, an der auch viele Bundestags-Abgeordnete teilnahmen, demonstrierten Muslime, Christen und Juden gemeinsam gegen denTerror. © picture-alliance/dpa

KOPF DER WOCHE

Neue Statur
gewonnen
François Hollande Sein Stern war im Zuge hoher Ar-
beitslosigkeit und des Skandals um seine frühere Le-
bensgefährtin schon ganz unten. Doch nun, nach den

schrecklichen islamisti-
schen Morden von Paris,
hat Frankreichs Staats-
präsident François Hol-
lande bei seinen Lands-
leuten wie auch interna-
tional neue Statur ge-
wonnen – als Initiator
einer außergewöhnli-
chen Solidaritätsbewe-
gung gegen den islamis-
tischen Terrorismus. Er

konnte knapp 50 Staatschefs zu einer Großveranstal-
tung an die Seine locken, dazu demonstrierten Millio-
nen Franzosen für die nationalen Werte der Freiheit,
Gleichheit und Brüderlichkeit. Die alte Entschlusskraft
des sozialistischen Präsidenten war wieder da, als er
binnen Minuten den Einsatzbefehl zum Sturm auf den
jüdischen Supermarkt gab. Jetzt will Hollande an der
Seite der USA den Militäreinsatz gegen die Milizen
des „Islamischen Staats“ (IS) im Irak ausweiten und
dazu womöglich auch den Flugzeugträger „Charles
de Gaulles“ einsetzen. kru T
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ZAHL DER WOCHE

260
Gefährder aus der islamistisch-extremistischen
Szene gibt es derzeit in Deutschland, so viele wie
noch nie. Das geht aus einem aktuellen Lagebild
des Bundeskriminalamts in Wiesbaden hervor.
Gefährder könnten „Straftaten von erheblichem
Ausmaß“ begehen. Insgesamt gehören laut BKA
1.000 Islamisten hierzulande der Terrorszene an.

ZITAT DER WOCHE

»Unser Gegner
ist nicht der
Islam, sondern
der Fanatismus.«
Norbert Lammert (CDU), Bundestagspräsi-
dent, in der Bundestagsdebatte nach den is-
lamistischen Anschlägen von Paris
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Keine Ausreise in Konfliktgebiete
REGIERUNG Kabinett beschließt Einführung von Ersatz-Personalausweis. Weitere Anti-Terror-Maßnahmen angekündigt

Im Kampf gegen islamistische Gewalt
setzt die Bundesregierung auch auf
weitere Gesetzesverschärfungen. Dies
machte Bundeskanzlerin Angela Mer-

kel (CDU) vergangene Woche in ihrer Re-
gierungserklärung deutlich, in der sie auch
für die umstrittene Vorratsdatenspeiche-
rung warb (siehe Beitrag oben). Zugleich
stellte sie eine Stärkung der deutschen Si-
cherheitsbehörden in Aussicht. Man müsse
ihnen „die erforderliche personelle und fi-
nanzielle Ausstattung verschaffen, die sie
benötigen, um unsere Sicherheit bestmög-
lich zu gewährleisten“. Sie müssten in die
Lage versetzt werden, „ihre Arbeit auch un-
ter veränderten Lageanforderungen und
veränderten technischen Rahmenbedin-
gungen zu erbringen“.

Personalausweis Bereits beschlossen hat
das Bundeskabinett vergangene Woche die
Einführung eines Ersatz-Personalausweises,
der nicht zum Verlassen des Bundesgebiets
berechtigt. Damit soll die Ausreise deut-
scher Staatsbürger in Konfliktgebiete und
Terrorlager unterbunden werden. Merkel
betonte, man sehe das Phänomen der Aus-
reise zumeist junger Menschen, die sich in

Syrien und im Irak terroristischen Gruppie-
rungen anschließen, mit großer Sorge. Die-
jenigen, die später nach Deutschland zu-
rückkehren, hätten „mit ihrer zunehmen-
den Verrohung auch für uns in Deutsch-
land das größte Gefahrenpotenzial“. Nach
geltendem Recht kann zwar der Reisepass
entzogen werden, aber nicht der Personal-
ausweis. Dieser reicht als Reisedokument

für Reisen in bestimmte Drittstaaten wie
die Türkei, über die dann die Einreise etwa
nach Syrien erfolgen kann.

Straftatbestand Merkel kündigte zudem
an, dass die Regierung in Kürze das Geset-
zesvorhaben von Bundesjustizminister
Heiko Maas (SPD) zur verbesserten Be-
kämpfung der Terrorismusfinanzierung

und zur Strafbarkeit der Ausreise in Kon-
fliktgebiete beschließen werde. Nach dem
Willen des Ministers wird sich künftig
strafbar machen, wer Deutschland verlas-
sen will, um sich „an schweren staatsge-
fährdenden Gewalttaten im Ausland zu be-
teiligen oder um sich für die Teilnahme an
solchen Taten ausbilden zu lassen“. Zudem
soll ein eigener Tatbestand der Terroris-
musfinanzierung eingeführt werden.

Europäische Union Nach den Worten der
Kanzlerin wird sich der Europäische Rat im
Februar mit Maßnahmen befassen, über
die die Innenminister von elf EU-Staaten
bereits nach den Anschlägen von Paris be-
raten hatten. Dabei geht es laut Merkel et-
wa um Maßnahmen „zur Überwachung
der Reisebewegungen an den EU-Außen-
grenzen und zum Abgleich der Fluggastda-
ten von Gefährdern“. stoT

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Der Ersatzpersonalausweis berechtigt nicht zum Verlassen Deutschlands. © picture-alliance/dpa
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Freiheit in Gefahr
CONTRA Zeiten von Unsicherheit und Angst wie nach

den Morden von Paris bringen Ideen wie-
der auf die Tagesordnung, die sonst keine
Chance hätten. Die Vorratsdatenspeiche-

rung ist so eine Idee. Ihren Befürwortern gilt sie
als ein zentrales Instrument im Anti-Terror-Kampf.
Doch in Frankreich, wo es sie gibt, hat sie die An-
schläge nicht verhindert. Möglich ist allerdings,
dass mit ihrer Hilfe im Nachhinein Netzwerke of-
fengelegt und neue Anschläge verhindert werden.
Auch bei uns könnte das so sein – wenn wir die
Vorratsdatenspeicherung hätten. Doch gewiss ist
das nicht. Gewiss wäre nur, dass unser aller Frei-
heit beschnitten wäre. Das Bundesverfassungsge-
richt hat es 2010 so ausgedrückt: Die Vorratsda-
tenspeicherung kann ein Gefühl ständigen Über-
wachtwerdens hervorrufen. Der Bürger weiß nicht,
was welche Behörde über ihn weiß. Er weiß nur,
dass die Behörden vieles über ihn wissen können.
Absolute Sicherheit gibt es nicht. Sicher ist indes,
dass die Maßnahmen, die ihr dienen sollen, Frei-
heit beschädigen. Bei der Vorratsdatenspeicherung
gilt das gerade auch für die Pressefreiheit, für die
die Menschen mit dem Bekenntnis „Je suis Char-
lie“ eindrucksvoll einstehen. Der Terror hat diese
Freiheit bekämpft. Und soll nun Erfolg haben, weil
wir unsere offene Gesellschaft in Frage stellen?
Für die Antwort auf Terror gibt es zwei prominente
Muster: exzessive Überwachung wie die US-Reak-
tion auf 9/11. Oder Norwegens Weg, den 2011 Mi-
nisterpräsident Jens Stoltenberg nach den Mordta-
ten des Anders Breivik vorgab: „Wir werden unse-
re Werte nicht aufgeben. Unsere Antwort lautet:
mehr Demokratie, mehr Offenheit, mehr Mensch-
lichkeit.“ Werte, die angesichts der Spaltungsten-
denzen in der Gesellschaft wichtiger werden.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 5.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Peter Kurz
»Westdeutsche Zeitung«,
Düsseldorf
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GASTKOMMENTARE
ANTI-TERROR-GESETZE VERSCHÄRFEN?

Im Gleichgewicht
PRO Glück alleine ist es nicht. Dass der Terror

im Namen Allahs bisher einen Bogen
um Deutschland gemacht hat, liegt auch
an der Aufmerksamkeit von Polizei und

Nachrichtendiensten – und an einem stabilen Ge-
rüst an Sicherheitsgesetzen, das die rot-grüne Ko-
alition unter dem Eindruck der Anschläge vom
11. September 2001 aufgebaut hat. Mit Hilfe der
sogenannten Otto-Kataloge, benannt nach dem
damaligen Innenminister Otto Schily (SPD), konn-
ten die Behörden auf Konto-, Telefon- und Flug-
gastdaten zurückgreifen, das Vereinsgesetz wurde
verschärft, um extremistische Gruppen leichter
verbieten zu können, und ein gemeinsames Terror-
Abwehrzentrum eingerichtet.
Verglichen mit Schilys großen Gesetzespaketen
sind die Maßnahmen, die die Große Koalition jetzt
plant, allenfalls ein kleines Päckchen – nötig aber
sind sie gleichwohl. Mit dem Entzug von Pässen
und Personalausweisen erschwert sie Dschihadis-
ten aus Deutschland den Weg in ihren vermeint-
lich Heiligen Krieg. Wer ihre Hintermänner mit
Spenden unterstützt, macht sich in Zukunft auch
schon mit kleinen Spenden strafbar – und selbst
gegen eine neue, abgespeckte Vorratsdatenspei-
cherung ist im Prinzip nichts einzuwenden. Eine
ähnliche Regelung in Frankreich hat die Attentate
zwar nicht verhindern können, den Behörden bei
der Jagd auf die Täter aber später wertvolle Hin-
weise geliefert. Der Spielraum dafür ist durch die
Urteile des Bundesverfassungsgerichtes und des
Europäischen Gerichtshofes deutlich kleiner ge-
worden. Aber es gibt ihn noch.
Auf dem schmalen Grat zwischen Freiheit und Si-
cherheit balanciert die Bundesrepublik bisher tritt-
sicher. Auch die neuen Anti-Terror-Gesetze werden
das Land nicht aus dem Gleichgewicht bringen.

Rudi Wais
»Augsburger Allgemeine«
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Herr Albrecht, nach den Terroran-

schlägen von Paris ist die Debatte über
schärfere Gesetze zur Terrorabwehr in
ganz Europa erneut aufgeflammt. Zu
Recht?
Es ist richtig, ernsthaft über die Konse-
quenzen aus diesen Anschlägen zu disku-
tieren. Ich hoffe aber nicht, dass Europa
nun Freiheiten und Grundrechte dem Be-
dürfnis nach mehr Sicherheit opfern wird.
Die Anschläge dieser Fanatiker richten sich
ja gerade gegen unsere freiheitlichen und
demokratischen Werte. Deshalb müssen
wir diese jetzt mit Nachdruck verteidigen
und die Mittel, die uns der Rechtsstaat zur
Verfügung stellt, verhältnismäßig einset-
zen. Keinesfalls sollten wir aus Paris die
Konsequenz ziehen, die anlasslose und
massenhafte Speicherung von Daten sei
das Mittel der Wahl. Das ist reine Symbol-
politik, die nur das Sicherheitsgefühl ver-
stärkt, tatsächlich aber nicht mehr effektive
Sicherheit schafft.

Besonders in CDU und CSU werden
die Rufe nach Einführung der Vorratsda-
tenspeicherung aber lauter, auch die
Kanzlerin hat sich dafür ausgesprochen.
Was ist so falsch daran, der Polizei die
Suche nach potenziellen Terroristen zu
erleichtern? Auch die Aufklärung eines
Anschlags ist doch einfacher, wenn man
weiß, mit wem die Täter vor ihrem Ver-
brechen in Kontakt standen.
Es ist nichts falsch daran, die Kommunika-
tionsdaten von bestimmten verdächtigen
Personen und Gruppierungen zu sam-
meln. Niemand will das verbieten. Wenn
Verdachtsmomente vorliegen, dann haben
Polizei- und Sicherheitsbehörden bereits
jetzt die Möglichkeit, die Daten von Ver-
dächtigen für eine bestimmte Zeit auf Vor-
rat zu sammeln. Das Problem ist ein ande-
res: In Frankreich ist die Vorratsdatenspei-
cherung bislang erlaubt, aber sie konnte
den Anschlag nicht verhindern. Denn es
gab zwar konkrete Verdachtsmomente,
aber die Ermittlungsbehörden haben die
Informationen offenbar nicht rechtzeitig
ausgetauscht oder sind Hinweisen nicht
nachgegangen. Das müssen wir künftig
verhindern.

Was schlagen Sie vor?
Es muss europaweit einen besseren und
schnelleren Austausch von vorhandenen
Informationen über Gefährder und Ver-
dachtsmomente geben. Wenn zum Beispiel
radikale Islamisten aus Syrien oder dem Je-
men nach Europa zurückkehren, müssen
die Behörden in den einzelnen Mitglied-
staaten zügig darüber informiert werden.
Die europäischen Einrichtungen zur Straf-
verfolgung, Europol und Eurojust, verfü-
gen außerdem bislang über viel zu wenig
Mittel, um gemeinsame europäische Er-
mittlungsteams bilden zu können. Das
muss sich dringend ändern. Statt also 500
Millionen Euro in die Fluggastdatenspei-
cherung zu stecken, wie von der EU-Kom-
mission geplant, sollte das Geld in die Aus-
stattung der Polizeibehörden, in mehr Per-
sonal und in eine bessere europäische Ko-
ordinierung investiert werden.

Die EU-Kommission drängt seit 2011
darauf, dass die Daten von allen Passa-
gieren, die mit dem Flugzeug in die EU
ein- und ausreisen, zentral für fünf Jah-
re gespeichert werden. Eine Mehrheit im
Europaparlament, darunter Ihre Frakti-
on, blockiert die Vorlage. Mal abgesehen
von den Kosten: Ist es angesichts der Ge-
fahren durch heimkehrende islamistische
Kämpfer nicht gut zu wissen, wer euro-
päischen Boden betritt und verlässt?
Dazu müssen wir nicht aber gleich alle Rei-
senden überwachen. Wir haben gegen die
Fluggastdatenspeicherung die gleichen Vor-
behalte wie gegen die Vorratsdatenspeiche-
rung. Es ist unverhältnismäßig und nicht
effektiv, massenhaft und ohne jeden Anlass

Daten zu sammeln. Wir vergrößern damit
nur den Heuhaufen, in dem wir die Nadel
suchen. Die Masse an Informationen, vor
allem über völlig irrelevante Personen, ver-
größert sich, und den entscheidenden In-
formationen kann kaum noch nachgegan-
gen werden, weil es dafür an Personal
fehlt.

Die Datensammlungen schaffen Ihrer
Ansicht nach also nicht mehr, sondern
weniger Sicherheit?
Das haben die Erfahrungen der vergange-

nen Jahre leider gezeigt. Trotz verstärkter
Überwachung hat es mehr Anschläge gege-
ben. Darüber hinaus wissen die Terroristen
die Schlupflöcher doch längst zu nutzen.
Im Internet werden vorausbezahlte Pre-
paid-Karten angeboten, die nicht auf den
eigenen Namen angemeldet sind. Und
wenn sie mit dem Zug oder Auto die EU-
Außengrenze überqueren, nützt auch die
Speicherung aller Fluggastdaten nichts. To-
tale Sicherheit gibt es nicht, und wer da-
nach strebt, müsste letztlich alle Lebensbe-
reiche überwachen. Das wäre dann das

Modell China und ich glaube, da will nie-
mand hin.

Der Europäische Gerichtshof (EuGH)
hat die EU-Richtlinie zur Vorratsdaten-
speicherung im April 2014 für ungültig
erklärt. In Deutschland dürfen Internet-
Provider laut einem Urteil des Bundesge-
richtshofes die IP-Adressen ihrer Nutzer
nur bis zu sieben Tage lang speichern. Ist
die Vorratsdatenspeicherung also ohne-
hin nicht realisierbar wegen der hohen
juristischen Hürden?
So ist es. Der EuGH hat in seinem Urteil
sehr deutlich gemacht, dass die anlasslose
Vorratsdatenspeicherung nicht vereinbar ist
mit den europäischen Grundrechten. Die
Kommission hat daraufhin klargestellt,
dass die Richtlinie damit auf Eis liegt, und
das hat sie in diesen Tagen erneut betont.
Das Urteil bindet alle EU-Mitgliedstaaten.
Deshalb kann auch Deutschland jetzt nicht
einfach ein Gesetz einführen, das die an-
lasslose Speicherung von Telekommunika-
tionsdaten erlaubt. Es würde sofort wieder
kassiert werden. Ich halte es daher für
skandalös, dass Mitglieder europäischer
Regierungen, auch der Bundesregierung,
die Einführung solcher Maßnahmen for-
dern, obwohl das Thema in der EU längst
nicht mehr zur Debatte steht.

Ist kein Kompromiss denkbar?
Doch, meine Fraktion hat dazu sogar
schon Vorschläge gemacht. Wir fordern, in
einer EU-Richtlinie ganz verbindlich fest-
zulegen, unter welchen Bedingungen Poli-
zei und Sicherheitsbehörden in Europa
frühzeitig und schnell auf Kommunikati-
ons- und Fluggastdaten zugreifen können.
Nämlich dann, wenn ein konkretes Risiko
oder ein Verdachtsmoment besteht. Zum
Beispiel könnte man in begründeten Fällen
sagen: In den kommenden sechs Monaten
besteht ein großes Risiko mit Blick auf alle
jene, die über die Türkei nach Europa ein-
reisen. Wenn ein Richter dies als verhält-
nismäßig bestätigt, können die Behörden
die Daten erheben. Das wäre eine an ei-
nem konkreten Risiko orientierte, zeitlich
und örtlich begrenzte Überwachungsmaß-
nahme, die wir unterstützen könnten.

Wenn man sich die Biografien vieler
Islamisten anschaut, auch die der Atten-
täter von Paris, fällt eine Gemeinsamkeit
auf: Sie alle sind beziehungsweise waren
schlecht in die Gesellschaft integriert, oft
arbeits- und perspektivlos, viele saßen im
Gefängnis. Tut die Politik genug, um die
Radikalisierung so vieler junger Men-
schen zu verhindern?
Nein, wir richten unseren Fokus immer
noch zu stark auf die reine Sicherheitspoli-
tik und viel zu wenig auf Prävention. Da-
bei können Polizei und Ermittlungsbehör-
den das Problem niemals allein lösen. Das
effektivste Mittel, um langfristig Sicherheit
zu schaffen, ist, der Radikalisierung entge-
genzuwirken – durch die Schaffung von
Arbeitsplätzen, Maßnahmen zur Integrati-
on, mehr Toleranz. Statt monatelang über
umfangreiche und teure Datensammlun-
gen zu diskutieren, sollte die Politik sich
lieber auf geeignete Maßnahmen und Pro-
gramme verständigen und den Extremisten
damit den Nährboden entziehen. T
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»Sicherheit
nicht
erhöht«
JAN PHILIPP ALBRECHT Der
Grünen-Europaabgeordnete warnt
vor massenhaften Datensamm-
lungen als Reaktion auf Paris
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Der Unabhängige: Johannes Fechner

Mit Augenmaß und ohne populistisches Getöse. So
ist nach Ansicht von Johannes Fechner die Ant-
wort von Bundesjustizmister Heiko Maas (SPD)
auf die zunehmenden terroristischen Bedrohun-

gen ausgefallen. „Wir haben Strafbarkeitslücken bei der Terro-
rismusfinanzierung, die wir schließen wollen. Und wir wollen
die Ausreise von Personen mit terroristischen Motiven verhin-
dern“, sagt der rechtspolitische Sprecher der SPD-Fraktion. Da-
zu soll radikalen Islamisten der Personalausweis entzogen wer-
den können, mit dem es ihnen bislang möglich ist, über die Tür-
kei nach Syrien zu reisen. Strafbar soll künftig zudem nicht nur
der Aufenthalt in Terrorcamps sein, sondern auch die Reise in
Staaten, wo es solche Camps gibt.
„Wir müssen verhindern, dass diese Personen sich in Terror-
camps im Umgang mit Waffen und Munition schulen lassen“,
erläutert Fechner das Ziel der Neuregelung. Für den Abgeordne-
ten aus dem südbadischen Emmendingen gibt es derzeit keinen
Grund, die Gefahr vor Anschlägen übertrieben darzustellen.
„Wir müssen nicht in Angst und Schrecken leben“, sagt er.
Gleichwohl gelte es wachsam zu sein, denn: „Eine abstrakte
Gefahr existiert.“ Dass es in Deutschland bislang noch keine
Anschläge gab, zeigt aus seiner Sicht auch, „dass die Sicher-
heitskräfte bei uns einen guten Job machen“.
Um dies weiterhin tun zu können, bräuchten sie eine angemes-
sene personelle und materielle Ausstattung, etwa bei der Flug-
hafenkontrolle, sagt Fechner. Zufrieden zeigt er sich, dass es ge-

lungen sei, die Union davon zu überzeugen, mehr Stellen beim
Generalbundesanwalt zu schaffen. „Eben genau für Ermitt-
lungsverfahren gegen Kämpfer, die aus Syrien zurückkehren.“
Sonderrechte für ein härteres Vorgehen gegen militante Rück-
kehrer lehnt er gleichwohl ab. „Eine solche Blöße sollten wir
uns nicht geben.“ Alles müsse entsprechend rechtsstaatlicher
Normen ablaufen. Die Kritik, dass der Entzug des Ausweises
und die damit verbundene Einschränkung der Bewegungsfrei-

heit des Einzelnen grundrechtswidrig seien, teilt er nicht. „Als
Rechtspolitiker müssen wir immer abwägen zwischen den Frei-
heitsrechten des Einzelnen und den Erfordernissen der inneren
Sicherheit. Wenn Menschen entschlossen sind, Straftaten zu be-
gehen oder schon welche begangen haben, muss ihnen der
Ausweis entzogen werden dürfen, um ihre Ausreise zu verhin-
dern“, macht Fechner deutlich.

Wenig Begeisterung ruft bei ihm der Vorschlag hervor, die Vor-
ratsdatenspeicherung wiederzubeleben. Die Anschläge in Frank-
reich seien jedenfalls kein Argument dafür. „In Frankreich gibt es
die Vorratsdatenspeicherung. Die Attentäter waren als radikal
bekannt und wurden überwacht. Trotzdem ist es passiert“, sagt
der 42-jährige Vater zweier Kinder, der seit dieser Legislaturperi-
ode im Bundestag sitzt. Und dennoch weiterhin auch als Anwalt
tätig ist. Stellt sich die Frage, wie er das alles unter einen Hut be-
kommt. „Man schläft halt weniger“, sagt er lapidar. Sein Arbeits-
tag gehe von sechs Uhr morgens bis Mitternacht oder auch da-
rüber hinaus. „Das Ganze geht eher zu Lasten von Hobbys, wenn
man, wie ich, die Familie nicht vernachlässigen will“, sagt Johan-
nes Fechner. Handball spiele er gar nicht mehr und auch seine
Tennis-Mannschaft habe ihn schon lange nicht mehr gesehen, er-
zählt er. Und warum der ganze Stress? Weiterhin als Anwalt zu
arbeiten, garantiere ihm seine Unabhängigkeit, sagt er. „Ich
kann nicht unter Druck gesetzt werden, Entscheidungen zu fäl-
len, die ich nicht will, denen ich aber aus Angst vor Arbeitslosig-
keit durch Mandatsverlust dann doch zustimmen würde.“ Aber
es geht ihm auch um den Kontakt zur juristischen Berufspraxis.
„Ich gewinne auf diese Art viele Eindrücke für die politische Ar-
beit“, sagt er und nennt es den „Realitätscheck“.
Anwalt sein, Familie haben und gleichzeitig Politik machen –
Fechner bekommt den Spagat offensichtlich gut hin: Nur ein Jahr
nach dem Einzug in den Bundestag machte ihn seine Fraktion im
Herbst zum rechtspolitischer Sprecher. Götz Hausding T
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»Wir müssen verhindern,
dass sich radikale Islamisten

in Terrorcamps
schulen lassen.«
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»Frankreich ist im Krieg«
NACH DEN ATTENTATEN Die Nation verharrt im Schockzustand. Nur langsam beginnt die Diskussion über Konsequenzen

D
er Dienstagnachmittag
ist in der französischen
Assemblée nationale üb-
licherweise Schauplatz
der politischen Kontro-
verse und Inszenierung.

Wenn die Abgeordneten bei der Regie-
rungsbefragung den Premierminister und
die Minister in die Mangel nehmen, wird
gejohlt und geklatscht. Parlamentspräsi-
dent Claude Bartolone muss dann regel-
mäßig, sanft auf sein Mikrofon tippend,
um Mäßigung bitten, um die Gemüter im
Zaum zu halten.
An diesem Dienstag, sechs Tage nach Be-
ginn der Pariser Attentatswelle am 7. Janu-
ar, herrscht im Plenarsaal des französi-
schen Parlaments Stille. Die erste Sitzung
im neuen Jahr ist den Opfern der Terroran-
schläge gewidmet. Bartolone steht auf der
Empore des fast vollständig gefüllten Ple-
narsaals. Eine kurze Pause, dann zählt er
die Namen der 17 Opfer auf, die an drei
Tagen hintereinander bei den blutigen
Mordanschlägen auf die Redaktion der Sa-
tirezeitung Charlie Hebdo, im Pariser Vor-
ort Montrouge und bei der Geiselnahme in
einem koscheren Supermarkt von drei isla-
mistischen Attentätern ermordet wurden.
„In der vergangenen Woche haben Men-
schen, die durch den Fanatismus zu Todes-
automaten wurden, Journalisten ermordet,
weil sie frei sein wollten, Polizisten ermor-
det, weil sie der Republik gedient haben
und Bürger umgebracht, weil sie Juden wa-
ren“, sagt er.
Kurz darauf erheben sich die Abgeordne-
ten für eine Schweigeminute zum Geden-
ken an die Opfer – die Ergriffenheit ist vie-
len anzumerken, einige haben Tränen in
den Augen. Dann singen die Abgeordneten
gemeinsam, wie so viele Menschen in die-
sen Tagen, die französische Nationalhym-
ne, die Marseillaise. Es ist das erste Mal seit
1918, dass sie wieder im Parlament er-
klingt.

Im Ausnahmezustand Seit dem Beginn
der Terroranschläge auf die Redaktion von
„Charlie Hebdo“ befindet sich Frankreich
in einem emotionalen Ausnahmezustand:
„Wir sind in einer Situation, in der unvor-
stellbare Spannungen und geradezu para-
doxe Momente herrschen“, sagt Madani
Cheurfa, Politikwissenschaftler am Pariser
Forschungszentrum von Science Po
(CEVIPOF). Für ihn ist der 7. Januar ein
„historisch-tragischer Tag“, auch wenn da-
bei das Erleben der Trauer und gefühlte So-
lidarität eng beieinander liegen. Der Ver-
gleich mit dem 11. September 2001 in den
USA werde deshalb so oft gezogen, weil
sich das Ereignis tief in das kollektive Ge-
dächtnis der Franzosen eingraben werde,
glaubt er.
Frankreich hat bereits eine Reihe blutiger
Terroranschläge erlebt: Nach mehreren is-
lamistisch motivierten Anschlägen in den
1990er Jahren wurden 2012 bei Attentaten
in Toulouse und Montauban sieben Men-
schen umgebracht, darunter drei jüdische
Kinder. Auch der Anschlag auf das jüdische
Museum in Brüssel im Mai 2014, bei dem
vier Menschen starben, wurde mumaßlich

von einem Franzosen, Mehdi Nemmou-
che, verübt, der sich erst 2013 islamischen
Terroristen in Syrien angeschlossen hatte.
Doch keiner dieser Anschläge erschütterte
Frankreich so sehr wie die Attacken vom
Januar, was sich nicht allein mit der Zahl
der Opfer erklären lässt. „In Frankreich
gibt es 17 Tote und 66 Millionen ‚verletzte‘
Franzosen, weil unsere Werte angegriffen
worden sind“, sagt Cheurfa, dessen Eltern
einst aus Algerien nach Frankreich kamen.
Ähnlich argumentiert der Musikjournalist
Joachim Roncin, der um 11.52 Uhr, knapp
eine halbe Stunde nach dem Anschlag, „Je
suis Charlie“ twitterte – den Slogan, der
kurze Zeit später um die Welt ging und
seitdem für die Solidarität mit den Opfern
steht. „Was ich damit zum Ausdruck brin-
gen wollte, war, dass ich mich fühlte, als
wäre ich selbst getroffen, als wäre auf mich
gezielt worden “, sagte er kurz darauf ge-
genüber der Nachrichtenagentur AFP.
Der Wille, ganz persönlich ein Zeichen ge-
gen den Terror zu setzen, wird in den da-
rauffolgenden Tagen in Frankreich zu einer
Massenbewegung ungeahnten Ausmaßes.
Ob 5.000 Menschen in Amiens, 35.000
Menschen in Pau oder 1,5 Millionen Men-
schen in Paris – überall versammeln sich
die Franzosen, um gegen den Terror und
für die Meinungsfreiheit zu demonstrieren.
Seit der Befreiung Frankreichs sind niemals
mehr Menschen auf den Straßen zusam-
mengekommen.

Überall kommt es dabei zu Szenen, die die
Franzosen kurz zuvor nicht für möglich ge-
halten hätten: Polizisten, die von einer
Menschenmenge frenetisch beklatscht wer-
den, der laut Umfragen unbeliebteste fran-
zösische Präsident aller Zeiten, Francois
Hollande, wird für sein Krisenmanagement
gefeiert, Politiker des linken und rechten
Spektrums demonstrieren einmütig ge-
meinsam.
Eine starke Polarisierung und die politi-
sche Kontroverse sind Teil der französi-
schen Kultur. Umso mehr aber scheinen
die Menschen derzeit das große „Wir-Ge-
fühl“ zu genießen, dass sie umgibt. Auch
wenn viele Franzosen nicht glauben, dass
das nationale Einheitsgefühl andauern
wird, gelten parteipolitische Statements
oder politische Polemik derzeit als nicht
angebracht.
Nur eine einzige Partei hat den politischen
Waffenstillstand früh gebrochen: der Front
National (FN). Parteichefin Marine Le Pen
forderte unmittelbar nach den Attentaten
ein Referendum über die Wiedereinfüh-
rung der Todesstrafe. Dem Vorschlag des
früheren Präsidenten Nicolas Sarkozy, eine
Kommission aller Parteien zu gründen, um
gemeinsam über die nächsten Schritte zu
beraten, erteilte sie eine Absage. Am ver-
gangenen Freitag bekräftigte sie zudem in
einer Pressekonferenz alt bekannte Forde-
rungen des FN: Das Schengener Abkom-
men solle außer Kraft gesetzt, die Immigra-

tion nach Frankreich begrenzt und mehr
Geld für Polizei, Geheimdienste und Mili-
tär ausgegeben werden. Le Pen, die 2017 in
den Präsidentenpalast einziehen will,
hofft, was andere fürchten: dass ihr die Ter-
roranschläge weitere Wählerstimmen brin-
gen werden. Gegenüber der Zeitung „Le
Monde“ sagte sie: „Unsere Botschaft wird
jetzt mehr gehört werden, denn die Fran-
zosen sehen, dass wir verschmäht wurden,
weil wir vorhergesehen haben, was jetzt
passiert.“
Doch ob das politische Kalkül der FN-Vor-
sitzenden aufgeht, ist unklar. So kam es bei
vielen Franzosen nicht gut an, dass sie sich
nicht am großen Schweigemarsch in Paris
beteiligte. Le Pen begründete dies damit,
dass ihre Partei nicht offiziell eingeladen
worden war. An einer daraufhin selbst or-
ganisierten Demonstration gegen Terroris-
mus in der südfranzösischen FN-Hochburg
Beaucaire nahmen nur einige tausend
Menschen teil – in Paris gingen mehr als
eine Million auf die Straße.

Große Angst Die Blicke richten sich jetzt
zunehmend auf die Regierung. Noch im-
mer ist die Terrorgefahr in Frankreich akut,
in Paris gilt nach wie vor die höchste Si-
cherheitsstufe. Die Rede von Ministerpräsi-
dent Manuel Valls vergangene Woche vor
der Nationalversammlung wurde daher
von vielen mit Spannung erwartet.
Als der Premierminister ans Rednerpult
trat, erhoben sich die Abgeordneten aller
Fraktionen und empfingen ihn mit lan-
gem Beifall – wieder eines dieser Bilder,
die noch eine Woche zuvor undenkbar
schienen. Valls gedachte der Opfer und
dankte dem französischen Volk, den aus-
ländischen Regierungen für ihre Solidari-
tät sowie den Sicherheitskräften und der
Polizei. Es ist die Stunde von Valls, der we-
der beschwichtigen, noch Panik schüren
will. Für ihn aber ist eines sicher: „Ja,
Frankreich ist im Krieg, gegen den Terro-
rismus, den Dschihadismus und einen ra-
dikalen Islamismus.“ Gleichzeitig aber ist
ihm eines wichtig: „Frankreich ist nicht im
Krieg gegen den Islam und die Moslems.“
Er weiß, dass in muslimischen Gemeinden
große Sorge herrscht. Seit dem Anschlag
auf Charlie Hebdo wurden 50 Angriffe auf
Moscheen und muslimische Einrichtun-
gen verübt.
Die Angst ist seit 2014 aber auch in den
jüdischen Gemeinden Frankreichs groß:
„Die antisemitischen Akte steigen in
Frankreich in einer unerträglichen Weise
an“, sagt Valls. Dies sei ein Warnsignal:
„Die Geschichte zeigt uns, dass der Anstieg
des Antisemitismus ein Symptom für die
Krise der Demokratie, die Krise der Repu-
blik ist.“
Kurz nach dem Anschlag diskutierten vor
allem die französischen Medien die Frage,
ob es nach dem Vorbild des amerikani-
schen „Patriot Act“ – der in den USA als
Reaktion auf den 11. September 2001 zur
Verstärkung der Sicherheit eine Einschrän-
kung der Bürgerrechte vorsah – einen „Pa-
triot Act“ à la française geben werde. Sol-
chen Plänen erteilte Valls eine klare Absa-
ge. „Außergewöhnliche Situationen müs-

sen wir mit außergewöhnlichen Maßnahmen
beantworten“, sagt Valls. Es dürfe jedoch kei-
ne Ausnahmemaßnahmen geben, die gegen
die Prinzipien von Rechten und Werten ver-
stoßen, betonte er.
Das Spannungsverhältnis zwischen Sicherheit
und Freiheit war erst vor einigen Wochen
Thema in der Assemblée. Am 13. November
2014 verabschiedete das Parlament ein neues
Antiterrorgesetz – das zweite in dieser Amts-
periode und das 15. Gesetz dieser Art sei
1986. Es untersagt terrorverdächtigen Islamis-
ten, Frankreich zu verlassen. Ihre Pässe und
Ausweispapiere können nun eingezogen wer-
den. Ein parlamentarischer Bericht des Abge-
ordneten Sébastien Pietrasanta von der Sozia-
listischen Partei schätzt, dass derzeit knapp
1.100 Franzosen in enger Verbindung mit is-
lamistischen Terrorverbänden in Syrien und
im Irak stehen.
Valls kündigte an, alsbald eine Reihe weiterer
Maßnahmen auf den Weg zu bringen: Ge-
heimdienste und Justiz sollen im Antiterror-
kampf verstärkt und wegen Terrorakten verur-
teilte Personen künftig in einem besonderen
Register erfasst und stärker kontrolliert wer-
den. In den Gefängnissen sollen Terrorver-
dächtige nach den Plänen der Regierung in
Zukunft weitgehend isoliert werden. Die fran-
zösischen Gefängnisse, die oftmals chronisch
überbelegt sind, gelten als Orte, an denen vie-
le Straftäter radikalisiert werden. Auch einer
der Attentäter auf Charlie Hebdo, Chérif
Kouachi, war erst im Gefängnis in Kontakt

mit islamistischen Terrorgruppen gekommen.
Valls appellierte zudem an das Europäische
Parlament, das Flugggastdatenabkommen,
das dort seit Monaten auf Eis liegt, abzu-
schließen (siehe Seiten 2 und 4).
Staatspräsident François Hollande ging in sei-
ner Rede vor dem französischen Parlament in
die außenpolitische Offensive: Er kündigte
an, den französischen Flugzeugträger
„Charles de Gaulle“ in den Persischen Golf zu
schicken. Dabei könne sich das Kriegsschiff
an der Seite der USA auch an Einsätzen gegen
die radikalislamische Miliz „Islamischer
Staat“ (IS) beteiligen.

Magazin mit Rekordauflage Die Franzosen
setzten eine Woche nach dem Anschlag auf
Charlie Hebdo ihr eigenes Zeichen gegen den
Terror. Nach dem Überfall auf die Redaktion
hatten die Attentäter „Charlie ist tot“ gerufen.
Nun erreichte das Blatt mit seiner ersten Aus-
gabe nach den Morden – mit einer weinen-
den Mohammed-Karikatur auf dem Titel –
die höchste Auflage einer Zeitung seit dem
Tod von General de Gaulle: fünf Millionen
verkaufte Exemplare. Annette Sach T

Eine Nation rückt zusammen: Bis zu einer Million Menschen versammelten sich am
11. Januar in Paris zu einem Trauermarsch. © picture-alliance/abaca
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N
ach den beiden Anschlä-
gen von Paris steht die
Terrorbekämpfung ganz
oben auf der EU-Agen-
da. An diesem Montag
werden sich die EU-Au-

ßenminister mit dem Thema beschäftigen,
am 28. Januar die Innenminister und Mitte
Februar bei einem ohnehin geplanten EU-
Gipfel die Staats- und Regierungschefs. Un-
ter dem Eindruck der Ereignisse warnte
EU-Kommissionschef Jean-Claude Juncker
allerdings vor übereilten Schritten: „Ich
weiß aus Erfahrung, dass wir nicht am Tag
danach mit konkreten Gesetzesvorschlägen
reagieren sollten, weil wir dann Fehler ris-
kieren.“ Die EU-Kommission will ihr Pa-
pier zu einer neuen Strategie für innere Si-
cherheit denn auch erst nach dem EU-Gip-
fel vorlegen.
Einerseits besteht in Europa Einigkeit, dass
die Terrorbekämpfung verstärkt werden
muss, andererseits fehlt ein Konsens, wel-
che Instrumente dafür geeignet sind. Hin-
zu kommen gleich zwei Schwierigkeiten.
Die Kompetenz für die Terrorbekämpfung
liegt bei den Mitgliedstaaten der EU. Und
die Abwägung zwischen Sicherheit und
Freiheit bleibt kompliziert. „Wir sind wie-
der einmal mit dem ewigen Dilemma zwi-
schen Sicherheit und Freiheit konfron-
tiert“, gesteht EU-Ratspräsident Donald
Tusk.
Das illustriert allein der schnelle Ruf nach
Grenzkontrollen im Schengen-Raum. In
Frankreich forderte Rechtsaußen Marine Le
Pen, „das Schengen-Abkommen auszuset-
zen, damit wir unsere Grenzen wieder kon-
trollieren können.“ Aber auch in Spanien
verlangte Innenminister Jorge Fernández
Díaz: „Wir werden die Einrichtung von
Grenzkontrollen im Schengen-Raum un-
terstützen, und es ist möglich, dass das
Schengen-Abkommen aus diesem Grund
geändert werden muss.“ Er kritisierte, dass
es die aktuelle Regelung Dschihadisten er-
mögliche, von anderen EU-Staaten unge-
hindert nach Spanien zu kommen.
Die EU sieht es indes als großen Fortschritt
an, dass sich Bürger zwischen 26 Ländern
frei bewegen können. Grenzkontrollen
sind nur in Ausnahmefällen erlaubt, wenn
eine „ernsthafte Bedrohung“ besteht und
sie sollten auf 30 Tage beschränkt sein.
„Schengen ist eine große Errungenschaft
für die Freiheit und man sollte den Terro-
risten nicht den Erfolg zugestehen, dies
wieder zurückzufahren“, sagt Italiens In-
nenminister Angelino Alfano.

Versäumnisse Ein erster Schritt wäre eine
bessere Nutzung des Schengen Informati-
onssystems (SIS), ein IT-System, das zur
Fahndung Ausgeschriebene aufführt und
Personen, die kein Recht haben, die Schen-
gen-Zone zu betreten. Die Datenbank, die
nach langem politischem Gezerre und mit
erheblichen Mehrkosten 2013 technisch
verbessert wurde, könnte ein wichtiger
Baustein in einer neuen Sicherheitsstrate-
gie sein, wenn die Behörden sie richtig ein-
setzen. Sowohl die Attentäter von Paris als
auch der Angreifer auf das Jüdische Muse-
um in Brüssel im Mai 2014 waren in der
Datenbank aufgeführt, aber nicht zur
Fahndung ausgeschrieben. Die Kommissi-
on hat in der Vergangenheit außerdem kri-
tisiert, dass die Mitgliedstaaten die Daten-
bank nicht oft genug zu Rate ziehen. Der
EU-Anti-Terror-Koordinator Gilles de Ker-
chove beklagt, dass bei der Einreise in den
Schengen-Raum zwar Dokumente kontrol-
liert, diese aber nicht systematisch mit SIS
abglichen würden. Dies soll sich nun än-
dern.
Zum großen Streitthema der kommenden
Monate dürfte der automatische Austausch
von Fluggastdaten werden. „Wer jetzt ein
europäisches Fluggastdatenabkommen ab-
lehnt, weiß nicht, was die Stunde geschla-
gen hat“, sagt Bundesinnenminister Tho-

mas de Maizière (CDU). Die EU-Kommis-
sion hatte dazu im Februar 2011 einen Vor-
schlag vorgelegt. Danach sollen die Mit-
gliedsländer verpflichtet werden, ein Sys-
tem einzurichten, in dem die Informatio-
nen der Fluglinien, etwa zu Reisedaten und
-route, Adresse, Kreditkartennummer, ge-
speichert würden. Bei Reisen in die USA
werden diese Daten bereits festgehalten,
weil die EU mit den USA ein entsprechen-
des Abkommen geschlossen hat.
Abgeordnete von Sozialdemokraten, Libe-
ralen und Grünen im Europäischen Parla-

ment haben eine lückenlose Überwachung
aller Reisenden aus Datenschutzgründen
im Herbst 2013 jedoch abgelehnt. Der Wi-
derstand gegen den Vorschlag ist immer
noch groß. „Polizei und Geheimdienste
können bei ihren Ermittlungen auf diese
Daten jetzt schon zugreifen, wenn ein Ver-
dacht vorliegt“, argumentiert der österrei-
chische Grüne Michel Reimon. „Viele
CDU- und CSU-Politiker irren, wenn sie
glauben, mit immer mehr repressiven
Maßnahmen ein Zeichen von Stärke de-
monstrieren zu können“, sagt die SPD-Ab-

geordnete Birgit Sippel. Die Befürworter ei-
nes Fluggastdatenabkommens argumentie-
ren, dass in Europa Chaos drohe, wenn die
Mitgliedstaaten einzeln voranschreiten.
„Wenn wir kein einheitliches Fluggastda-
tenabkommen bekommen, dann könnten
wir mit 28 nationalen enden“, befürchtet
Ratspräsident Tusk. „Nationale Systeme
wären ein Patchwork mit Löchern.“
Da Mitgliedstaaten und EU-Kommission
erheblichen Druck bei dem Thema aufbau-
en, werden die Abgeordneten ihre Blocka-
de wohl aufgeben müssen. Die liberale Be-

richterstatterin Sophie in’t Veld lässt bereits
erkennen, dass die Abgeordneten eine Ge-
genleistung wollen: „Das Parlament hat
sehr klar gemacht: Unsere Zustimmung
wird es nur zu bestimmten Konditionen
geben“. Konkrete denkt sie an neue Daten-
schutzmaßnahmen.
Experten wie der EU-Anti-Terrorbeauftragte
Gilles de Kerchove halten die Datenschutz-
bedenken für überzogen: „Es geht ja nur
darum, den Grenzbeamten gezieltere
Stichproben zu ermöglichen. Stützt man
sich auf objektive Indikatoren über das

Reiseverhalten, reduziert dies auch diskri-
minierende Kontrollen aufgrund von Na-
men, Hautfarbe oder Aussehen.“
Gegner des Fluggastdatenabkommens war-
nen vor allem vor Aktionismus. Ihrer Mei-
nung nach hat die EU nach den Anschlä-
gen von 2004 und 2005 schon einmal
übereilt Maßnahmen beschlossen, die ge-
gen die Grundrechte verstießen. „Nach den
Attentaten von London und Madrid hat
das EU-Parlament im Turboverfahren und
auf enormen Druck der Mitgliedstaaten die
EU-Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung
verabschiedet“, sagt Sippel. Im April 2014
hat der Europäische Gerichtshof die Richt-
linie für ungültig erklärt. Die Luxemburger
Richter kamen zu dem Ergebnis, dass der
Eingriff in die Privatsphäre, die das groß-
flächige Sammeln von Daten der Telekom-
munikation darstellt, unverhältnismäßig
ist. Nur unter sehr klar formulierten Um-
ständen könne die Vorratsdatenspeiche-
rung dem Kampf gegen Verbrechen und
dem Schutz der öffentlichen Sicherheit
dienen.

Druck erhöht Seit dem Gerichtsurteil zur
Vorratsdatenspeicherung war die EU-Kom-
mission damit beschäftigt, zu prüfen, wel-
che Art der Datensammlung mit dem
Spruch vereinbar war. Die Attentate von
Paris haben den Druck erhöht, schnell
Klarheit zu schaffen. Allerdings zeigt schon
der Streit in der Berliner Koalition, wie hei-
kel dieses Thema ist. Innenminister de
Maizière hält es für sinnvoll, die Telefon-
rechnungen und die darin enthaltenen In-
formationen zu sammeln. Justizminister
Heiko Maas (SPD) hält es dagegen für
„fahrlässig“, den Leuten „weiszumachen,
dass die Vorratsdatenspeicherung geeignet
wäre, solche Anschläge zu verhindern“.
Manche Vorschläge haben sehr geringe
Aussichten, auf EU-Ebene realisiert zu wer-
den, weil Beschlüsse zur strafrechtlichen
Zusammenarbeit von Polizei und Justiz
von den Mitgliedstaaten einstimmig getrof-
fen werden müssen. Solch ein Konsens
wird sich kaum finden lassen, etwa für den
Vorschlag von Italiens Ministerpräsident
Matteo Renzi, einen europäischen Nach-
richtendienst zu schaffen, um terroristische
Bedrohungen abzuwehren.
Einzelne Länder überlegen, ihre Geheim-
dienste aufzustocken. So halten Experten
die rund 4.000 französischen Geheim-
dienstler für zu wenig. In Großbritannien
hat der Chef des Inlandsgeheimdiensts
MI5, Andrew Parker, mehr Geld für seine
Behörde gefordert. In Dänemark erklärte
die sozialdemokratische Innenministerin
Mette Frederiksen, dass zusätzliche Mittel
bereitstünden, wenn der polizeiliche In-
landsgeheimdienst PET diese bräuchte.

Ausreise verhindern Eine der größten
Herausforderungen für die EU-Staaten liegt
darin, junge Männer davon abzuhalten, in
den Krieg zu ziehen. EU-Anti-Terrorkoordi-
nator de Kerchove schätzt, dass aktuell
3.000 Europäer in Syrien und dem Irak
kämpfen. Mancher könnten als Terrorist
zurück nach Europa kommen. Einige Mit-
gliedstaaten haben daher Projekte in Gang
gebracht, um die Ausreisen ins Kriegsgebiet
zu stoppen. In Deutschland will Innenmi-
nister de Maizière die Ausreise durch einen
speziellen Ausweis für Verdächtige verhin-
dern. Die Ausreise im Auto ist damit aller-
dings immer noch möglich.
Die Suche nach geeigneten Instrumenten
wird noch eine ganze Weile anhalten. Für
EU-Innenkommissar Dimitris Avramopou-
los ist klar, dass das Thema Terrorbekämp-
fung noch lange auf der EU-Tagesordnung
bleiben wird: „Da wartet ein Projekt auf
uns, für das wir einen langen Atem brau-
chen.“ Silke Wettach T

Die Autorin ist Korrespondentin der
„Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

Mehr Sicherheit oder mehr Freiheit? Bei der Diskussion über eine neue europäische Sicherheitsstrategie brechen alte Gräben auf. © picture-alliance/ZB/Collage: Stephan Roters

Das ewige Dilemma
EU Europa will Anti-Terror-Kampf verschärfen. Sorge um Schutz der Grundrechte

Auf dem schmalen Grad zwischen Freiheit und Sicherheit
DEUTSCHLAND Sicherheitsgesetze in Deutschland seit den Terrorangriffen des 11. September 2001

„Nichts wird mehr so sein, wie es einmal
war.“ Dieser Satz, der in den Wochen nach
den Terroranschlägen des 11. Septembers
2001 oft zu hören und zu lesen war, galt
auch für das Verhältnis zwischen Staat und
Bürgern, zwischen Sicherheits- und Frei-
heitsbedürfnissen. So schränkte der bereits
im Oktober 2001 vom US-Kongress verab-
schiedete Patriot Act die Bürgerrechte in ei-
nem in den Vereinigten Staaten bis dahin
undenkbaren Umfang ein.

»Otto-Katalog« Auch in Deutschland rea-
gierten Regierung und Gesetzgeber auf die
terroristische Bedrohung. Etliche der ge-
setzlichen Neuregelungen führten zu in-
nenpolitischen Kontroversen und zu Kla-
gen vor dem Bundesverfassungsgericht. Be-
reits wenige Wochen nach dem 11. Sep-
tember verabschiedete der Bundestag eine
Reihe von Gesetzen, die der damalige In-
nenminister Otto Schily (SPD) vorgelegt
hatte. Mit diesem Sicherheitspaket I wurde
die Mitgliedschaft in ausländischen Terror-

vereinigungen oder deren Unterstützung
unter Strafe gestellt. Bislang galt dies nur
für inländische Terrorgruppen. Damit wur-
de auf den Umstand reagiert, dass
Deutschland von führenden Attentätern
des 11. Septembers als so genannter „Ruhe-
raum“ genutzt worden war. Zudem wurde
das Religionsprivileg gestrichen. Dies sah
vor, dass Religionsgemeinschaften nicht als
Vereine im Sinne des Vereinigungsgesetzes
angesehen wurden und deshalb auch nicht
deren Einschränkungen unterlagen.
Im Dezember 2001 verabschiedete der
Bundestag schließlich das Sicherheits-
paket II, das als „Otto-Katalog“ für Furore
sorgte. Es räumte dem Verfassungsschutz
und dem Bundeskriminalamt deutlich hö-
here Befugnisse bei der Beschaffung von
Informationen ein, etwa bei Telekommu-
nikationsunternehmen, Banken und der
Post. Die Regelungen waren zwar zeitlich
begrenzt, wurden 2006 und 2011 jeweils
verlängert, zuletzt bis 2015.

Rasterfahndung Für heftige innenpoliti-
sche Auseinandersetzungen sorgte die im
Jahr 2002 durchgeführte bundesweite Ras-
terfahndung nach islamistischen Terroris-
ten in Deutschland. In deren Verlauf wur-
den die Daten von mehr als acht Millionen
Menschen erfasst und rund 1.700 Personen

näher überprüft. Die Fahndung brachte je-
doch keine Ergebnisse. Im Jahr 2006
schränkte das Bundesverfassungsgericht die
Rasterfahndung erheblich ein. Eine prä-
ventive Überprüfung ohne konkreten Ver-
dacht sei verfassungswidrig, urteilte es.

Flugzeugabschuss Zu den umstrittensten
Gesetzen gehört neben dem über die Vor-
ratsdatenspeicherung auch das von Schily
vorgelegte und vom Bundestag verabschie-
dete Luftsicherheitsgesetz, das im Januar
2005 in Kraft trat. Das Gesetz sollte es er-
möglichen, ein entführtes Passagierflug-
zeug abzuschießen, um einen Terrorangriff
nach dem Vorbild des 11. Septembers zu
verhindern. Das Gesetz war verfassungs-
rechtlich von Anfang an umstritten. Bun-
despräsident Horst Köhler unterzeichnete
es nach langer juristischer Prüfung durch
sein Amt trotz „erheblicher Zweifel“, regte
zugleich jedoch seine Überprüfung durch
das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe
an. Dieses erklärte in seinem Urteil vom
Februar 2006 die Abschussermächtigung
als nicht mit dem Grundgesetz vereinbar.
Zum einen, weil der Einsatz der Streitkräfte
in Friedenszeiten im Inland nicht erlaubt
sei, zum anderen, weil er gegen die Grund-
rechte auf Leben und die Unantastbarkeit
der Menschenwürde verstoße.

Im Jahr 2012 revidierte Karlsruhe seine
Entscheidung jedoch in Teilen. Der Einsatz
der Bundeswehr im Inland sei dann er-
laubt, wenn eine „Ausnahmesituation ka-
tastrophischen Ausmaßes“ vorliege. Darü-
ber habe die Bundesregierung zu befinden.

Biometrische Daten Seit dem Jahr 2005
werden gemäß einer Einigung zwischen
den EU-Staaten nur noch Reisepässe mit
einem biometrischen, digitalisierten Pass-
bild ausgegeben. Zwei Jahre später wurde
der digitalisierte Fingerabdruck hinzuge-
führt.

Vorratsdatenspeicherung Ebenfalls für
verfassungswidrig erklärte Karlsruhe im
Februar 2010 das im November 2007 vom
Bundestag verabschiedete Gesetz zur Vor-
ratsdatenspeicherung, mit dem entspre-
chende EU-Richtlinie umgesetzt werden
sollte. Das Gesetz sah eine sechsmonatige
Speicherung von Verbindungsdaten bei der
Telefon-, Mail- und Internetnutzung durch
die jeweiligen Anbieter vor. Das Verfas-
sungsgericht ordnete die sofortige Lö-
schung aller bislang gespeicherten Daten
an. Im April 2014 kippte der Europäische
Gerichtshof zudem die EU-Richtlinie zur
Vorratsdatenspeicherung. Sie sei nicht ver-
einbar mit der Europäischen Grundrechte-

charta. Aus der politischen Diskussion ist
die Vorratsdatenspeicherung hingegen
nicht verschwunden.

Anti-Terror-Datei Im Dezember 2006 ver-
abschiedete der Bundestag das vom dama-
ligen Innenminister Wolfgang Schäuble
(CDU) vorgelegte Gesetz zur Schaffung ei-
ner Anti-Terror-Datei. Diese Datenbank
kann von 38 unterschiedlichen Sicher-
heitsbehörden von Bund und Ländern ge-
nutzt werden. Im April 2013 forderte das
Bundesverfassungsgericht in einem Urteil
jedoch Nachbesserungen am Gesetz, um
unbescholtene Bürger besser zu schützen.

Online-Durchsuchung Umstritten war
auch die Novellierung des Bundeskrimi-
nalamtgesetzes im Dezember 2008, mit
der das BKA neue Befugnisse bei der Ter-
rorabwehr eingeräumt bekam. Waren dafür
bislang die Länder zuständig, darf jetzt
auch das BKA tätig werden – zumindest
bei der Bekämpfung des internationalen
Terrorismus. Zudem wurden dem BKA ei-
ne Reihe neuer Befugnisse eingeräumt,
zum Beispiel die so genannte Online-
Durchsuchung. Das Verfassungsgericht bil-
ligte dies, „wenn es Anhaltspunkte einer
konkreten Gefahr für ein überragend wich-
tiges Rechtsgut“ gibt. Alexander Weinlein T
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»Gotteslästerung« im Wandel des Strafrechts
RECHT Juristen und Politiker streiten schon länger über den selten genutzten »Blasphemie-Paragrafen« 166 im Strafgesetzbuch. Mohammed-Karikaturen sind zu tolerieren

Der Koran auf Klopapier war
dem Amtsgericht Lüdinghau-
sen im Kreis Coesfeld in Nord-
rhein-Westfalen im Februar

2006 dann doch eine Verurteilung wert.
Mit Rücksicht auf die „weltpolitische Lage“
nach der Veröffentlichung von Moham-
med-Karikaturen, aber auch schlicht des-
wegen, weil der Angeklagte vorbestraft war
und das Gericht ein Zeichen setzen wollte
in diesem Fall, der weit über die Provinz
hinaus Beachtung fand. Der Mann hatte
Klopapier mit dem Satz „Koran, der heilige
Koran“ bedruckt, dieses versendet und
zum Verkauf anbieten wollen. Wegen Be-
schimpfung von Bekenntnissen nach Para-
graf 166 Strafgesetzbuch (StGB) wurde der
Angeklagte zu einem Jahr Haft verurteilt,
ausgesetzt zu fünf Jahren Bewährung. Zu-
dem sollte der Rentner 300 Stunden Sozi-
aldienst ableisten.
Der Mann hatte seine Aktion mit den isla-
mistischen Terroranschlägen zuvor und
dem Anschlag auf den niederländischen
Filmemacher Theo van Gogh begründet,
der 2004 von einem islamischen Funda-
mentalisten ermordet worden war. Nach
eigener Aussage wollte der 61-Jährige ein
Mahnmal für die Opfer islamistischen Ter-
rors finanzieren. Der Richter sprach da-
mals von einer „erheblichen Verblendung“
des Mannes, der offenkundig im Nahen
Osten einen Islam-Hass entwickelt hatte.

Wenige Fälle Eine Verurteilung nach Para-
graf 166 StGB ist heute selten in Deutsch-
land, weshalb Juristen und Politiker seit
Jahren kontrovers über die Daseinsberech-
tigung dieser Rechtsregelung streiten, zu-
mal einschlägige Fälle auch über die Tatbe-
stände der Volksverhetzung (§ 130 StGB)
und Beleidigung (§ 185 StGB) geahndet
werden könnten. Auch auf dem Deutschen
Juristentag im September 2014 in Hanno-
ver berieten die Teilnehmer über die Frage,
ob dieser Paragraf noch zeitgemäß ist. Die

Befürworter argumentierten, die Rechts-
norm schütze vor Störungen des öffentli-
chen Friedens in einem besonders sensi-
blen Bereich. Das gelte gerade mit Blick auf
Extremisten und Hassprediger, die Fanatis-
mus und Extremismus unter dem Deck-
mantel der Religion praktizierten. Dass in
der Praxis von der Strafvorschrift „nur sehr
behutsam“ Gebrauch gemacht werde, zeige
gerade, dass sie gebraucht werde. Kritiker
bemängelten hingegen, der geschützte öf-
fentliche Friede sei kein ausreichendes

Rechtsgut. Auch entstünden keine Strafbar-
keitslücken, wenn die Vorschrift aufgeho-
ben würde. Zudem müsse es erlaubt sein,
auch überspitzte Kritik zu äußern.

Blutige Geschichte Die rechtlichen Rege-
lungen reichen lange zurück. Der Freibur-
ger Strafrechtsexperte Michael Pawlik, der
sich in Fachbeiträgen sowohl mit der „Reli-
gionsbeschimpfung“ als auch mit der
„rechtstheoretischen Einordnung des mo-
dernen Terrorismus“ beschäftigt hat, ver-

weist darauf, dass früher auf Gottesläste-
rung in Europa schwerste Strafen standen.
So sei erstmals in einer Rechtsschrift aus
dem Jahre 538 die Blasphemie „als todes-
würdiges Verbrechen“ eingestuft worden.
Religionsdelikte hätten lange Zeit in den
Gesetzbüchern eine bedeutende Rolle ge-
spielt mit „äußerst harten Strafen“. Dann
habe sich die rechtliche Wertung allerdings
stark gewandelt, zeitweilig hin zu einer un-
terstellten Geistesverwirrung, die vom Staat
eher gemaßregelt als bestraft werden müs-

se. Im Preußischen Allgemeinen Landrecht
von 1794 habe sich dann der Ton noch-
mals verändert, berichtet Pawlik. „Nicht
mehr als Beleidiger von Gottes Majestät,
sondern als Störer der öffentlichen Ord-
nung wurde der Gotteslästerer bestraft.“
Mit der Aufklärung wandelte sich die Deu-
tung der Gotteslästerung vom „Gottes-
schutz“ zum „Menschenschutz“. Das Straf-
recht sollte dem Bürger dienen, nicht Gott.
Jedoch blieb die Bestrafung der Religions-
vergehen erhalten. Das Preußische Strafge-
setzbuch von 1851 sah für Gotteslästerung
und Verspottung von „Religionsgesellschaf-
ten“ oder religiöser Gebräuche eine Ge-
fängnisstrafe bis zu drei Jahren vor. In Pa-
ragraf 135 war die Rede von „beschimpfen-
dem Unfug“, der zu bestrafen sei. In das
Reichsstrafgesetzbuch von 1871/72, dem
Vorläufer des heutigen Strafrechts, fand das
„Ärgernis“ als Tatbestand Einzug in den
damaligen Paragrafen 166. Diese Vorschrift
hatte dann Bestand bis hinein in die bun-
desrepublikanische Rechtsordnung.

Öffentlicher Friede Seit der Reform von
1969 steht die Erhaltung des öffentlichen
Friedens im Mittelpunkt der Auslegung des
Paragrafen. Als Voraussetzung für eine Be-
strafung muss eine „Bekenntnisbeschimp-
fung“ schwerwiegend sein und den öffentli-
chen Frieden infrage stellen. Und so heißt
es nun: „Wer öffentlich oder durch Verbrei-
ten von Schriften den Inhalt des religiösen
oder weltanschaulichen Bekenntnisses an-
derer in einer Weise beschimpft, die geeig-
net ist, den öffentlichen Frieden zu stören,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren
oder mit Geldstrafe bestraft.“ Und Satz zwei
besagt: „Ebenso wird bestraft, wer öffentlich
oder durch Verbreiten von Schriften eine im
Inland bestehende Kirche oder andere Reli-
gionsgesellschaft oder Weltanschauungsver-
einigung, ihre Einrichtungen oder Gebräu-
che in einer Weise beschimpft, die geeignet
ist, den öffentlichen Frieden zu stören.“

Aber wie lässt sich feststellen, ob der Friede
gefährdet ist? Das Strafgesetzbuch jedenfalls
enthält keine sogenannte Legaldefinition
des Begriffs des „öffentlichen Friedens“.
Vielmehr ist der Begriff durch Rechtspre-
chung und Literatur ausgefüllt, wie es in ei-
ner juristischen Analyse des Bundestages
heißt. So zeichne sich der Begriff durch eine
objektive und eine subjektive Komponente
aus, einerseits die friedfertige demokrati-
sche Interessenregelung und Gesetzesbefol-
gung, andererseits eine „kollektive Vertrau-
enseinstellung“.

Karikaturen Das Vertrauen der Bevölke-
rung in die Fortdauer des Friedens müsse
vorhanden sein. Eine Störung des Friedens
würde voraussetzen, es bestünde bei einem
neutralen Beobachter die begründete Be-
fürchtung, „dass die allgemeine Rechtssi-
cherheit unter der Bevölkerung nicht mehr
gewährleistet ist“. Die Rechtsauslegung ist
aber umstritten. Paragraf 166 StGB schützt
jedoch nach allgemeiner Rechtsauffassung
nicht das religiöse Empfinden Einzelner
(etwa streng Gläubiger) oder den Inhalt
von Religionen und Weltanschauungen.
Demzufolge sind Mohammed-Karikaturen,
wie sie unter anderem von dem französi-
schen Satiremagazin Charlie Hebdo veröf-
fentlicht wurden, nach dem Maßstab des
Paragrafen 166 StGB nicht zu beanstan-
den, zumal in solchen Fällen immer auch
die Kunstfreiheit nach Artikel 5 Absatz 3
des Grundgesetzes zu beachten ist. Freilich,
auch Satire hat Grenzen, aber die müssen
sehr begründet gegen andere Rechtsgüter
abgewogen werden, bevor ein Verbot aus-
gesprochen wird. Claus Peter Kosfeld T

Gegen Religionsstreit hilft mehr Toleranz. Hier ein Bild aus der Komödie „Das Leben des Brian“. © picture-alliance/Mary Evans Picture Library

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Die Presse rückt zusammen
MEDIEN Journalisten solidarisieren sich nach Pariser Terroranschlag. In den USA überwiegt eine distanzierte Haltung

D
ie Terrorserie in Frank-
reich, insbesondere das
Massaker in den Redak-
tionsräumen der Satire-
zeitung „Charlie Heb-
do“, hat bei Medienver-

tretern eine Selbstvergewisserungsdebatte
über den Wert von Presse-, Meinungs- und
Kunstfreiheit ausgelöst – und eine Welle
der Solidarität. Ganz konkret etwa in Form
der Räumlichkeiten, die die Zeitung „Libé-
ration“ den verbliebenen Mitarbeitern des
Magazins überließ, um ihre jüngste Ausga-
be zu produzieren. Oder in Form der
100.000 Pfund, die zum Beispiel der Verlag
der britischen Zeitung „Guardian“ für die
französischen Satiriker spendete.
In den Ereignissen in Paris, so zeigte das
Gros der Reaktionen, sahen viele Journalis-
ten mehr als nur eine Nachricht über ir-
gendeinen Terroranschlag. Die Attacke
wurde als direkter Angriff auf ihre Werte
und ihr Selbstverständnis
verstanden. „Bild“-Chefre-
dakteur Kai Diekmann
„verneigte“ sich am Tag
nach der Attacke auf die
Redaktionsräume in Paris
exemplarisch in einem
Kommentar vor den Kolle-
gen, die den „höchsten
Preis der Freiheit“ gezahlt
hätten. Statt zurückzuste-
cken gelte es nun, weiter
„furchtlos so zu leben, wie
wir leben. […] . Zeichnen,
malen, dichten, ausspre-
chen, wonach uns der Sinn steht“, prokla-
mierte Diekmann.
Die Solidaritätsbekundung „Je suis Char-
lie“ (Ich bin Charlie), die sich zunächst in
den Sozialen Netzwerken verbreitete, grif-
fen auch viele Redaktionen auf – nicht nur
als Meldung, sondern als Statement. Auf
Fotos mit schwarzen Schildern dokumen-
tierten die Mitarbeiter zahlreicher Medien
ihre Solidarität mit den Kollegen von
„Charlie Hebdo“. Journalisten, die sonst
gern an das Distanz-Dogma des einstigen
„Tagesthemen“-Moderators Hanns Joa-
chim Friedrichs erinnern, sich nicht mit ei-
ner Sache gemein zu machen, auch nicht
mit einer guten, suchten in den Tagen nach
dem Anschlag den Schulterschluss.

Gedruckte Solidarität Die Organisation
„Reporter ohne Grenzen“ forderte noch
am Tag der Attacke Medien weltweit dazu
auf, die umstrittenen islamkritischen Kari-
katuren des Magazins zu zeigen – um ein
Signal für die Freiheit zu setzen. Zahlreiche
Medien über Frankreich hinaus taten dies.
Deutsche Zeitungen druckten reihenweise
Titelblätter des Satiremagazins ab, manche

eher mit dokumentarischem Fokus, ande-
re, um ein klares Zeichen zu setzen. Die
Berliner „B.Z.“ packte auf Vorder- und
Rückseite insgesamt 43 „Charlie Heb-
do“-Titelbilder unter dem Motto: „Vive la
liberté […] Freiheit kann man nicht er-
schießen.“ Der „Berliner Kurier“ widmete
seine Titelseite einer blutigen Hommage
an ein „Charlie Hebdo“-Titelblatt.
Auch die „Hamburger Morgenpost“ druck-
te auf der ersten Seite drei auf den Islam
bezogene Titelblätter von „Charlie Hebdo“
und konstatierte in dicken Lettern: „So viel
Freiheit muss sein!“ Zwei Tage später
brannte es in den Kellerräumen des Ver-
lagsgebäudes der Hamburger Boulevardzei-
tung. Personen kamen nicht zu Schaden.
Laut Polizei liegt der Verdacht nahe, dass
ein Zusammenhang zu dem solidarischen
Titelblatt besteht. Täter und Motiv waren
bis zu Redaktionsschluss allerdings unbe-
kannt. Die Hamburger Redaktion ver-

sprach ihren Lesern trotzig:
„Wir bleiben MOPO!“

Angst in Dänemark Diese
offensive Haltung zeigte die
dänische Tageszeitung „Jyl-
lands-Posten“ nicht. Die
Zeitung erklärte in einem
Leitartikel, sie verzichte ak-
tuell aus Furcht auf den Ab-
druck. „Wir sind uns be-
wusst, dass wir uns damit
der Gewalt und Einschüch-
terung beugen“, schrieb das
Blatt laut der Nachrichten-

agentur Reuters. Während auch in dem
nordeuropäischen Land zahlreiche Zeitun-
gen Zeichnungen des französischen Maga-
zins zeigten, passte gerade das Blatt, das
2005 die Mohammed-Karikaturen veröf-
fentlicht hatte: Einige Monate später hatte
der Abdruck zu teils blutigen Protesten in
arabischen Ländern geführt. Die „Jyllands-
Posten“ steht seitdem im Fokus islamisti-
scher Terroristen. Die Redaktion und einer
ihrer Zeichner entgingen teils nur knapp
mehreren Attentatsversuchen.
Auch Leser großer US-amerikanischer Ta-
geszeitungen und Zuschauer von CNN –
im Gegensatz zu Nutzern einiger Online-
Portale – mussten überwiegend auf eine
Darstellung der umstrittenen Karikaturen
und Titelblätter von „Charlie Hebdo“ ver-
zichten. In manchen Beiträgen wurden
zum Beispiel Teile der Titelbilder verpixelt,
andere Fotos so beschnitten, dass die Kari-
katuren nicht zu sehen waren. Doch nicht
aus Angst. Als Begründung führten die Me-
dienmacher redaktionelle Leitlinien an. So
erklärte etwa die „New York Times“, dass
auf den Abdruck von Material, das gezielt
religiöse Befindlichkeiten zu verletzen su-

che, in der Regel verzichtet werde. Die Re-
daktion sei auch in Bezug auf den aktuel-
len Fall davon überzeugt, dass eine Be-
schreibung mit Worten vollkommen aus-
reiche. Schon 2006 hatten die großen
US-Zeitungen, aber auch viele britische,
die umstrittenen Mohammed-Karikaturen
nicht nachgedruckt.
Der Verzicht auf den Abdruck stieß auf Kri-
tik. Der bekannte US-amerikanische Jour-
nalist Jeff Jarvis griff die betreffenden US-
Medien hart an und warf ihnen mangeln-
den Mut vor. Europäische Zeitungen hät-
ten sich solidarisch gezeigt, indem sie die
Bilder gedruckt hätten. „Sie haben die Öf-
fentlichkeit informiert. Nicht so in Ameri-

ka, nicht im Land der Redefreiheit“, wetter-
te Jarvis. Die Debatte über die angebliche
Selbstzensur fällt in den USA aktuell ohne-
hin auf fruchtbaren Boden. Kurz vor Weih-
nachten hatte Sony zunächst die Veröffent-
lichung des Films „The Interview“, eine Ko-
mödie, die unter anderem ein Attentat auf
den Diktator Kim Jong Un zum Inhalt hat,
gestoppt, weil mutmaßlich nordkoreani-
sche Hacker sie unter Druck gesetzt hatten.

Fragwürdige Staatsautorität Presse- und
Meinungsfreiheit, so machten Vertreter der
Zunft in den vergangenen Tagen deutlich,
sind aber nicht nur durch Terroristen be-
droht – auch der Staat kann ein Problem

sein. So merkte „Reporter ohne Grenzen“
kritisch an, dass unter den Staats- und Re-
gierungschefs, die sich beim Trauermarsch
in Paris in einer Nebenstraße für ein Soli-
daritätsfoto aufstellten, zahlreiche waren,
die im Umgang mit der Presse bisher nicht
sonderlich freiheitlich aufgetreten sind.
Dies gilt zum Beispiel für den türkischen
Ministerpräsidenten Ahmet Davutoglu,
dessen Land von der Organisation auf
Platz 154 von 180 ihrer Rangliste der Pres-
sefreiheit geführt wird. Wenige Tage später
ordnete laut Agenturberichten ein türki-
sches Gericht an, Internetseiten zu sperren,
die das aktuelle Mohammed-Cover des Sa-
tiremagazins „Charlie Hebdo“ zeigen. Ge-

gen eine Zeitung, die Teile der Ausgabe
nachdruckte, wird inzwischen ermittelt.
Deutsche Medien- und Journalistenorgani-
sationen formulierten vergangene Woche
einen Aufruf zur Verteidigung der Presse-
freiheit. Darin rufen sie die Bundesregie-
rung dazu auf, sich weltweit für die Frei-
heit der Rede einzusetzen. Der nun auf-
brausenden sicherheitspolitischen Debatte
wollen die Unterzeichner klare Grenzen
setzen. So fordern sie: „Der Anschlag von
Paris darf nicht als Vorwand dienen, mit
Maßnahmen wie der Vorratsdatenspeiche-
rung den Informantenschutz und damit ei-
ne Säule der Presse- und Rundfunkfreiheit
auszuhöhlen.“ Sören Christian Reimer T

Während die türkische Zeitung „Cumhuriyet“ (rechts oben) Teile der neuen Ausgabe der „Charlie Hebdo“ (links oben) zeigte, wurde in der pakistanischen Ausgabe der „Internatio-
nal New York Times“ (rechts unten) auf einen Abdruck des Artikels dazu verzichtet. Die Berliner „B.Z.“ zeigte 43 Titelblätter des Satiremagazins. © picture-alliance/dpa

»Reporter
ohne Grenzen«
rief zum Nach-

drucken der
Karikaturen

auf – aus
Solidarität.



V
or allem für die Oppositi-
on, die es in dem zur
Durchleuchtung des NSA-
Spähskandals eingesetzten
Untersuchungsausschuss
nicht leicht hat, war dies

ein guter Tag. Vergangene Woche hatte Pe-
ter Schaar auf dem Zeugenstuhl Platz ge-
nommen, und der ehemalige Bundesda-
tenschutzbeauftragte lieferte den sichtlich
erfreuten Fraktionsobleuten Martina Ren-
ner (Linke) und Konstantin von Notz
(Grüne) einige Steilvorlagen. So kritisierte
der 60-Jährige die Aufsicht über die Ge-
heimdienste und andere Sicherheitsbehör-
den sowie die Telekommunikationsbran-
che als ineffektiv. Im Geflecht unklarer
Kompetenzen zwischen Bundestag und
Datenschutzbehörde könnten „Kontrolllü-
cken“ entstehen.
Schaar verlangte eine gesetzliche Pflicht
zur Kooperation des Parlamentarischen
Kontrollgremiums (PKGr) und der
G-10-Kommission, die sich um die Nach-
richtendienste kümmern, mit dem Daten-
schutzbeauftragten. Undurchsichtig ist aus
Sicht Schaars besonders die Auslandsauf-
klärung des Bundesnachrichtendiensts
(BND). So sollte die Satellitenaufklärung
ausländischer Datenströme, wie sie vom
BND betrieben werde, der Aufsicht durch
den Datenschutz unterworfen werden.
Gleiches habe für die Ausforschung inter-
nationaler Telekommunikation, die als
Transit durch die Bundesrepublik geleitet
werde, durch den BND zu gelten – wovon
der US-Geheimdienst NSA ebenfalls profi-
tiert.

Keine Nachweise Ganz im Sinne opposi-
tioneller Forderungskataloge plädierte
Schaar überdies dafür, eine durch privat-
rechtliche Verträge und nicht durch gesetz-
liche G-10-Ermächtigungen ermöglichte
Zusammenarbeit von BND und Telekom-
munikationsfirmen beim Anzapfen von In-
ternetknoten der Kontrolle durch die Da-
tenschutzbehörde zu unterwerfen. Gleich-
wohl konnten Linke und Grüne aus
Schaars Auftritt wenig Honig saugen. Denn
auch er musste letztlich Fehlanzeige mel-
den, als es um den Nachweis von Verstö-
ßen hiesiger Geheimdienste im Rahmen
des NSA-Skandals ging, dessen Kern sich
um das Ausspionieren der Telekommuni-
kation von Bundesbürgern dreht.
Ob deutsche Nachrichtendienste der NSA
Informationen über Bundesbürger zugelei-
tet haben, was untersagt ist, prüfen die Ab-
geordneten anhand des Projekts „Eikonal“,
bei dem der BND in Kooperation mit der
NSA und mit technischer Hilfe der Tele-
kom von 2004 bis 2008 in Frankfurt am
Main einen Internetknoten ausforschte,
und anhand des Horchpostens Bad Aib-
ling. Mehrere BND-Vertreter haben vor
dem Ausschuss betont, die in Frankfurt
und an dem bayerischen Standort zur Aus-
wertung vorgesehenen ausländischen Da-
tenströme seien gründlich gefiltert worden,
so dass keine Erkenntnisse über Deutsche
an die NSA geflossen seien.
Schaar berichtete, dass er nach dem Auf-
fliegen des NSA-Skandals eine Vielzahl von
Nachfragen und Kontrollen bei Sicher-
heitsbehörden und Telekommunikations-
firmen gestartet habe, um einer möglichen
Mitwirkung deutscher Stellen in der NSA-
Affäre auf die Spur zu kommen. Dazu hät-

ten auch Vor-Ort-Inspektionen gehört. Fa-
zit: Alle Behörden und Unternehmen hät-
ten erklärt, sie hielten sich an deutsches
Recht und gäben keine Daten von Deut-
schen weiter. Zudem wisse man nichts von
einer unbemerkten Ableitung von Daten
durch technische „Seitenkanäle“. Auch bei
den Kontrollen vor Ort, berichtete Schaar,
„haben wir nichts festgestellt“.
Alles palletti also? Das dann doch nicht.
Ausführlich schilderte Schaar die Probleme
seiner Behörde, die nicht in der Lage, tech-
nisch zu prüfen, was sich konkret beim An-
zapfen eines Internetknotens abspiele. Für
die Kontrolle aller Sicherheitsbehörden
stünden lediglich fünf Mitarbeiter zur Ver-
fügung. Auf seine Anfragen hätten „man-
che Stellen reagiert, manche nicht“, erläu-

terte Schaar. Das Innenministerium habe
zunächst eine Antwort komplett verwei-
gert, weil diese Thematik Sache der
G-10-Kommission sei. Erst nach massivem
Druck sei es doch noch zu Gesprächen ge-
kommen. Das Kernproblem aus Sicht
Schaars: Kümmere sich die G-10-Kommis-
sion um eine Überwachungsmaßnahme,
sei der Datenschutz aus dem Spiel, „dann
ist unser Pulver verschossen“. Sei in einem
Fall das G-10-Gremium nicht beteiligt,
dann sei zwar die Datenschutzbehörde ge-
fordert – die aber ins Leere laufe, wenn die
Regierung keine Auskünfte erteile.
Von „Eikonal“ habe er erst aus den Medien
erfahren, erzählte Schaar den verblüfften
Abgeordneten. Renner wollte wissen, ob
die NSA deutschen Geheimdiensten viel-

leicht „Technik unterjubelt, die mehr kann
als sie soll“, ob also Hard- und Software
womöglich so manipuliert werde, dass die
NSA unbemerkt an sensible Daten heran-
komme. Der Zeuge bestätigte solche Dis-
kussionen in Fachkreisen, „aber es fehlen
die Nachweise“.
Notz bezweifelte, dass die Filtertechnik des
BND tatsächlich in der Lage ist, aus den
ausländischen Datenströmen jedwede Te-
lekommunikation auszusortieren, die zwi-
schen Deutschen stattfindet. Eine hundert-
prozentige Filterung des Internet-Verkehrs
sei unmöglich, sagte auch Schaar. Zu dieser
Thematik, meinte der Vorsitzende Patrick
Sensburg (CDU), müsse der Ausschuss
wohl bei der G-10-Kommission näher
nachfragen. Karl-Otto Sattler T

Mehr Rechte für Angeklagte
RECHT Die Bundesregierung will Angeklagten
in Berufungsverfahren mehr Rechte einräu-
men. Ihr Gesetzentwurf (18/3562) stieß bei der
ersten Lesung im Plenum vergangenen Don-
nerstag auf grundsätzliche Zustimmung aller
Fraktionen. Mit dem Gesetz soll die Strafpro-
zessordnung (StPO) im Hinblick auf die Anwe-
senheitspflicht eines Angeklagten in einem Be-
rufungsverfahren verändert werden.
Der Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte hatte in der bisherigen Regelung der
StPO einen Verstoß gegen Artikel 6 (Recht auf
faires Verfahren) der Europäischen Menschen-
rechtskonvention gesehen. Bisher wird eine
vom Angeklagten angestrebte Berufung ohne
Verhandlung zur Sache verworfen, wenn die-
ser zu Beginn der Verhandlung abwesend ist.
Ausnahmen sind nur in sehr eng umrissenen
Fällen möglich. Die Vertretung durch einen be-
vollmächtigten Anwalt ist nicht zulässig. Letz-
teres soll durch die Novelle nun ermöglicht

werden. Damit werde für den Angeklagten
kein Recht auf Abwesenheit etabliert, stellte
Christian Lange (SPD), Parlamentarischer
Staatssekretär im Justizministerium, klar. Zu-
dem schiebe der Entwurf möglichen Verfah-
rensverschleppungen einen Riegel vor. Patrick
Sensburg (CDU) sah Klarstellungsbedarf hin-
sichtlich der Rolle des Verteidigers, wenn die-
ser anstelle des Angeklagten einen Sachvor-
trag einbringen sollte.
Halina Wawzyniak (Die Linke) schlug vor, an-
statt über die unter bestimmten Voraussetzun-
gen auch weiterhin vorgesehene Verwerfung
der Berufung ohne Verhandlung zur Sache
über eine Zweitansetzung nachzudenken.
Hans-Christian Ströbele (Grüne) kritisierte,
dass die Neuregelung immer noch zu viele Ein-
schränkungen für Angeklagte vorsehe.
Mit dem Gesetz soll zudem ein Rahmenbe-
schluss des Europäischen Rates zu Abwesen-
heitsentscheidungen umgesetzt werden. scr T

Umstrittene Lärmschutzregelung
SPORT Die Lärmschutzverordnung für Sport-
anlagen muss nach Ansicht der Verbände re-
formiert werden. Diese Forderung erhoben der
Deutsche Olympische Sportbund (DOSB) und
der Deutsche Fußballbund (DFB) vergangene
Woche vor dem Sportausschuss des Bundesta-
ges. Vertreter beider Organisationen machten
deutlich, dass der Zielkonflikt zwischen Sport-
aktivitäten einerseits und dem Ruhebedürfnis
der Anwohner anderseits immer öfter zu Ein-
schränkungen oder Verboten von Sportplatz-
aktivitäten führe.
Um 20.00 Uhr gehe auf vielen Sportplätzen in-
zwischen das Licht aus, sagte DFB-Vertreter
Willi Hink. Ebenso wie die Ruhezeiten am Wo-
chenende zwischen 13.00 und 15.00 Uhr führ-
ten diese Einschränkungen dazu, dass Fußball-
vereine Aufnahmestopps verhängen müssten
und Kommunen immer häufiger darüber dis-
kutierten, ob sich Investitionen in Sportanla-
gen überhaupt noch lohnten. Dies habe auch

damit zu tun, dass beispielsweise die Moderni-
sierung einer schon vorhandenen Sportanlage
zur Folge habe, dass diese Anlage aus dem als
Standortschutz gedachten „Altanlagenbonus“
herausfalle und nach dem Baurecht mit erhöh-
ten Lärmschutzvorschriften bewertet werde.
Auch aus Sicht des Deutschen Städtetages be-
steht Handlungsbedarf. Dessen Vertreter Klaus
Hebborn sprach sich für einen fairen Interes-
senausgleich aus.
Nicht vermittelbar sei, da waren sich die Ver-
treter der Kommunen und des Sports einig,
dass Kinderlärm unterschiedlich behandelt
werde. So dürften Kinder auf einem Bolzplatz
nach der 2011 festgeschriebenen „Kinderlärm-
Privilegierung“ auch Krach machen. Auf einem
benachbarten Sportplatz im Vereinstraining
könnten Kinder dies nur im Rahmen behördli-
cher Einschränkungen und unter der Gefahr ei-
ner Nutzungseinschränkung für Vereinsmitglie-
der tun. Götz Hausding T

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Vereinfachte Meldeverfahren
ARBEIT Mit einem Gesetzentwurf der Bun-
desregierung (18/3699) zur Verbesserung der
elektronischen Meldeverfahren für die Sozial-
versicherungen soll der Bürokratieaufwand
merklich verringert werden. Bei der ersten Be-
ratung vergangene Woche im Bundestag
sprach Gabriele Hiller-Ohm (SPD) von der Not-
wendigkeit, die „überbordende Bürokratie ab-
zubauen und Verwaltungsvorgänge zu verein-
fachen“. Es gehe zum Beispiel darum, An- und
Abmeldungen sowie monatliche Beitragsmel-
dungen von Beschäftigten bei den Kranken-
und Unfallkassen sowie bei der Renten-, Ar-
beitslosen- und Pflegeversicherung zu erleich-
tern. Ferner werde angestrebt, die elektroni-
schen Verfahren „gesetzesfest“ zu machen.
Jedes Jahr fielen 400 Millionen sogenannte
Meldevorgänge an. Die Sozialversicherungsda-
ten von rund vier Millionen Unternehmen

müssten regelmäßig gemeldet werden. Das er-
fordere leistungsfähige Systeme, die nun zu
optimieren seien. Gabriele Schmidt (CDU) be-
zifferte den einmaligen Umstellungsaufwand
für Arbeitgeber und Sozialversicherungsträger
auf rund 93 Millionen Euro. Im Gegenzug wür-
den die Arbeitgeber pro Jahr um rund 126 Mil-
lionen Euro entlastet, die Sozialversicherungs-
träger um etwa sieben Millionen Euro.
Die Opposition ist nicht grundsätzlich gegen
eine solche Entlastung, gibt aber zu bedenken,
dass gerade kleinere Firmen durch die neuen
technischen Anforderungen überfordert wer-
den könnten. Matthias Birkwald (Linke) gab
ferner zu bedenken, dass mit dem Bürokratie-
abbau der Datenschutz oft eingeschränkt wer-
de. Auch Wolfgang Strengmann-Kuhn sprach
sich dafür aus, die Frage des Datenschutzes
„intensiver“ zu betrachten . pk T
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Der langjährige ehemalige Datenschutzbeauftragte Peter Schaar wurde diesmal als Zeuge im NSA-Ausschuss gehört. © picture-alliance/dpa

Keine Beweise
NSA-AUSSCHUSS Die Opposition wittert einen Skandal,

aber Belege brachte auch der Zeuge Schaar nicht.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Teurer Flitzer auf der Datenautobahn
GESUNDHEIT Streit über die elektronische Gesundheitskarte und sensible Patientendaten

Wenn es um Autos geht, kennen die Deut-
schen ja bekanntlich keinen Spaß. Was die
neue elektronische Gesundheitskarte
(eGK) damit zu tun hat? Eigentlich nichts,
es sei denn, die Abgeordneten im Bundes-
tag beraten gerade bildreich über Wohl
und Übel einer chancenreichen, in jedem
Fall kostspieligen und mit Datenschutzrisi-
ken behafteten Zukunftstechnologie im
Gesundheitswesen. Und so war in der ver-
gangenen Woche in der Debatte über ei-
nen Antrag der Linksfraktion (18/3574)
mit dem Ziel, die eGK zu stoppen, auf ein-
mal von Sportwagen, Datenautobahnen
und Gangwechseln die Rede.
Die elektronische Gesundheitskarte, ein
Projekt von 2004, ist nach allerlei Verzöge-
rungen erst Anfang 2015 verbindlich einge-
führt worden. Die alte Versichertenkarte
hat ihre Gültigkeit verloren, was die Linken
ganz schlecht finden und am liebsten zu-
rückdrehen würden. Das Projekt habe
schon rund 1,2 Milliarden Euro verschlun-
gen und das für eine Karte, die bisher nicht
mehr könne als die alte, somit unwirt-
schaftlich und unzweckmäßig sei, sagte Ka-
thrin Vogler von der Linksfraktion. Die
Karte habe nicht einmal genügend Platz,
um einen Medikationsplan abzuspeichern,
rügte Vogler und hielt der Regierung vor,
einen Sportwagen gebaut zu haben, der
nicht mal genügend Platz im Kofferraum
habe, um eine Getränkekiste abzustellen.

Digitale Vernetzung Auf der neuen Ge-
sundheitskarte ruhen große Hoffnungen,
soll sie doch in der Zukunft alle Basisinfor-
mationen über die Versicherten enthalten,
verschlüsselt zugänglich für alle wichtigen
Akteure im Gesundheitswesen. Über eine
Telematikinfrastruktur soll zudem das ge-
samte Gesundheitswesen elektronisch ver-
netzt werden, um Zeit und Wege zu sparen

und damit Geld. So könnte auch die Mög-
lichkeit geschaffen werden, in ländlichen
Gebieten die medizinische Versorgung je-
derzeit zu gewährleisten, unter anderem
mit Hilfe der Telemedizin. In diesem Jahr
will Bundesgesundheitsminister Hermann
Gröhe (CDU) ein sogenanntes E-Health-
Gesetz vorlegen, in das die neuen techni-
schen Standards einfließen sollen.
Die Datensicherheit spielt eine zentrale
Rolle bei dem Projekt und wird gerade vor
dem Hintergrund immer neuer Hackeran-
griffe kontrovers diskutiert. Aus Sicht der
Linken ist ein Datenmissbrauch in diesem
sensiblen Bereich geradezu unausweich-
lich. Die CDU-Gesundheitsexpertin Katja
Leikert hielt der Linksfraktion vor, „völlig
überzogene Schreckensszenarien zu zeich-
nen“ und „Obstruktionspolitik“ zu betrei-
ben im Hinblick auf ein „national bedeu-
tendes Großprojekt“, bei dem 70 Millio-

nen Versicherte, 2.100 Krankenhäuser,
21.000 Apotheken und 208.000 Ärzte mit-
einander vernetzt würden.
Die fortschreitende Digitalisierung sei im
Gesundheitswesen angekommen und biete
Vorteile gegenüber der alten Vorgehenswei-
se, Karteikarten auszufüllen, Befunde zu fa-
xen und Arztbriefe per Post zu verschicken.
Leikert räumte ein, dieses Projekt habe be-
reits „sehr viel Geld“ gekostet, aber im Bau
sei nun eine Datenautobahn, auf der bald
„viele Sportwagen flitzen“ könnten. Die
Daten würden nicht auf einem Zentralser-
ver gespeichert, sondern dezentral. Zudem
dürften die Versicherten entscheiden, wel-
che Daten über die Karte abrufbar seien
und wem sie diese zugänglich machen
wollten.
Die Grünen teilen die Sorgen der Linken,
was die Datensicherheit angeht, wollen
sich den Schlussfolgerungen aber nicht an-
schließen. Die Grünen-Gesundheitsexper-
tin Maria Klein-Schmeink forderte, die Ge-
sundheitsdaten mit den „höchstmöglichen
Standards“ zu sichern. Es sei aber nicht der
richtige Weg, die Gesundheitskarte zu stop-
pen. Die Linken stellten zwar die richtigen
Fragen, gäben aber die falschen Antworten.
Klein-Schmeink mahnte beschleunigte Ver-
fahren und klare Zeitpläne an. Das Projekt
sei sinnvoll, habe aber bisher „eine er-
bärmliche Ausbeute“ erbracht.
Der SPD-Abgeordnete Dirk Heidenblut
versicherte, der Datenschutz sei gewährleis-
tet. Aus seiner Sicht sei eine funktionieren-
de Telematikinfrastruktur der künftige
„Schlüssel für die Kommunikation im Ge-
sundheitswesen“. Die Selbstverwaltung im
Gesundheitswesen hat nach Ansicht von
Union und SPD das Projekt in der Vergan-
genheit eher blockiert als gefördert. Hei-
denblut mahnte daher: „Wir müssen einen
Gang zulegen.“ . Claus Peter Kosfeld T

Die eGK im Scheckkartenformat
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Kauder ist jetzt
Rekordhalter
PERSONALIE Volker Kauder ist seit dem
vergangenen Dienstag neuer Rekordhalter:
Noch nie stand ein Abgeordneter länger an
der Spitze der CDU/CSU-Fraktion des Bun-
destages als der 65-jährige Jurist aus Hof-
fenheim in Baden-Württemberg, der sei-
nen Wahlkreis Rottweil/Tuttlingen zuletzt
bei der Bundestagswahl 2013 wieder direkt
gewinnen konnte.
Kauder ist bereits seit 1990 Mitglied des
Deutschen Bundestages. Er war von 1998
bis 2002 Vorsitzender der CDU-Landes-
gruppe Baden-Württemberg im Parlament
und von Oktober 2002 bis Januar 2005
Erster Parlamentarischer Geschäftsführer
seiner Fraktion. Seit dem 21. November
2005, also mehr als neun Jahre lang, steht
Kauder an der Spitze der Unionsfraktion
und löste nunmehr Alfred Dregger als den
bisherigen Spitzenreiter ab, der von 1982
bis 1991 die gemeinsame Fraktion von
CDU und CSU geleitet hatte.
Die Abgeordneten der beiden christdemo-
kratischen Parteien bilden bereits seit 1949
eine gemeinsame Fraktion im Bundestag.
Erster Fraktionschef war Konrad Adenauer
(CDU), der allerdings nur wenige Tage am-
tierte, bevor er zum ersten Bundeskanzler
der Bundesrepublik Deutschland ernannt
wurde. Die Fraktionsgemeinschaft muss
nach jeder Wahl erneuert werden, und bis-
lang standen immer CDU-Abgeordnete an
der Fraktionsspitze. Zum Dank für die ge-
leistete Arbeit erhielt der Unionsfraktions-
chef vergangene Woche von seinen Mitar-
beitern einen Strauß Blumen. pk T

Nachwuchs für die Truppe
BUNDESWEHR Gesetz zur Attraktivitätssteigerung

Für die Soldaten der Bundeswehr soll zu-
künftig analog zu den Bundesbeamten
prinzipiell eine regelmäßige Wochenar-
beitszeit von 41 Stunden gelten. Dies sieht
der von Verteidigungsministerin Ursula
von der Leyen (CDU) vorgelegte Entwurf
eines Bundeswehr-Attraktivitätssteigerungs-
gesetzes (18/3697) vor, über das der Bun-
destag in der kommenden Woche erstmals
beraten wird. Mit dem Gesetz will die Mi-
nisterin die Streitkräfte im Wettbewerb mit
der freien Wirtschaft um geeigneten Nach-
wuchs besser positionieren. Nach dem
Aussetzen der Wehrpflicht im Jahr 2011
büßte die Bundeswehr ihre bisherige breite
Rekrutierungsbasis für Zeit- und Berufssol-
daten ein. Das Gesetzespaket sieht eine
Reihe von Verbesserungen in den Berei-
chen Arbeitszeiten, Besoldung, Beförde-
rungen und soziale Absicherung vor.
Neben der Einführung der regelmäßigen
Wochenarbeitszeit sollen auch die Mög-

lichkeiten für Teilzeitbeschäftigungen in
der Truppe nach dem Vorbild des öffentli-
chen Dienstes ausgebaut werden. Mit die-
sen Regelungen soll vor allem die Verein-
barkeit von Dienst und Familienleben er-
leichtert werden.
Um vor allem dringend benötigtes, hoch-
qualifiziertes Personal für die Streitkräfte
zu gewinnen, ist die Einführung eines Per-
sonalbindungszuschlages für Zeit- und Be-
rufssoldaten geplant. Dieser Zuschlag soll
bis zu vier Jahre lang in Höhe von 20 Pro-
zent des ersten Grundgehaltes gezahlt wer-
den können – entweder in Form eines mo-
natlichen Zuschlags oder als Einmalzah-
lung. Damit sollen Personalengpässe in
Verwendungsbereichen, die über sechs Mo-
nate lang ihre Sollstärke nur zu 90 Prozent
erreichen, schneller beseitigt werden.
Erhöht werden sollen neben dem Wehr-
soldtagessatz zudem die Erschwernis- und
Stellenzulagen, beispielsweise für Minen-
taucher, Angehörige des Kommandos Spe-
zialkräfte und Soldaten, die ihren Dienst
in Bunkeranlagen leisten. Zudem sollen
nach dem Willen der Ministerin die Beför-
derungsmöglichkeiten von Mannschafts-
dienstgraden durch eine Streichung der
Planstellenobergrenzen verbessert werden.
Verbesserungen sieht das Gesetz auch bei
der sozialen Absicherung der Soldaten vor.
So sollen Zeitsoldaten zukünftig eine er-
höhte Nachversicherung in der gesetzli-
chen Rentenversicherung erhalten. Zudem
soll der Stichtag für Entschädigungszah-
lungen nach dem Einsatzversorgungsgesetz
für Soldaten, die in Auslandseinsätzen ver-
letzt wurden, vom 1. Dezember 2002 auf
den 1. Juli 1992 vorverlegt werden.
Die Kosten für das Attraktivitätsprogramm
beziffert das Verteidigungsministerium auf
rund eine Milliarde Euro für die Jahre 2015
bis 2018. Alexander Weinlein TMinisterin Ursula von der Leyen (CDU)
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Polizeivertrag mit Polen
KOOPERATION Behörden sollen enger zusammenarbeiten

Die Bundesregierung hat einen Gesetzent-
wurf zum deutsch-polnischen Polizeiab-
kommen vom 15. Mai vergangenen Jahres
(18/3696) vorgelegt. Mit dem Abkommen
sollen nach den Worten von Bundesinnen-
minister Thomas de Maizière (CDU) „ver-
besserte rechtliche Grundlagen für die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit

zwischen den Polizei-, Grenz- und Zollbe-
hörden in Deutschland und Polen“ ge-
schaffen werden. „Durch eine enge Koope-
ration mit unseren Nachbarn erreichen wir
eine wirksame Bekämpfung der grenzüber-
schreitenden Kriminalität“, hatte der Res-
sortchef bei der Verabschiedung des Ge-
setzentwurfes durch das Bundeskabinett er-
klärt. Mit der Vorlage sollen die innerstaat-
lichen Voraussetzungen für das Inkrafttre-
ten des Abkommens geschaffen werden.
Das neue Abkommen soll den derzeit gel-
tenden deutsch-politischen Polizeivertrag
vom Februar 2002 ersetzen. Dieser stammt
noch aus der Zeit vor dem EU-Beitritt Po-
lens. Er bleibt laut Innenministerium „in
Teilen hinter dem zwischenzeitlich auch
für die Republik Polen geltenden europäi-
schen Rechtsrahmen und anderen bilatera-
len Polizeiverträgen der Bundesrepublik“
zurück. Das Abkommen soll den Angaben
zufolge möglichst im Sommer dieses Jah-
res in Kraft treten. stoT

Bundesinnenminister de Maizière (CDU)
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Abgeltung von Urlaub
BEAMTE Personalwechsel soll erleichtert werden

Mit den Stimmten der Koalition hat der
Bundestag vergangene Woche Änderungen
des Bundesbeamtengesetzes und weiterer
dienstrechtlicher Vorschriften beschlossen.
Gegen die Stimmen der Linksfraktion ver-
abschiedete das Parlament einen entspre-
chenden Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung (18/3248) in der Ausschussfassung
(18/3748). Die Vorlage sieht unter ande-
rem vor, die Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofes und des Bundesver-
waltungsgerichts zur Abgeltung von Erho-
lungsurlaub, der krankheitsbedingt bis zur
Beendigung des Beamtenverhältnisses
nicht realisiert wurde, gesetzlich nachzu-
vollziehen. Die Richter hatten den Anga-
ben zufolge entschieden, dass Beamte ei-
nen Anspruch auf eine solche Abgeltung
haben. Da die Abgeltung von Urlaub der-
zeit im Bundesbeamtengesetz und in der
Erholungsurlaubsverordnung nicht vorge-
sehen ist, sollen die urlaubsrechtlichen Re-
gelungen entsprechend geändert werden.
Ferner soll der Personalwechsel zwischen
dem deutschen öffentlichen Dienst und
europäischen Institutionen oder interna-
tionalen Organisationen erleichtert wer-
den. Um die Fortdauer des Bundesbeam-
tenverhältnisses neben einem weiteren öf-
fentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsver-

hältnis zu einem anderen Dienstherrn wie
beispielsweise einem Bundesland oder ei-
ner „Einrichtung ohne Dienstherrnfähig-
keit nach deutschem Recht“ wie etwa der
EU-Kommission anordnen zu können, sei
laut Bundesbeamtengesetz das Einverneh-
men des anderen Dienstherrn beziehungs-
weise der Einrichtung erforderlich. In der
Vergangenheit sei das Ersuchen um Ertei-
lung des Einvernehmens jedoch bei den
zuständigen ausländischen Stellen nicht
selten auf Unverständnis und in Einzelfäl-
len gar auf Verweigerung gestoßen. Künftig
sollte nun für die Anordnung der Fortdau-
er des Bundesbeamtenverhältnisses kein
Einvernehmen mit dem neuen Dienstherrn
beziehungsweise der internationalen Ein-
richtung mehr erforderlich sein. Der In-
nenausschuss hatte dazu einen Änderungs-
antrag der Koalition beschlossen, um der
Sorge der Länder Rechnung zu tragen wer-
den soll, dass die betroffenen Dienststellen
es versäumen könnten, „versorgungslasten-
teilungsrechtliche Folgen bei einem dop-
pelten Beamtenverhältnis vorab zu klären“.
Für einen Personalwechsel vom Bund zu
„Dienstherren im Sinne des Beamtensta-
tusgesetzes“ – insbesondere Länder und
Kommunen – soll es damit beim Vorbehalt
des Einvernehmens bleiben. sto T

Anspruch auf Hilfe
FAMILIE Linke fordert Gesetz zum Schutz von Frauen

Die Linksfraktion fordert einen Rechtsan-
spruch auf Schutz und umfassende Hilfe
für von Gewalt betroffene Frauen und de-
ren Kinder. Über einen dahingehenden
Antrag (18/2884) beriet der Bundestag ver-
gangene Woche. Die Bundesregierung wird
darin aufgefordert, in dieser Wahlperiode
einen Gesetzentwurf vorzulegen, der so ge-

staltet werden müsse, dass er „unabhängig
von Einkommen, Aufenthaltstitel, Her-
kunftsort, gesundheitlicher Einschränkun-
gen oder Behinderungen für die betroffe-
nen Frauen und deren Kinder gilt“. Ziel des
Gesetzentwurfs soll die einzelfallunabhän-
gige und bedarfsgerechte Finanzierung des
Schutz- und Hilfesystems bei Gewalt gegen
Frauen sein.
Damit die Regelung die gewünschte Wir-
kung erfahren kann, soll die Regierung
nach den Vorstellungen der Linken einen
Plan vorlegen, wie der Rechtsanspruch um-
fassend für alle von Gewalt betroffenen
Frauen und deren Kinder umgesetzt wer-
den soll und wie die erforderlichen perso-
nellen und finanziellen Ressourcen dafür
bereitgestellt werden können. „Dazu sollte
ein Nationaler Aktionsplan III zur Be-
kämpfung der Gewalt gegen Frauen den
notwendigen Rahmen abgeben“, heißt es
in dem Antrag. Zur Begründung ihres Vor-
stoßes verweist die Fraktion auf die „er-
schreckenden Ergebnisse“ einer internatio-
nalen Studie zur Gewalt gegen Frauen.
Demnach seien 33 Prozent der Frauen seit
ihrem 15. Lebensjahr von körperlicher
oder sexueller Gewalt betroffen gewesen.
In Deutschland habe der Anteil bei 35 Pro-
zent gelegen. Götz Hausding TGewalt gegen Frauen ist alltäglich.
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angweilig ist es im Zweiten
Untersuchungsausschuss des
Bundestages schon lange nicht
mehr. Seit kurz vor Weihnach-
ten der ehemalige SPD-Abge-
ordnete Sebastian Edathy die

Öffentlichkeit mit der Mitteilung über-
raschte, er sei 2013 über die Kinderporno-
Ermittlungen gegen ihn von seinem dama-
ligen Fraktionskollegen Michael Hartmann
auf dem Laufenden gehalten worden und
dieser habe den obersten Chef des Bundes-
kriminalamtes (BKA), Jörg Ziercke, als sei-
ne Quelle genannt, seitdem ist der U-Aus-
schuss ein Krimi.
Seinem Ziel, die Wahrheit herauszufinden,
ist der Untersuchungsausschuss aber nicht
wirklich näher gekommen. Edathy war am
18. Dezember vergangenen Jahres als Zeu-
ge geladen. Wenige Tage zuvor hatte er ex-
klusiv dem Magazin „Stern“ und dann, un-
mittelbar vor seiner Vernehmung, über die
Bundespressekonferenz allen Medien seine
Geschichte präsentiert. Hartmann, wegen
der Geschichte im „Stern“ kurzfristig als
weiterer Zeuge geladen, hatte Edathy auf
der ganzen Linie widersprochen. Er habe
in der Zeit seit November 2013, als die Er-
mittlungen gegen Edathy liefen, zwar en-
gen Kontakt zu diesem gehalten, aber nur,
weil es diesem damals sehr schlecht ging
und er als innenpolitischer Sprecher eine
menschliche Verantwortung für ihn emp-
fand. Über den Stand der Ermittlungen ha-
be er Edathy nie informiert und das auch
gar nicht gekonnt, weil er nichts darüber
wusste, schon gar nicht von Ziercke. Die-
sen habe er zwar öfter getroffen, aber über
Edathy sei nie geredet worden.
So stand Aussage gegen Aussage. Weil es
dann schon weit nach Mitternacht war, ver-
tagte der 2. UA die geplante Konfrontation
Edathys mit Hartmanns Darstellung auf
die nächste Sitzung im neuen Jahr.

Edathy bekräftigt Darstellung Die war
vergangene Woche, mit Ziercke als erstem
Zeugen, der ebenfalls Edathys Darstellung
zurückwies, und eben mit Edathy, der sei-
ne Version bekräftigte und um einige De-
tails anreicherte. Am Ende war es wieder,
wenn auch nicht ganz so weit, nach Mitter-
nacht, es stand wieder Aussage gegen Aus-
sage, und keiner mochte sich festlegen, ob
die eine oder die andere Version oder viel-
leicht auch keine der Wahrheit entspricht.
Höchstens ließ sich sagen, wer einen über-
zeugenden Eindruck machte. Das war nach
Aussagen aller Ausschussmitglieder Zier-
cke, nach SPD-Einschätzung auch Hart-
mann, nach Ansicht der übrigen Fraktio-
nen, vor allem der Oppositionsvertreter,
aber ebenfalls Edathy. Bei der Wahrheits-
findung hilft dies kaum weiter.
Nur sehr bedingt hilfreich sind auch Überle-
gungen, wer ein Motiv haben könnte, trotz
Strafandrohung bei einer Falschaussage vor
dem Untersuchungsausschuss zu lügen. Eda-
thy könnte durch seine Aussage bei dem ab
Februar anstehenden Strafprozess vor dem
Landgericht Verden nichts gewinnen. Er
könnte aber, was ihm insbesondere Hart-
mann unterstellte, aus Rache handeln, weil
er sich von seiner Partei und Fraktion unge-
recht behandelt fühlt. Hartmann wiederum
droht, sollte Edathys Darstellung zutreffen,
ein Strafverfahren wegen Beihilfe zur Straf-
vereitelung. Das wäre sein politisches Ende,
zumal er vor einem Jahr bereits in eine Dro-
genaffäre verwickelt war. Ein durchaus star-
kes Motiv für eine Falschaussage.
Ziercke schließlich drohte wegen Strafver-
eitelung im Amt sowie Geheimnisverrats
nicht nur ein Strafverfahren, sondern als
pensioniertem Beamten auch ein Diszipli-
narverfahren, bei dem es auch um seine Al-
tersversorgung ginge. Das drohte freilich
auch, sollte der einstige Chef des Bundes-
kriminalamtes der Falschaussage überführt
werden.
Im Einzelnen sagte Ziercke vor dem Aus-
schuss, er habe Hartmann bei verschiede-

nen Anlässen getroffen, gelegentlich mit
ihm telefoniert und sich einmal jährlich
mit ihm zum Essen getroffen. Es sei dabei
nie über den Fall Edathy gesprochen wor-
den und auch nicht über den zugrunde lie-
genden Ermittlungskomplex „Selm“. Hart-
mann habe auch „niemals die rote Linie
überschritten“, von ihm Informationen zu
wollen, die preiszugeben eine Dienst-
pflichtverletzung bedeutet hätte.
Während Jörg Ziercke be-
tonte, wie sehr er Hart-
mann wegen seiner Kom-
petenz und persönlichen
Art geschätzt habe, sagte er
über Sebastian Edathy, er
habe diesen in schlechter
Erinnerung. Als Leiter des
NSU-Untersuchungsaus-
schusses in der vergange-
nen Wahlperiode sei ihm
dessen Arroganz und feh-
lende Bereitschaft, zuzuhö-
ren, aufgefallen. Er habe
keine Veranlassung gehabt,
„ausgerechnet diesen mir unsympathi-
schen Menschen zu schützen“ und dafür
sein Amt zu riskieren, indem er ihn über
laufende Ermittlungen in Kenntnis setzt.
Anders als von Edathy im Dezember darge-
stellt, habe er auch nicht die SPD, deren
Mitglied er ist, schützen wollen. Dies wäre,
argumentierte Ziercke, angesichts der oh-
nehin laufenden Ermittlungen auch gar
nicht möglich gewesen.

In einem Fall habe die Information auch
gar nicht vom BKA kommen können. Es
ging um den Antrag der Staatsanwaltschaft
Hannover auf Aufhebung der Abgeordne-
ten-Immunität Edathys, der dieser durch
seine Mandatsniederlegung am 7. Februar
2014 unmittelbar zuvor gekommen war.
Von diesem Antrag habe das BKA erst spä-
ter erfahren. Nach Zierckes Einschätzung
hat Edathy auch überhaupt keinen Infor-

manten benötigt. Spätes-
tens seit den Presseveröf-
fentlichungen im Novem-
ber 2013 über Ermittlun-
gen gegen einen kanadi-
schen Kinderporno-Ver-
trieb, bei dem Edathy be-
stellt hatte, habe dieser
wissen können, was ihn er-
wartet. Aber auch schon
zuvor sei in einschlägigen
Internet-Foren wiederholt
über die von Kanada aus-
gehenden Ermittlungen be-
richtet worden.

Mit einer Aussage erschütterte Ziercke aller-
dings Hartmanns Glaubwürdigkeit. Der
hatte im Dezember vor dem Untersu-
chungsausschuss ausgesagt, Ziercke sei
Gast auf seinem 50. Geburtstag gewesen,
und das auf Nachfrage bekräftigt. Ziercke
bestritt dies aber. Die Ausschussvorsitzende
Eva Högl (SPD) warf hierzu ein, sie sei auf
dem Fest gewesen und könne Zierckes Aus-
sage bestätigen – was ihr von der Oppositi-

on den Vorwurf einbrachte, sie hätte das
schon im Dezember bei Hartmanns Aussa-
ge mitteilen müssen.
Eine Unstimmigkeit auf Seiten Zierckes er-
gab sich, als dieser nach einem Telefonat
mit dem damaligen Ersten Parlamentari-
schen Geschäftsführer und heutigem Vor-
sitzenden der SPD-Fraktion, Thomas Op-
permann, Mitte Oktober 2013 gefragt wur-
de. Bei seiner Anhörung vor dem Bundes-
tags-Innenausschuss im
Frühjahr 2014 hatte Zier-
cke ausgesagt, Oppermann
habe ihm dargestellt, was
er über Ermittlungen ge-
gen Edathy erfahren habe,
und er, Ziercke, habe da-
rauf mit „ich kommentiere
das nicht“ geantwortet.
Nun, vor dem Untersu-
chungsausschuss, wollte
Ziercke die Frage zunächst
nicht beantworten mit der
Begründung, er wolle sich
keinen Vorwurf machen
lassen, wenn die Aussagen nicht wortwört-
lich übereinstimmen. Von Högl darauf
hingewiesen, dass er antworten müsse, bat
Ziercke um Einsicht ins Protokoll des In-
nenausschusses. In einer kurzen nichtöf-
fentlichen Beratung lehnte der Ausschuss
das aber ab. Daraufhin sagte Ziercke aus, er
habe damals auf Oppermanns Darstellung
geantwortet, dass er diese nicht dementie-
re. Darauf hingewiesen, dass dies als Bestä-

tigung verstanden werde, sagte Ziercke,
dies sei ihm nicht bewusst gewesen.
Sebastian Edathy blieb anschließend, bei
der Fortsetzung seiner im Dezember unter-
brochenen Zeugenvernehmung, dabei:
„Ich habe von keiner anderen Stelle, keiner
anderen Person Informationen gehabt als
von Michael Hartmann.“ Und Hartmann
habe ihm mehrfach gesagt, dass seine In-
formationen von Ziercke stammten. Er

könne zwar nicht ausschlie-
ßen, dass ihn Hartmann
hier angelogen hat. Doch es
sei auffällig, dass Informa-
tionen durch Hartmann
über einzelne Schritte der
Staatsanwaltschaften immer
erfolgten, kurz nachdem
das BKA den Ermittlungsak-
ten zufolge davon Kenntnis
erlangt hatte. Zur Darstel-
lung Hartmanns, er habe
ein Alkoholproblem, be-
merkte Edathy, sein Alko-
holgebrauch sei „im Bun-

destags-Vergleich eher unterdurchschnitt-
lich“. Anders als von Hartmann behauptet
habe er mit diesem auch nie über Gesund-
heitsprobleme gesprochen.
Entschiedenen Einspruch erhob Edathy ge-
gen Medienberichte, er habe über eine
mögliche Einstellung seines Strafverfahrens
vor dem Landgericht Verden falsche Anga-
ben gemacht. Edathy hatte am 18. Dezem-
ber ausgesagt, der Richter habe ihm ange-

boten, das Verfahren gegen eine Geldaufla-
ge in mittlerer vierstelliger Höhe einzustel-
len. Dazu hieß es, nicht der Richter, son-
dern Edathys Anwalt habe einen solchen
Deal vorgeschlagen. Edathy präsentierte
dem U-Ausschuss nun ein Schreiben seines
Anwalts, das seine Version stützen sollte.

Zeugen Erstmals brachte Edathy potentielle
Zeugen ins Spiel. So habe sich Hartmann
bei einem Bekannten im Landeskriminal-
amt Mainz nach dem Stand der Ermittlun-
gen in dem kanadischen Kinderporno-
Komplex erkundigt, was zeige, dass es die-
sem nicht nur um Edathys Gesundheitspro-
bleme gegangen sei. Weiter sagte Edathy, er
habe drei vertraute Personen laufend davon
in Kenntnis gesetzt, was ihm Hartmann be-
richtet hatte. Er habe sich dies also nicht
nachträglich ausgedacht, um der SPD zu
schaden. Mehrfach bot Edathy auch seinen
Rechtsanwalt als Zeugen an, der seine Aus-
sagen bestätigen könne.
Diese Einlassungen veranlassten den Un-
tersuchungsausschuss am Ende der Zeu-
genvernehmung in nichtöffentlicher Sit-
zung mit Edathy zu besprechen, in wel-
chem Umfang er bereit ist, die Schweige-
pflicht seines Anwalts aufzuheben, sowie
von ihm die Namen der genannten drei
Vertrauten zu erfragen. Rechtzeitig vor der
nächsten Sitzung am 28. Januar wollen
sich die Obleute nun verständigen, wer
dann als Zeuge helfen soll, der Wahrheit
näher zu kommen. Peter Stützle T

Krimi im Ausschuss
EDATHY-AFFÄRE Auch nach der zweiten Befragung des früheren Bundestagsabgeordneten
und dem Zeugenauftritt von Ex-BKA-Chef Ziercke stehen Aussage gegen Aussage

Nach dem früheren Präsidenten des Bundeskriminalamts, Jörg Ziercke (links) , absolvierte Sebastian Edathy (rechts) vergangene Woche seinen zweiten Auftritt vor dem Untersuchungsausschuss. © picture-alliance/dpa

Niemand
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zu lügen,
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hilfreich.
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A
uch wenn die Bildungspoli-
tik der letzten Jahre viele Er-
folge vorweisen kann, übte
die Opposition in der De-
batte über den Nationalen
Bildungsbericht 2014 (18/

2990) am vergangenen Freitag scharfe Kri-
tik. Der bildungspolitische Sprecher von
Bündnis 90/Die Grünen, Özcan Mutlu,
verteilte an die Bundesregierung eine „fette
Sechs“. Zentrale Ziele, des Bildungsgipfels
von 2008 seien nicht erreicht worden, be-
mängelte er.
Bundesbildungsministerin Johanna Wanka
(CDU) hingegen lobte, die „Investitionen
der letzten Jahre in die Bildung haben sich
ausgezahlt“. Wanka verwies auf die hohe
Studienanfängerquote von über 50 Pro-
zent, den Hochschulpakt 2020 für den
Ausbau von Studienplätzen und den star-
ken Anstieg von Betreuungsplätzen für un-
ter Drei-Jährige.

Neben dem Bildungsbericht debattierte der
über einen gemeinsamen Antrag der CDU/
CSU- und SPD-Fraktion (18/3546) sowie
die Anträge der Grünen (18/3412) und der
Linksfraktion (18/3728). Der Bildungsbe-
richt wird alle zwei Jahre von einem Team
unabhängiger Wissenschaftler im Auftrag
von Bund und Ländern erstellt.

Schulabbrecher Wanka betonte, dass die
Schulabbrecherquote auf 5,9 Prozent gefal-
len sei. 2008 habe sie noch bei sieben Pro-
zent gelegen. Doch auch wenn die Ministe-
rin den Rückgang der Schulabbrecherquote
als Erfolg darzustellen versuchte, interpre-
tierte ihn Mutlu als unzureichend, das ge-
steckte Ziel von vier Prozent in 2017 sei
kaum noch zu erreichen. Die Regierung sei
„in den Kernbereichen des Bildungsgipfels
gescheitert“.
Wanka widersprach dem Vorwurf, dass das
Bildungssystem in Deutschland Bildungs-

ungerechtigkeit fördere. Sie rechnete vor,
dass Kinder mit Migrationshintergrund in
den Jahren zwischen 2003 bis 2012 in der
Bildungskompetenz um 24 Prozent zuge-
legt hätten. Trotz der positiven Entwick-
lung konstatierte auch Wanka, dass Mig-
rantenkinder noch immer nicht auf dem
Niveau anderer Kinder lägen. „Aber sie ho-
len auf“, sagte die Ministerin.
Die bildungspolitische Sprecherin der
Linksfraktion, Rosemarie Hein, hingegen
benannte andere Ungerechtigkeiten im Bil-
dungswesen. Kinder von Eltern, die keinen
akademischen Abschluss hätten, gingen
sehr viel seltener an ein Gymnasium als
Kinder aus Akademikerhaushalten und
würden auch deutlich seltener studieren.
Insgesamt würden diese Kinder sechs Mal
häufiger an Hauptschulen landen. „So
kann es im Bildungssystem in Deutschland
nicht weiter gehen“, sagte Hein. Die Links-
politikerin bemängelte zudem die situati-

on in der beruflichen Bildung. Die Zahl
der Ausbildungsabschlüsse sei erneut ge-
sunken. Dieser Rückgang sei eben nicht
mit „Passungsproblemen“ zu erklären, wie
dies Ministerin Wanka getan habe. Unter
Passungsproblemen versteht man, dass ein
Bewerber keine für ihn geeignete Lehrstelle
angeboten bekommt. Laut Hein ist das An-
gebot an sich zu gering. So hätten im ver-
gangen Jahr hätten 81.000 Bewerber kei-
nen Ausbildungsvertrag bekommen.

Inklusion Ein wichtiges Thema in vielen
Reden war die Inklusion von Behinderten
in das Bildungssystem, dem Schwerpunkt-
kapitel des Nationalen Bildungsberichts.
Wanka lobte unter anderem die große Da-
tengrundlage, die mit dem Bericht nun
erstmals zu dem Thema vorliege.
Die behindertenpolitische Sprecherin der
SPD-Fraktion, Kerstin Tack, betonte: „Wir
haben noch einen langen Weg vor uns.“
Von den 500.000 Kindern (6,6 Prozent),
die einen sonderpädagogische Förderbe-
darf hätten, würden 72 Prozent in die För-
derschule gehen und nur 28 Prozent in all-
gemeinbildende Schulen unterrichtet. Mit
steigendem Alter nehme die Inklusion
grundsätzlich ab und dreiviertel der För-
derschüler würden keinen Schulabschluss
machen. Es reiche nicht, ein Kind aus einer
Förderschule in eine allgemeinbildende
Schule zu geben und ihm einige wenige
Förderstunden zuzubilligen. „Das ist ja
nicht mehr als eine Einzelintegration“, sag-
te Tack. „Wir wollen Inklusion. Wir wollen
die Veränderung der Systeme.“ Alle Kinder
und Jugendlichen sollten eine gute Förde-
rung erhalten, unabhängig von Behinde-
rungen.

Weniger Schulen Xaver Jung (CDU), bil-
dungspolitischer Sprecher der Unionsfrak-
tion, verwies auf die aktuelle OECD-Studie
und lobte: „Wir sind auf einem guten
Weg.“ Als Beispiel nannte er unter ande-
rem die Betreuung von unter Drei-Jähri-
gen, die steigende Zahl junger Menschen,
die einen Berufsabschluss erlangen und
das duale Ausbildungssystem. Gleichwohl
zeige der Bildungsbericht auch, wo es
Nachholbedarf gebe. Jung nannte unter
anderem den Einsatz für ein besseres Be-
treuungsangebot in Kindertagesstätten und
ein wohnortnahes differenziertes Schulsys-
tem. Die Zahl allgemeinbildender Schulen
ist laut Bildungsbericht seit 1998 um 19
Prozent gesunken. Sinkende Schülerzahlen
würden außerhalb der Ballungsräume viele
Kommunen vor allem in Ostdeutschland
vor Probleme stellen, ein dichtes Netz an
Schulen zu erhalten, mahnte Jung.
Die Koalitionsfraktionen setzen sich in ih-
rem Antrag vor allem dafür ein, die Bil-
dungsforschung in der inklusiven Bildung
als Schwerpunktthema weiterzuführen und
dass die Kultusministerkonferenz einen
Entwicklungsplan zur Schaffung von inklu-
siven Bildungseinrichtungen aufstellt.
Die Grünen fordern in ihrem Antrag neben
der Abschaffung des Kooperationsverbotes
im Bildungswesen die Vorlage eines Ge-
setzentwurfs durch die Regierung, der die
Bildungsgerechtigkeit für alle Kinder und
Jugendlichen voran bringt.

Armutsrisiko Die Linksfraktion fordert in
ihrem Antrag den Zugang zu Bildung für
alle und weist darauf hin, dass noch im-
mer drei von zehn Kindern in mindestens
einer Risikolage wie Bildungsarmut, mate-
rielle Armut oder Arbeitslosigkeit aufwach-
se. Laut Bildungsbericht lag der Anteil
2012 bei 29,1 Prozent. Auffällig seien die
großen Unterschiede zwischen den Bun-
desländern. Insbesondere in den Stadtstaa-
ten bestehe diesbezüglich weiterhin Hand-
lungsbedarf.
Der Bildungsbericht und die Anträge wur-
den zur weiteren Beratung an die Aus-
schüsse überwiesen. Annette Rollmann T

Die Inklusion behinderter Schüler an allgemeinbildenden Schulen soll verstärkt werden. © picture-alliance/dpa

Ein weiter Weg
BILDUNG Trotz erreichter Fortschritte üben Linke und
Grüne Kritik an der Regierung und Ministerin Wanka

Sanierung der
Mauer
KULTUR Die Haushaltspolitiker Rüdiger
Kruse (CDU) und Johannes Kahrs (SPD)
setzen sich die Aufnahme der East-Side-
Gallery in Berlin in das Denkmal-Sonder-
programm des Bundes ein. Dadurch könn-
te die Sanierung des berühmten Mauerab-
schnitts entlang der Spree im Osten der
Hauptstadt, die rund 250.000 Euro kosten
wird, in Zusammenarbeit realisiert werden.
Dies teilten die beiden für Kultur zuständi-
gen Haushälter am Freitag in einer gemein-
samen Presseerklärung mit. Sie hätten des-
halb dem Berliner Kulturstaatssekretär Tim
Renner empfohlen, einen entsprechenden
Antrag vorzubereiten.
„Die East Side Gallery in Berlin ist ein pop-
kultureller Gedenkort und zugleich Touris-
tenmagnet“, erklärten Kruse und Kahrs.
Durch eine enge Zusammenarbeit auf Bun-
des- und Landesebene könne ein Akzent
mit internationaler Ausstrahlung gesetzt
werden. Auch über eine dauerhafte Förde-
rung zum Erhalt des Mauerabschnitts müs-
se diskutiert werden.
Über die Vergabe von Mitteln aus dem
Denkmal-Sonderprogramm des Bundes
entscheidet Kulturstaatsministerin Monika
Grütters (CDU). Der Bund könnte sich mit
bis zu 50 Prozent an den Sanierungskosten
beteiligen, das Land Berlin müsste die üb-
rigen 50 Prozent tragen.
Zuletzt war die unter Denkmalschutz ste-
hende East-Side-Gallery mit ihren weltbe-
rühmten Graffiti aus der Wende-Zeit im
Jahr 2009 umfassend saniert worden. Seit-
dem haben sich jedoch tausende Besucher
mit Kritzeleien und Graffiti auf dem Mau-
erabschnitt verewigt. Zudem müssen
Schadstellen ausgebessert werden aw T

Experten in der
Stasi-Zentrale
BSTU Vor 25 Jahren, am 15. Januar 1990,
demonstrierten tausende Menschen vor
den Toren der Zentrale des Staatssicher-
heitsdienstes der DDR in der Berliner Nor-
mannenstraße und verlangten dessen Auf-
lösung. Im weiteren Verlauf der Kundge-
bung gelang es schließlich, das Gelände zu
besetzen und somit die weitere Vernich-
tung der Geheimdienstakten zu verhin-
dern.
Die vom Bundestag eingesetzte Experten-
kommission zur Zukunft der Stasi-Unterla-
genbehörde (BStU) unter Vorsitz des frühe-
ren Ministerpräsidenten von Sachsen-An-
halt, Wolfgang Böhmer (CDU), nutzte am
vergangenen Donnerstag das geschichts-
trächtige Jubiläum für einen Besuch in der
ehemaligen Stasi-Zentrale und um sich
vom Bundesbeauftragten Roland Jahn über
den aktuellen Stand der Erfassung, Verwah-
rung und Verwendung der Unterlagen in-
formieren zu lassen.
Auf damals etwa 18 Millionen DDR-Bürger
kamen 41 Millionen Stasi-Karteikarten.
„Viele Personen stehen auf mehreren Kar-
teikarten. Es gibt die unterschiedlichsten
Fundorte, was die Recherche für uns beson-
ders macht“, erklärte die Leiterin des Ar-
chivs, Birgit Salamon. Im Archiv der Zen-
tralstelle in Berlin liegt rund die Hälfte der
111.000 laufende Meter umfassenden Ge-
samtmenge an Unterlagen. Eine der
Hauptaufgaben der Archive ist es, die Un-
terlagen für Bürger, Forschung und Medien
zugänglich zu machen.
In der ehemaligen Stasi-Zentrale eröffnete
vergangene Woche zudem die neue Dauer-
ausstellung über das Wirken des DDR-Ge-
heimdienstes. abb/aw T

KURZ NOTIERT

Ein Sachbuch über Nordkorea war seit lan-
gem überfällig – selten genug wird über
das international isolierte und sich selbst
abschottende Land berichtet. Ausländische
Journalisten erhalten keine Akkreditierung,
freies Reisen ist verboten. Diese Lücke ver-
sucht der Wiener Wirtschaftsprofessor und
Korea-Experte Rüdiger Frank mit einem in-
formativen, wenn auch insgesamt enttäu-
schenden Buch zu schließen. Frank be-
schäftigt sich seit mehr als 20 Jahren mit
Korea. Als Leipziger Student konnte er di-
rekt nach dem Fall der Mauer ein Sprachse-
mester in Nordkorea verbringen. Damals
verglich er die verschiedenen Sozialismus-
Modelle miteinander und prognostizierte –
so wie viele andere Experten auch – das
rasche Ende des Regimes.
Franks Buch enttäuscht vor allem deshalb,
weil der Leser vergebens auf die im Titel
angekündigten „Innenansichten“ wartet.
Der Alltag der Nordkoreaner bleibt verbor-
gen. Frank führte weder Hintergrundge-
spräche mit hochrangigen Politikern noch
kam es zu näheren Kontakten mit den ein-
fachen Menschen. Angesichts der Gefahren
für Leib und Leben im real existierenden
Totalitarismus mag dies noch angehen. Es
erklärt jedoch nicht, warum der Autor auf
eine ausführliche Darstellung des Repressi-
onssystems verzichtet.
Die detaillierte Beschreibung der Herr-
schaftsstrukturen und der kommunisti-
schen Ideologie fällt zu verständnisvoll aus.
Das nur rhetorisch, also nicht ernst gemein-
te Angebot von Kim Il-Sung aus dem Jahr
1980, eine Konföderation mit Südkorea zu
bilden, bezeichnet Frank als „genial“. Der
Autor ist nicht nur unkritisch; vielmehr ver-
sucht er, die Probleme des Landes aus der
Perspektive des Regimes zu beschreiben.
Vielleicht weil er „im Dialog mit nordko-
reanischen wie mit südkoreanischen offi-
ziellen Stellen“ steht? Wie purer Zynismus
klingt eine der Schlüsselthesen des Nordko-
rea-Experten: Die „omnipräsente Ideolo-
gie“ und das „allgemein akzeptierte Sys-
tem“ seien trotz Hungersnot das Überle-
bensgeheimnis Nordkoreas. Doch warum
stützt sich das Regime dann auf einen so
brutalen Repressionsapparat? manu T

Rüdiger Frank

Nordkorea.
Innenansichten ei-
nes totalen Staates.

Deutsche
Verlags-Anstalt,
München 2014;
428 S., 19,99 €

Die politischen Umbrüche in Osteuropa
um das Wendejahr 1989 wurden von
den kommunistischen Reformern im
Kreml begrüßt. Sie werteten sie als Re-
sultat der Perestrojka-Politik Michail
Gorbatschows zur Erneuerung des Sozia-
lismus. Das galt sowohl für die Öffnung
des „Eisernen Vorhangs“ in Ungarn als
auch für den Fall der Berliner Mauer.
Tatsächlich redete sich die herrschende
Nomenklatura ihre strategische Nieder-
lage in Osteuropa jedoch nur schön. Da-
bei war dem inneren Kreis um Präsident
Gorbatschow durchaus bewusst, dass
das sozialistische System längst in sei-
nen Grundfesten erschüttert ist. Die ost-
europäischen Satellitenstaaten konnten
ihre Auslandsschulden nicht mehr bedie-
nen, ihnen drohte der Staatsbankrott.
Wie die neuesten Quellenforschungen
zeigen, stand auch die Sowjetunion kurz
vor der Zahlungsunfähigkeit. Allerdings
wurde diese Gefahr von den Akteuren
im Kreml verdrängt.
Welche belastbaren Erkenntnisse hatte
die sowjetische Führung im Wendejahr
1989 über die politischen Entwicklungen
in der DDR und den anderen osteuropäi-
schen Staaten? Einige Antworten konnte
man bereits in den Biografien Gorba-
tschows und Schewardnadses finden.
Was fehlte, waren die Originalquellen
aus den sowjetischen Archiven, die das
Grazer Ludwig Boltzmann-Institut für
Kriegsfolgen-Forschung jetzt mit präzi-
sen Kommentaren präsentiert. Als Resul-
tat einer zweijährigen Kooperation mit
dem Russischen Staatsarchiv für Zeitge-
schichte (früher Archiv des Zentralkomi-
tees der KPdSU) enthält das Buch 99 Do-
kumente aus dem Politbüro aus dem
Jahr 1989. Die als „streng geheim“ qua-
lifizierten Quellen umfassen Sitzungspro-
tokolle und Politbüro-Beschlüsse, Bot-
schaftsberichte aus den osteuropäischen
Hauptstädten, ZK-Analysen und Ein-
schätzungen des KGB. Ein Genuss und
ein Muss für jeden historisch interessier-
ten Leser. manu T

Stefan Karner u.a.
(Hg.):

Der Kreml und die
Wende 1989.
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Synonym der Moderne
BAUHAUS-JUBILÄUM Bund steuert 52 Millionen Euro für Museums-Neubauten bei

Die Bundesregierung wird sich an den Vor-
bereitungen zum 100. Jahrestag der Grün-
dung der Bauhaus-Kunstschule im Jahr
2019 engagieren. Der Bund sei deshalb of-
fiziell dem aus sieben Bundesländern be-
stehenden Bauhausverbund beigetreten, er-
klärte Kulturstaatsministerin Monika Grüt-
ters (CDU) am vergangenen Donnerstag.
Hundert Jahre nach der Gründung 1919 sei
das Bauhaus „ein Synonym für die Moder-
ne und ein Beleg dafür, wie sich starke Ide-
en dauerhaft und weltweit verbreiten kön-
nen“.
Das Engagement des Bundes für das Bau-
haus-Jubiläum wird von allen Fraktionen
im Bundestag begrüßt. Das Parlament de-
battierte ebenfalls am vergangenen Don-
nerstag über einen entsprechenden Antrag
der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
SPD (18/3727). Allein für Museumsneu-
bauten in Berlin, Dessau und Weimar stellt
der rund 52 Millionen Euro zur Verfügung.
„In Berlin wird endlich der längst fällige
Erweiterungsbau zum Bauhaus-Archiv ent-
stehen. Der Bund hat dafür 28,1 Millionen
Euro bereitgestellt“, führte die CDU-Abge-
ordnete Ute Bertram aus. Mit weiteren 12,5
Millionen Euro werde das Bauhaus-Muse-
um in Dessau kofinanziert und für den
Neubau des Bauhaus-Museums in Weimar
seien weitere elf Millionen geflossen. Zu-

dem erhalte die Kulturstiftung des Bundes
weitere fünf Millionen Euro, um das Jubi-
läum mit Projekten zu begleiten.
Harald Petzold von der Linksfraktion und
Christian Kühn vom Bündnis 90/Die Grü-
nen lobten das Engagement des Bundes
ausdrücklich. Zugleich kritisierten sie, dass
die Koalition die Oppositionsfraktionen
nicht an der Formulierung des Antrages be-
teiligt hätten. Das kulturelle Erbe des Bau-
hauses dürfe aber „niemand für sich allein
beanspruchen“, sagte Petzold.

Der Vorsitzende des Kulturausschusses
Siegmund Ehrmann (SPD) erinnerte an
die bewegte Geschichte des Bauhauses. Die
von Walter Gropius in Weimar gegründete
Kunstschule sei 1925 nach Dessau gezogen
und 1933 unter dem Druck der National-
sozialisten geschlossen worden. Besonders
„der linksgerichtete, avantgardistische Le-
bensstil“ der Bauhäusler sei den Nazis
„übel aufgestoßen“, ihre Arbeit habe als
„entartet“ gegolten und viele hätten emi-
grieren müssen. Alexander Weinlein T

Das Bauhaus in Dessau © picture-alliance/dpa

Mandela versus Kissinger
HOCHSCHULEN Streit um Stiftungsprofessur in Bonn

Die Fraktion Die Linke ist mit ihren Anträ-
gen zur Verhinderung der Henry-Kissinger-
Stiftungsprofessur an der Universität Bonn
und zur Einrichtung einer Nelson-Mande-
la-Stiftungsprofessur für Friedenspolitik
und Völkerrecht an einer deutschen Hoch-
schule gescheitert. Der Bundestag lehnte
die beiden Anträge (18/1642, 18/1643)
am vergangenen Donnerstag mit den Stim-
men der Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und SPD mehrheitlich ab. Die Grünen un-
terstützen den Vorstoß für die Mandela-
Stiftungsprofessur, enthielten sich in der
Frage der Kissinger-Stiftungsprofessur der
Stimme.
Die Koalitionsabgeordneten Karl Lamers
(CDU) und Fritz Felgentreu (SPD) warfen
der Linksfraktion vor, sie versuche die bei-
den Friedensnobelpreisträger Nelson Man-
dela und Henry Kissinger gegeneinander
auszuspielen und den ehemaligen ameri-
kanischen Außenministers zu diskreditie-
ren. Zudem versuche sie einmal mehr, an-
tiamerikanische Ressentiments zu schüren.

Alexander Neu (Linke) hingegen argumen-
tierte, Kissinger habe den Friedensnobel-
preis (1973) im Gegensatz zu Mandela
(1993) nicht verdient. Mandela sei ein
„unermüdlicher Kämpfer für Frieden, Frei-
heit und Versöhnung“ gewesen. Kissinger
hingegen sei „verantwortlich für eine ag-
gressive Außenpolitik und Sicherheitspoli-
tik, konkret für die Destabilisierung miss-
liebiger Staaten, Unterstützung gewaltsa-
mer Regimes Changes und Etablierung dik-
tatorischer und menschenrechtsverletzen-
der Regime“, kritisierte Neu. Deshalb sei es
ein „verheerendes Signal“, wenn die Bun-
desregierung eine Stiftungsprofessur für
Kissinger mit jährlich 300.000 Euro finan-
ziere .
Auch die Grünen-Abgeordnete Katja Dör-
ner kritisierte die Regierung. Über 100
Professoren europäischer Universitäten
hätten die Benennung der Stiftungspro-
fessur nach Kissinger als „schlichtweg
inakzeptabel“ bezeichnet. „Ich ärgere
mich vor allem sehr, dass die berechtigte
Kritik seitens der Bundesregierung einfach
abgebügelt wurde und die Benennung so
durchgezogen worden ist“, sagte Katja
Dörner.
Der Lehrbetrieb der Kissinger-Stiftungspro-
fessur wurde bereits in vergangenen Jahr
aufgenommen. aw T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper



Die epochale Sozialreform
ZEHN JAHRE HARTZ IV Mit dem Gesetz hat sich viel verändert, manches verbessert, aber einige Probleme sind ungelöst

Z
um 1. Januar 2005 trat mit
dem sogenannten Hartz-IV-
Gesetz das letzte Arbeits-
marktreformpaket der rot-
grünen Regierung unter Bun-
deskanzler Gerhard Schröder

(SPD) in Kraft. Es war und ist immer noch
eines der umstrittensten Sozialgesetze der
bundesdeutschen Nachkriegsgeschichte.
Positiv interpretiert, waren die Reformen in
Deutschland wie auch an-
derswo der Versuch, inner-
halb eines etablierten Sys-
tems aus Haushaltsdiszip-
lin und zaghaften bis ener-
gischen neoliberalen Refor-
men einen leidlich sozial-
integrativen, jedoch in den
engen Grenzen der not-
wendigerweise sparsamen
Haushaltsführung einen fi-
nanzierbaren Wohlfahrts-
staat aufrechtzuerhalten.
Negativ interpretiert, waren
die Arbeitsmarktreformen
getrieben von dem Interesse, den überbor-
denden Wohlfahrtsstaat an das deregulierte
Wirtschafts- und Beschäftigungssystem
nach unten anzupassen.

Verdeckte Armut Die Einführung von
Hartz IV im Jahr 2005 war indes kein neo-
liberaler Durchmarsch: Der Neoliberalis-
mus – so es ihn als politischen Akteur
überhaupt gibt – überließ vielmehr einer
rot-grünen Bundesregierung den Kahl-
schlag des Wohlfahrtsstaates. Und der so-
genannte Genosse der Bosse, wie Schröder
auch gern genannt wurde, beauftragte den
seinerzeit in der SPD und den Gewerk-
schaften gut vernetzten und für seine inno-
vativen Ideen bekannten Personalvorstand
des Volkswagen-Konzerns, Peter Hartz, mit
einer Kommission zur Reform des Arbeits-
marktes, so dass es schwerfällt, von
Hartz IV als einem sozialpolitischen Para-
digmenwechsel oder gar einer Revolution
von Oben zu sprechen.
Zunächst fand Anfang 2005 der System-
wechsel unerwartet bruchlos statt, aller-
dings mit einer Million Bedarfsgemein-
schaften mehr als erwartet, die wohl aus
verdeckten Armutslagen, der Dunkelziffer,
in die Antragstellung kamen. Seither sind,
mit leichten Schwankungen, jährlich etwa
zwischen sechs und sieben Millionen Men-
schen auf den Bezug der Grundsicherungs-
leistungen des Sozialgesetzbuches II
(SGB II) angewiesen.
Begleitet waren die ersten Jahre der Reform
von umfangreichen Protesten derjenigen,
die als Verlierer der Gesetzesänderungen
anzusehen waren – insbesondere der vor-
maligen Bezieher von Arbeitslosenhilfe
oder der Leidtragenden der gekürzten Be-
zugsdauer des Arbeitslosengeldes I.
Auch wenn die materielle Grundversor-
gung einigermaßen funktionierte und hier
und da nachgebessert wurde: Hartz IV hat-
te weitergehende Ansprüche. Aktivierung
war das Wort der Stunde seit etwa 2003
mit dem Ziel der Hin- oder Rückführung
an eine Existenz ohne Leistungsbezug, oft
formuliert in Anklängen an urliberale The-

sen, Arbeitslosigkeit sei entweder ein päda-
gogisches oder ein Motivationsproblem.
Ein breites Maßnahmenbündel wurde so-
gleich in die Tat umgesetzt, Trainingsein-
heiten und kurztaktige subventionierte Be-
schäftigung bildeten die wichtigsten För-
derinstrumente.

Fördern und fordern Sanktionsmöglich-
keiten, niedrigschwellige Kontrollen auf

Arbeitsbereitschaft, auf fak-
tisches Vorhandensein von
Bedarfsgemeinschaften, auf
rationale Lebensführung
und arbeitsmarktorientier-
tes Verhalten bildeten die
„fordernde“ Komponente.
Fördern und fordern wurde
moderiert in sogenannten
Eingliederungsvereinbarun-
gen, deren eigentlicher Ver-
tragsgegenstand, die „Ein-
gliederung in Erwerbsar-
beit“, letztlich nur sehr be-
dingt im Einfluss von Ar-

beitsvermittlern und Hilfebedürftigen liegt.
Die Wirkung der Aktivierungspolitik im
SGB II ist jedoch keine reine Erfolgsstory,
sondern fällt ausgesprochen gemischt aus,
zumindest wenn die Arbeitsmarktintegrati-
on als ihr unmittelbares Ziel verstanden
wird. Hier rangieren betriebliche Trai-

ningskurse und Praktika an oberen Plät-
zen. Auch geförderte Übergänge in Selbst-
ständigkeit sind durchaus erfolgreich für
diejenigen, die sich in den komplexen Aus-
wahlprozessen bewähren. Langfristig hilft
bestimmten Zielgruppen auch die Teilnah-
me an geförderter Beschäftigung oder die
Unterstützung der Ausbildung bei Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen, die
Sprachförderung bei Immigranten, auch
wenn bei diesen Maßnah-
men die Wirkungen eher
schwach sind.
Wenn etwa die Dauer der
Erwerbslosigkeit von Teil-
nehmern an solchen Kursen
mit ähnlichen Arbeitslosen
verglichen wird, die nicht
an dem Angebot teilgenom-
men haben, bewirken nur
die besten Maßnahmen, die
Zeit ohne Job um ein Fünf-
tel oder ein Zehntel zu ver-
kürzen.
Jedoch müssen etliche Leis-
tungsbezieher gar nicht eigens aktiviert
werden, sondern kehren nach einer Er-
werbsunterbrechung selbst auf den Arbeits-
markt zurück, so etwa beruflich gut qualifi-
zierte Alleinerziehende nach der Kinder-
pause. Andere sind in Ausbildung, in der
Schule oder erwerbstätig, auch etwa die

mehr als eine Million Menschen, die zu ih-
rem geringen Verdienst noch Arbeitslosen-
geld II beziehen müssen, um über die Run-
den zu kommen.

Erfahrungen mit Ein-Euro-Jobs Verwen-
det man einen erweiterten Teilhabebegriff,
wie er den wohlfahrtsstaatlichen Normen
der Bundesrepublik letztlich zugrunde
liegt, so zeigt sich, dass Effekte der sozialen

Stabilisierung oder Verbes-
serung der Teilnahme am
sozialen und kulturellen
Leben weitaus mehr re-
flektiert werden müssen,
als in den ersten Jahren
von Hartz IV. So waren ge-
rade in dieser Hinsicht die
vielgescholtenen Ein-
Euro-Jobs nicht schlecht,
was erst mit der Zeit regis-
triert wurde. Auch das
2011 verabschiedete Bil-
dungs- und Teilhabepaket
markiert ein Umdenken,

auch wenn viel Expertenkritik daran zu
hören ist.
Gleiches gilt für die Einsicht, dass manche
erwerbsfernen Leistungsbezieher unter
Umständen erst stabilisiert, dann an das
soziale Leben herangeführt werden müs-
sen, um erst danach über Zwischenstatio-
nen geförderter Beschäftigung an eine Ein-
gliederung in den ersten Arbeitsmarkt zu
denken.
Solche Stufenprozesse sind ein Feld für
klassische Sozialarbeit und Beratung im
Fallmanagement. Sie überschreiten die
Standardaufgaben der Arbeitsvermittlung,
worauf so manche Grundsicherungsträger
aber bereits reagiert haben.

Konstant viele Bezieher Zwar gibt es teil-
weise eine erhebliche Fluktuation an Per-
sonen im ALG-II-Bezug und nur ein klei-
ner Teil bildet den sogenannten harten
Kern. Doch die Zahl der Bürger, die die
Grundsicherung für Erwerbsfähige in An-
spruch nehmen müssen, ist in zehn Jahren
Hartz IV überraschend konstant geblieben.
Konjunktureffekte schlagen nur gering auf
die Zahl der Leistungsempfänger durch, so
dass auch nach zehn Jahren Hartz IV und
nunmehr immerhin fünf Jahren entspann-
ter Arbeitsmarktlage immer noch sechsein-
halb Millionen Menschen in der Grundsi-
cherung für Erwerbsfähige betreut werden
müssen.
Was hat Hartz IV dann gebracht? Jeden-
falls keine Senkung der Sozialausgaben
und keine substanzielle Reduktion der Ar-
mut in Deutschland. Hartz IV stellt jedoch
die Grundversorgung von Millionen Haus-
halten sicher, wie seine Vorgänger. Das
Grundsicherungssystem in Deutschland
wurde zum Nachteil mancher Betroffenen
ein Stück weit entdifferenziert: keine ein-
maligen Leistungen mehr, kein biografie-
oder lohngekoppeltes Sondersystem für
vormals Erwerbstätige mehr.
Dafür ist das neue System etwas großzügi-
ger als die alte Sozialhilfe, was Wohnei-
gentum, Auto und Lebensversicherung be-
trifft, wovon aber nur eine Minderheit

profitiert. Grundsicherungsempfänger ha-
ben einen systematischeren Zugang zu ar-
beitsmarktbezogenen Maßnahmen als
vorher in der Sozialhilfe.
Glücklicherweise ist Hartz IV – anders als
im Jahr 2005 von vielen befürchtet und
manchen erhofft – kein neoliberales Ar-
mutsregime geworden. Dies zeigt sich an
der allmählichen Anerkennung der Bedeu-
tung weiterer Teilhabedimensionen und
einem, gleichwohl nicht immer optima-
len, Verbesserungsprozess, etwa Einmal-
zahlungen bei Kindern, Bildungs- und
Teilhabepaket, Vorzug von Ausbildung ge-
genüber „work first“ bei Jugendlichen,
kleine Veränderungen in der Regelsatzbe-
rechnung.

Prekäre Unterbeschäftigung Hartz IV ist
also, bezogen auf die Versorgung, ein leid-
lich funktionierendes Grundsicherungssys-
tem, womit aber nicht gelungen ist, die Ar-
mut substanziell zu reduzieren. Allenfalls
konnte ein Teil der Langzeitarbeitslosigkeit
in prekäre Unterbeschäftigung verwandelt
werden.
Dass es nicht schlimmer kam, ist auch der
Zähigkeit der deutschen Verbändedemo-
kratie und einer „versteckten Koalition“
aus Sozialdemokraten, arbeitnehmerori-
entierten Christdemokraten und Linksli-
beralen zu verdanken – und nicht zuletzt

der Tatsache, dass sich mit der heutigen
Linken eine Partei des außerparlamentari-
schen Sozialprotestes parlamentarisch
etablieren konnte. Auch 2015 stehen für
das SGB II wieder Gesetzesänderungen zur
Diskussion, manche erscheinen sinnvoll –
so etwa eine Bagatellgrenze für die Rück-
forderung von Überzahlungen der Behör-
de oder die Verlängerung des Wiederbean-
tragungszeitraums auf zwölf Monate.
Manche Initiativen sind verfassungsrecht-
lich noch nicht zu Ende diskutiert, wie die
Erweiterung der Sanktionsmöglichkeiten,
manche muten schlichtweg populistisch
an, wie der Ausschluss von EU-Bürgern
unter bestimmten Bedingungen aus dem
Leistungsbezug.
Nun sind die gleichen Kräfte gefordert, das
Sozialgesetzbuch II auch nach zehn Jahren
und vielen konkreten Erfahrungen weiter-
zuentwickeln und lernfähig zu halten, mit
dem SGB II soziale Teilhabe und gesell-
schaftliche Inklusion aufrechtzuerhalten,
selbst wenn die Arbeitsmarkt- und Vertei-
lungsbedingungen wieder ungünstiger
werden sollten. Markus Promberger T

Dr. Markus Promberger leitet
den Forschungsbereich Erwerbslosigkeit

und Teilhabe am Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung in

Nürnberg (IAB).

Das Konzept
KOMPAKT Hintergrund und Details der Arbeitsmarktreform

Das „vierte Gesetz für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt“ trat am 1. Januar
2005 in Kraft. Das Ziel der gesamten Ar-
beitsmarktreform, die sich aus den Geset-
zespaketen „Hartz I“ bis „Hartz IV“ zusam-
mensetzte, bestand darin, mehr Anreize zu
schaffen für die Aufnahme einer Beschäfti-
gung und so die anhaltend hohe Sockelar-
beitslosigkeit in Deutschland nachhaltig zu
verringern.
Konkreter Anlass für die Reform waren
2002 heftige Vorwürfe gegen die damalige
Bundesanstalt für Arbeit, deren Jobvermitt-
lung offenkundig völlig ineffizient ausfiel
und deren Vermittlungszahlen zudem ge-
schönt waren.

• Vor dem Inkrafttreten der Reform wurde
noch zwischen Arbeitslosengeld und Ar-
beitslosenhilfe unterschieden. Zudem gab
es die Sozialhilfe. Hartz IV beinhaltete die
Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe
und Sozialhilfe. Die neue „Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende“ ist das heutige
„Arbeitslosengeld II“ (Alg II) oder auch
Hartz IV genannt.

• Heute beläuft sich der Hartz IV-Regelsatz
für Erwachsene auf 399 Euro plus Miete
und Heizkosten.

• Erwerbslose erhalten nunmehr das neue Ar-
beitslosengeld I, wenn sie zuvor mindestens
zwölf Monate lang in die Arbeitslosenversiche-
rung eingezahlt haben.

• Zuständig für die Betreuung der Arbeits-
losen ist die in Bundesagentur für Arbeit
umbenannte Behörde. Die Hartz IV-Bezie-
her, also Langzeitarbeitslose, werden von
den Jobcentern betreut.
Die „Kunden“ müssen regelmäßig zu Bera-
tungsterminen erscheinen, damit Leistun-
gen gewährt werden. Wer sich dem neuen
Leitmotiv „fördern und fordern“ verwei-
gert, muss mit Sanktionen rechnen.

• 2014 erhielten rund 4,4 Millionen Men-
schen in Deutschland Hartz-IV-Leistungen.
Weitere 1,7 Millionen Bürger, die nicht er-
werbsfähig sind, bekamen Sozialgeld, da-
runter auch Kinder aus sogenannten Be-
darfsgemeinschaften.

• 2005 lag die Zahl der offiziell gemelde-
ten Arbeitslosen bei rund 4,9 Millionen.
2014 waren rund 2,9 Millionen Menschen
arbeitslos gemeldet.

• 2002 wurde die „Ich-AG“ zum Unwort
des Jahres gekürt, ein mittlerweile wieder
abgeschaffter Existenzgründerzuschuss für
Arbeitslose. „Hartz IV“ war 2004 das Wort
des Jahres. joj/pk T

Die Zahl
der Bezieher
von ALG II

bewegt sich
auf einem
konstant

hohen Niveau.
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Es ist bisher
nicht

gelungen,
die Armut

hierzulande
substanziell

zu reduzieren.

Mit der Ankündigung der großen Arbeitsmarktreform begannen auch die Massenproteste dagegen. Die „Macher“ der Reform, Ex-VW-Vorstand Peter Hartz mit Kanzler Gerhard Schröder im Bild rechts, sahen in den Veränderungen hingegen eine Notwendigkeit. © picture-alliance/ZB/dpa



Z
um 80. Mal findet in diesem
Jahr die Internationale Grü-
ne Woche statt. Dem alljähr-
lichen Stelldichein der Er-
nährung- und Landwirt-
schaft in Berlin ging am ver-

gangenen Donnerstag eine Bundestagsde-
batte zum Thema Ernährung voraus. Tenor
des Ganzen: Gesundes Essen ist wichtig.
Ganz besonders für Kinder und Jugendli-
che. Das sah Bundeslandwirtschaftsminis-
ter Christian Schmidt (CSU) so – aber
auch die Redner von Koalition und Oppo-
sition.
An dem von Union und SPD dazu vorge-
legten Antrag (18/3726) gab es dennoch
Kritik. Es würden darin Forderungen nach
verbindlichen Regelungen fehlen, hieß es
von Seiten der Opposition. „Schaufenster-
anträge reichen nicht aus“, bemängelte Ka-
rin Binder (Die Linke). Katharina Landgraf
(CDU) erwiderte, die Brechstange sei für
das Thema Ernährung nicht geeignet. Und
auch Minister Schmidt machte deutlich,
dass man den Menschen nicht vorschrei-
ben könne, was sie essen sollten.

Schulverpflegung wichtig „Wir dürfen
den Teller nicht mit Regelungen vollpa-
cken“, sagte Schmidt. Es sei aber sehr wohl
nötig, die Verbraucher zu informieren.
„Wir müssen diese Informationen abgreif-
bar und verständlich halten“. Besonders
hinschauen müsse man bei der Verpfle-
gung von Kindern. Der Minister kündigte
an, am Vernetzungswerk Schulverpflegung
zu arbeiten und es finanziell zu unterstüt-
zen. „Dort wird die Entscheidung gelegt,
wie sich die jungen Menschen auch später
ernähren.“ Mit Blick auf die Praxis bei der
Tierhaltung sagte Schmidt, es gebe dort si-
cherlich noch Verbesserungsbedarf. Es sei
aber nicht so, dass die Tiere heute schlech-
ter behandelt würden als früher, sagte der
Minister. Er forderte mehr Respekt für
Landwirte, die nicht immer gleich auf die
Anklagebank gesetzt werden dürften.
Mehr Verbindlichkeit statt Sonntagsreden
forderte Karin Binder. Es fehle an Informa-
tion und Transparenz, sagte die Abgeord-
nete der Linksfraktion, die auch Kritik an
der Deutschen Lebensmittel-Kommission
übte. Diese definiere unter anderen, wie-
viel Leber in der Leberwurst und wieviel
Geflügel in der Geflügelwurst sein muss. In
beiden Fällen seien die namensgebenden
Anteile eher gering. Dies zeige: Statt den
Interessen der Verbraucher zu dienen, habe
sich in den meisten Fällen die Lebensmit-
telindustrie in der Kommission durchge-
setzt. Binder sprach sich zugleich für eine
gut erkennbare Ampelkennzeichnung bei
Lebensmitteln aus. Mit Blick auf die Ernäh-
rung von Kindern forderte sie ein Ende der
Verführung im Kassenbereich. „Wir wollen,
dass die Kassenbereiche in den Supermärk-
ten süßwarenfrei sind“, betonte sie und
verwies auf den von ihrer Fraktion vorge-
legten Antrag (18/3730).

Für sichere Lebensmittel „Wir wollen
und können den Menschen nicht einen be-
stimmten Lebensstil vorgeben“, sagte Ute
Vogt (SPD). Gleichwohl trage die Politik
die Verantwortung dafür, dass Lebensmittel
sicher sind. „Und zwar unabhängig davon,
wo die Lebensmittel gekauft werden“, fügte
sie hinzu. Es sei ein soziales Grundrecht,
dass Lebensmittel gesund und bezahlbar

sind. Vogt räumte ein, dass es immer wie-
der Missstände gebe. Erst vor wenigen Ta-
gen sei wieder von zu vielen Antibiotika in
Putenfleisch zu lesen gewesen. Außerdem
habe eine Studie des Bundes für Umwelt
und Naturschutz Deutschland festgestellt,
dass gerade billiges Fleisch besonders häu-
fig mit antibiotikaresistenten Keimen be-
lastet sei. „Wir sind in der Verantwortung,
Fehler die im System liegen aufzuheben“,
sagte Ute Vogt. Dazu gehörten auch die Ar-
beitsbedingungen in der Branche und die
Frage der Tierhaltung.

Schulessen Eine der Voraussetzung, um zu
Verbesserungen beim Schulessen zu kom-
men, sei die Aufhebung des von Union
und SPD 2006 beschlossenen Kooperati-

onsverbotes, sagte Nicole Maisch (Bündnis
90/Die Grünen). „Weg mit dem Kooperati-
onsverbot. Dann können Sie auch beim
Schulessen aktiver werden“, forderte sie.
Interessant sei im übrigen, wovon in dem
„gar nicht so schlechten Antrag der Koaliti-
on“ nicht gesprochen werde. Dort finde
sich – anders als im Antrag der Grünen
(18/3733) – kein Wort zu den Arbeitsbe-
dingungen in der Fleischbranche oder den
untragbaren Zuständen in deutschen
Schlachthöfen. Die Grünen-Abgeordnete
ging auch auf die Forderung des Landwirt-
schaftsministers ein, die Landwirte nicht
an den Pranger zu stellen. Bei Demonstra-
tionen wie jener am Rande der Grünen
Woche in Berlin unter dem Motto „Wir ha-
ben es satt!“ gehe es nicht gegen die Bau-

ern. „Es geht gegen ihre falsche Agrarpoli-
tik“, machte Maisch deutlich. Politik und
Staat können nicht die Verantwortung für
den Einzelnen übernehmen, sagte die CDU-
Abgeordnete Katharina Landgraf. „Der zen-
trale Ort für die Entwicklung der Ernäh-
rungskompetenz ist in aller Regel die Fami-
lie“, betonte sie. Politik und Staat könnten
hier jedoch durch vielfältige Angebote unter-
stützend wirken. So sei auch die Ernährungs-
bildung in den Schulen wichtig.. Und den-
noch: „Aus dem gesellschaftlichen Dilemma
der schlechten Ernährung kommen wir nicht
mit Brechstange und Paragrafen heraus“,
sagte sie. Es brauche vielmehr zündende Ide-
en, die jeden dazu inspirieren würden, „mit
ganzem Herzen bei dem Thema dabei sein
zu wollen“. Götz Hausding T
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Hilfe für Kommunen tut Not
HAUSHALT II Über finanzielle Hilfe des Bun-
des an die Kommunen bei der Unterbringung
von Flüchtlingen und Asylbewerbern debattier-
te der Bundestag vergangene Woche. Grundla-
ge der einstündigen Debatte war ein Antrag
(18/3573) der Fraktion Die Linke, in dem eine
stärkere Unterstützung der Kommunen durch
den Bund verlangt wird.
Susanna Karawanskij (Die Linke) wies darauf
hin, dass es eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe sei, den Flüchtlingen und Asylsuchenden
schnell und gewissenhaft zu helfen. Die Unter-
bringung dieser Menschen würde die Kommu-
nen erheblich belasten. Deshalb müsse der
Bund auch in diesem Bereich Verantwortung
übernehmen. „Bisher tut der Bund viel zu we-
nig“, sagte die Abgeordnete. Es gebe zwar vie-
le Ankündigungen zur Entlastung der Kommu-
nen in diesem Bereich, wie diese jedoch kon-
kret aussehen solle, sei noch nicht bekannt.
Der Bund müsse jedoch in konkreten Fällen
jetzt „schnell“ finanzielle Mittel zur Verfügung
stellen und zudem dauerhaft für eine gute Lö-
sung sorgen. Der Bund müsse die Kosten für
die Flüchtlinge und Asylbewerber zu 100 Pro-
zent übernehmen, forderte sie.
Die Sprecher der Koalition, Axel Fischer (CDU)
und Swen Schulz (SPD), wiesen darauf hin,
dass der Bund in den vergangenen Jahren die
Kommunen um Milliardensummen entlastet
habe und auch in Zukunft jedes Jahr zusätzli-
che Mittel bereitstellen würden. Dazu gehöre

unter anderem Geld für die Kinderbetreuung
und für die Grundsicherung. Außerdem gebe
es Entlastungen bei den Steuern.
Dies habe dazu geführt, dass viele Kommunen
in den vergangenen Jahren schon Überschüsse
hätten erzielen können. Beide Abgeordnete
sagten zu, dass der Bund Städte und Gemein-
den auch bei der Unterbringung von Flüchtlin-
gen und Asylsuchenden unterstützen werde.
Die Probleme würden zusammen mit den Län-
dern gelöst werden, betonten sie.
Eine „gespaltene Situation“ sah hingegen
Britta Haßelmann (Bündnis 90/Die Grünen) bei
den Kommunen. Es gebe einerseits wegen den
guten Steuereinnahmen in den vergangenen
Jahren Kommunen, denen es recht gut gehe,
andererseits könnten viele Gemeinden nicht
von dem Aufschwung profitieren. So gebe es
vielerorts einen Investitionsstau, den der Bund
nicht „wegdrücken“ könne. Soziale Leistungen
müssten vom Bund mitfinanziert werden,
schließlich gehe es um die Menschen in den
Städten und Gemeinden, betonte sie. In die-
sem Bereich seien noch massenhaft Aufgaben
zu bewältigen. Sie hielt es für falsch, dass die
Menschen auf der Flucht, die in Deutschland
seien, so wenig bekommen würden. Es ging
darum, humanitäre Verantwortung zu über-
nehmen und es müsse alles getan werden, den
Kommunen auch in diesem Bereich zu helfen.
Der Antrag wurde zur weiteren Beratung an
die Ausschüsse überwiesen. mik T

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Asse-II-Begleitprozess ein Erfolg
UMWELT Mitglieder der Asse II-Begleitgruppe
sowie ein Vertreter des niedersächsischen
Landkreises Wolfenbüttel haben vergangene
Woche im Umweltausschuss den Begleitpro-
zess, in dem relevante gesellschaftliche Grup-
pen ihre Interessen hinsichtlich des Umgangs
mit dem maroden Atommülllager Asse einbrin-
gen und vertreten können, als historische
Chance und Erfolgsmodell bezeichnet. So ur-
teilte der Physiker Wolfgang Neumann, Mit-
glied in der Arbeitsgruppe Option Rückholung
(AGO), in dem öffentlichen Fachgespräch, die
AGO trage zu einer fachlichen Stärkung der
geplanten Stilllegung des ehemaligen Salz-
bergwerks bei. Außerdem würde ein Konsens
auf sehr viel breiterer Ebene getragen.
Claus-Jürgen Schillmann vom Landkreis Wol-
fenbüttel wies darauf hin, dass Zivilgesell-
schaft und staatliche Stellen bereits gemein-
sam Lösungen gefunden hätten, etwa im Hin-
blick auf die Stabilisierung des ehemaligen
Salzbergwerkes und die Notfallvorsorge. Auch
sei ein Konzept für die Rückholung des Atom-
mülls und ein Kriterienkatalog für die Suche
nach einem Zwischenlager-Standort erarbeitet
worden. Michael Funder von der Asse II-Be-
gleitgruppe bezeichnete den Aufwand als
„notwendig und gerechtfertigt“, um zu einem
sozialen Frieden zu kommen und die bestmög-
liche Lösung im Umgang mit atomaren Altlas-
ten zu finden.
Im Atommülllager Asse in der Nähe der nieder-
sächsischen Stadt Wolfenbüttel lagern bis heu-
te 125.000 Fässer mit strahlenden Altlasten.
Weil in den Schacht täglich tausende Liter

Salzlauge eindringen und er daher nicht endla-
gertauglich ist, sollen die Abfälle bis spätes-
tens 2033 rückgeholt und Asse II stillgelegt
werden. Doch die Suche nach einen Zwischen-
lager hat das Bundesamt für Strahlenschutz
(BfS) wegen eines Dissenses mit der Begleit-
gruppe ausgesetzt – eine Entscheidung, die
deren Vertreter im Ausschuss kritisierten. Sie
forderten, die Suche wieder aufzunehmen und
nicht nur nahe der Asse, sondern bundesweit
nach Zwischenlagerstandorten zu suchen. Mi-
chael Funder betonte, dass es in der Bevölke-
rung vor Ort derzeit „keine ausreichende Ak-
zeptanz“ für ein Asse-nahes Zwischenlager
gebe. Um die Akzeptanz dafür zu schaffen, sei-
en Standortvergleiche und eine nachvollzieh-
bare Darstellung der Entscheidung erforder-
lich. Claus-Jürgen Schillmann ergänzte, es ge-
he der Begleitgruppe nicht darum, ein stand-
ortnahes Zwischenlager grundsätzlich zu ver-
hindern. Sie fordere lediglich eine Untersu-
chung, ob ein entfernterer Standort nicht mög-
licherweise besser geeignet sei.
Aus Sicht des BfS bringt eine standortnahe
Zwischenlagerung aus Strahlenschutzgründen
jedoch „nur Vorteile“, wie dessen Präsident
Wolfram König betonte. Das Bundesamt habe
daher vorgeschlagen, gemäß dem Kriterienka-
talog, „spiralförmig“ um die Schachtanlage
herum mit der Suche zu beginnen. Dass sie
derzeit ausgesetzt sei, bedeute nicht, dass das
BfS den Rückholungsprozess verzögern wolle,
stellte König klar. Es müsse aber vor Beginn
der Suche eine Verständigung über die Rah-
menbedingungen geben. joh T

KURZ NOTIERT

Grüne: Feinstaubemissionen
von Baumaschinen reduzieren
Die hohen Feinstaubemissionen von
Baumaschinen müssen nach Ansicht der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen redu-
ziert werden. Baumaschinen würden auf
deutschen Baustellen so viel Feinstaub
ausstoßen, wie der halbe Straßenverkehr
in allen deutschen Städten zusammen,
schreibt sie in einem Antrag (18/3554).
Daher müssten die Grenzwerte für Fein-
stäube in der 39. Bundesimmissions-
schutzverordnung über Luftqualitäts-
standards und Emissionshöchstmengen
angepasst werden. Außerdem sollten mit
Hilfe eines Förderprogramms Anreize für
die Nachrüstung älterer Baumaschinen
mit wirksamen geschlossenen Partikelfil-
tersystemen geschaffen werden. joh T

Vorstoß für erweiterte
Mehrweg-Verpackungen

Die Bundesregierung soll Maßnahmen
zur Erhöhung des Mehrweganteils an
Getränkeverpackungen ergreifen, fordert
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einem Antrag (18/3731). So soll die in
der Verpackungsverordnung vorgesehe-
ne Zielmarke von 80 Prozent Mehrweg-
Verpackungen wieder erreicht werden.
2012 lag der Mehrweg-Anteil bei nur
47 Prozent. Die Grünen fordern unter
anderem, die Pfandpflicht auf Frucht-
und Gemüsesäfte auszuweiten. joh T
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Ohne Regeln
ERNÄHRUNG Abgeordnete aller Fraktionen sind sich über

gesundes Essen einig. Über Details wird noch gestritten

Schwarze Null erreicht
HAUSHALT I 2014 endete ohne Neuverschuldung

Der Bund hat im vergangenen Jahr keine
neuen Kredite aufnehmen müssen. Das
geht aus dem Bericht des Finanzministeri-
ums zum vorläufigen Jahresabschluss 2014
hervor, über den der Deutsche Bundestag
vergangene Woche im Haushaltsausschuss
und in einer Aktuellen Stunde debattierte.
Damit hatten nur wenige gerechnet. Wäh-
rend die „Schwarze Null“ erst für dieses
Haushaltsjahr eingeplant war, sollten 2014
noch 6,5 Milliarden Euro neue Schulden
gemacht werden. Dass diese Kredite nicht
benötigt wurden, lag vor allem daran, dass
Energiekonzerne nach einem Urteil des
Bundesfinanzhofes von Dezember Brenn-
elementesteuern in Höhe von 2,2 Milliar-
den Euro an den Bund zurückgezahlt ha-
ben. Zudem waren die Zinsausgaben um
1,7 Milliarden Euro geringer als erwartet
und die Steuereinnahmen mit insgesamt
270,8 Milliarden Euro um 2,6 Milliarden
Euro höher als eingeplant. Insgesamt be-

trugen die Bundesausgaben statt der vorge-
sehenen 296,6 Milliarden Euro lediglich
295,5 Milliarden Euro.
Steffen Kampeter (CDU), Parlamentari-
scher Staatssekretär im Bundesfinanzmi-
nisterium, wies darauf hin, dass dies ein
historisches Ereignis sei. Der Haushaltsaus-
gleich ohne Neuverschuldung dürfe jedoch
keine „Eintagsfliege“ bleiben. Der Bund
habe damit einen weiteren großen Schritt
zu konsolidierten und nachhaltigen Staats-
finanzen gemacht.

Historische Zäsur Für den haushaltspoliti-
schen Sprecher der Unions-Fraktion, Nor-
bert Barthle (CDU), ist die „Schwarze
Null“ eine historische Zäsur. „Seit 45 Jah-
ren ist der Schuldenberg erstmals nicht an-
gewachsen“, sagte er. Dies werde in die Ge-
schichte eingehen. Für seinen Kollegen von
der SPD-Fraktion, Johannes Kahrs, zeigt
das Ergebnis, dass die Große Koalition
Wirkung zeige.
Dietmar Bartsch (Die Linke) hielt die Freu-
de der Koalition über die „Schwarze Null“
für unangemessen, da viele Menschen von
Sparmaßnahmen betroffen seien. Es gebe
Steuergeschenke für die Reichen auf der ei-
nen Seite und auf der anderen Seiten wür-
den Zukunftschancen verspielt: Es gebe ma-
rode Brücken und Straßen, es fehlten Leh-
rer und Erzieher und es gebe Armut bei Ju-
gendlichen und im Alter.
Auch Sven-Christian Kindler, haushalts-
politischer Sprecher der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen, hält die Haushalts-
politik für sozial unausgewogen. Die
„Schwarze Null“ sei nur durch einen
Griff in die Sozialkassen möglich gewor-
den. So habe die Große Koalition Geld
aus dem Gesundheitsfonds und für die
Mütterrente aus der Rentenkasse ent-
nommen. Michael Klein TMinister Schäuble (CDU) kann sich freuen.
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Schwere Zeiten für Nostalgiker
VERKEHR Bahn will Nachtzugverkehr ausdünnen. Linke fordern Stopp der Pläne

Nachtzüge sind in einer bedauerlichen Si-
tuation: Flugzeuge sind schneller und
Fernbusse sind billiger. Deshalb sieht sich
die Deutsche Bahn AG (DB AG) gezwun-
gen, einen Großteil ihrer Nachtzugverbin-
dungen vom Netz zu nehmen. Dagegen er-
hebt sich Widerstand. So fordert Die Linke
in einem Antrag (18/2494), den Rückzug
bei Nacht- und Autoreisezügen zu stop-
pen. Darum ging es auch vergangene Wo-
che bei der öffentlichen Anhörung des
Ausschusses für Verkehr und digitaler Infra-
struktur. Die Experten waren sich darüber
einig, dass der Nachtzug erst dann eine
wirtschaftlich rentable Zukunft haben kön-
ne, wenn die Politik gerechtere Rahmenbe-
dingungen schaffen würde und die DB AG
den Nachtzugverkehr für die Kunden at-
traktiver gestalten würde.
So fordert Marion Jungbluth von der Ver-
braucherzentrale Bundesverband in ihrer
schriftlichen Stellungnahme eine Prüfung
der Möglichkeiten zur Wiederbelebung des
Nachtzugverkehrs von unabhängiger Seite.
Sie warf der DB AG fehlende Bemühungen
vor, das Nachtzugangebot für die Verbrau-
cher attraktiv zu gestalten. „Vom WLan in
Nachtzügen können die Kunden noch lan-
ge träumen“, sagte sie. Investitionen in das
Zugmaterial, hochwertiger Kundenservice
und Marketing würden fehlen. Auch die
Abschaffung des Bordrestaurants spiele ei-
ne wichtige Rolle: „Ein Nachtzug als ein
Hotel auf Rädern könne es sich nicht leis-
ten, kein Frühstück anzubieten“, sagte
Jungbluth in der Anhörung.

Moratorium Für ein Moratorium sprach
sich Joachim Holstein, Sprecher des Wirt-
schaftsausschusses des Gesamtbetriebsrates
der DB European Railservice GmbH, aus.
Dieses solle dafür genutzt werden, die we-
sentlichen Kennziffern der Entscheidungen

der DB AG zu überprüfen. Insgesamt hät-
ten die Nachtzüge eine gute Auslastung,
sagte er. Holstein ist der Ansicht, dass die
DB AG die Nachtzüge „stiefmütterlich be-
handelt“.
Für Alexander Kirchner von der Eisenbahn-
und Verkehrsgewerkschaft sind beim Weg-
fall des Nacht- und Autozugverkehrs insge-
samt rund 1.000 Arbeitsplätze gefährdet.
Über einen längeren Zeitraum betrachtet,
würden die Nachtzüge einen „schleichen-
den Tod“ erleiden. Er forderte die DB AG
auf, Nacht- und Autozüge nicht länger als
Nischenprodukte zu betrachten. Aber auch
die Politik sei in der Pflicht. Politische
Rahmenbedingungen und zusätzliche Be-
lastungen durch die EEG-Umlage, die Sen-
kung der Lkw-Maut und fehlende Mittel
zur Sicherung des Bestandnetzes hätten die
Nacht- und Autozüge erst in Gefahr ge-
bracht.

Für Jakob Kunze von der Agentur Probst
& Consorten ist besonders die europäische
Zusammenarbeit im Nachtzugsektor wich-
tig. Kunze schlug daher eine europaweite
Vertriebsplattform für alle europäischen Ei-
senbahnunternehmen vor. Zudem sprach
Kunze sich dafür aus, die in Deutschland
relativ hohen Trassenkosten an die Anfor-
derungen des Nachtzugverkehrs anzupas-
sen und die Benachteiligungen des Schie-
nenverkehrs gegenüber Flug- und Fernbus-
verkehr abzubauen.
In die gleiche Kerbe schlug Thomas Sauter-
Servaes von der Zürcher Hochschule für
Angewandte Wissenschaften. Obwohl der
Schienenverkehr nur einen halb so hohen
volkswirtschaftlichen Schaden verursache
wie der Flugverkehr, müssten Flugunter-
nehmen keine Ökosteuer bezahlen. Nacht-
züge seien nicht zu teuer, sondern die Kon-
kurrenten zu billig: „Der Verkehrswissen-
schaftler in mir wird dabei depressiv.“

Neues Konzept Bis 2016 möchte Ulrich
Homburg, Vorstand der DB Mobility Logis-
tics AG, ein wirtschaftlich zukunftsfähiges
Nachtzugkonzept etablieren. Dabei sollen
weniger und nachfragestärkere Strecken be-
fahren werden. Der wirtschaftliche Verlust
im Nachtzugverkehr beliefe sich auf eine
zweistelligen Millionensumme. Investitio-
nen in benötigtes Zugmaterial könnten aus
dem Geschäft nicht erwirtschaftet werden.
Die Verbindung Berlin-Paris sei vor allem
deshalb eingestellt worden, da in Frank-
reich die Gesamtkosten pro Zugkilometer
70 Prozent über dem Niveau in Deutsch-
land lägen. „In den meisten europäischen
Städten wird der Fernverkehr übrigens be-
zahlt“, sagte Homburg. Von den Kürzun-
gen seien etwa 100 Mitarbeiter betroffen,
die innerhalb des DB-Konzerns weiter be-
schäftigt würden. Jonathan Josten T

Nachtzüge gibt es bald nur noch im Miniformat.
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Geschäfte mit »Cum-Ex«
FINANZEN Jahrelang Milliarden-Erstattungen kassiert

Die Bundesregierung soll einen Sonderer-
mittler zur Aufarbeitung der milliarden-
schweren Cum-Ex-Geschäfte mit Dividen-
den von Aktien einsetzen. Dies fordern die
Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen
und Die Linke in einem gemeinsamen An-
trag (18/3735), der vom Bundestag am
Donnerstag an die Ausschüsse überwiesen
wurde. Die Fraktionen kritisieren, dass die
Steuerzahler mit diesen Geschäften um
rund zwölf Milliarden Euro gebracht wor-
den seien. Der unabhängige Sonderermitt-
ler müsse klären, warum die seit 2002 dem
Finanzministerium bekannten Cum-Ex-
Geschäfte jahrelang nicht unterbunden
worden seien und wer dafür verantwortlich
sei. Nutznießer dieser Geschäfte seien fast
ausschließlich sehr reiche Einzelpersonen
und große Banken gewesen.
Wie die Fraktionen erläutern, wurde um
den Dividendentermin eine Situation her-
beigeführt, in der eine Aktie kurzfristig
mehrere Eigentümer hatte. „Diese Situati-
on hätten die Akteure genutzt, „sich mehr-
fach Kapitalertragsteuer erstatten zu lassen,
obwohl sie nur einmal gezahlt worden
war“, erläutern die Fraktionen. Im Ergebnis
hätten Banken und Anleger ohne jedes Ri-
siko Milliardeneinnahmen erzielt. Dies sei
ein „enormer Transfer von unten nach
oben“. Die Fraktionen verweisen auf Ge-

richtsverfahren, in denen geklärt werde, ob
die Geschäfte legal gewesen seien oder
nicht. Unabhängig vom Ausgang dieser
Verfahren stehe aber bereits fest, dass diese
Geschäfte illegitim gewesen seien: „Sich
auf Kosten der Steuerzahler zu bereichern,
ist in jedem Fall absolut inakzeptabel“.
Den Beteiligten sei klar gewesen, dass ein
nur einmal gezahlter Steuerbetrag mehr-
fach zurückerstattet wurde,
Die Fraktionen erinnern daran, dass der
Bankenverband dem Bundesfinanzminis-
terium bereits 2002 den ersten Hinweis
auf diese Cum-Ex-Geschäfte gegeben habe.
Es müsse geklärt werden, warum das gra-
vierende Problem dieser Cum-Ex-Geschäf-
te erst 2012 ernsthaft angegangen worden
sei. Ein weiteres brisantes Detail sei, dass
nicht nur private Banken, sondern auch
einzelne Landesbanken in diesem Ge-
schäftsbereich aktiv gewesen seien. Es
müsse geklärt werden, warum diese öffent-
lichen Institutionen Geschäfte gegen ihre
eigenen Eigentümer gemacht hätten. hle T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Im Schiedsstreit
WIRTSCHAFT I Widerstand gegen Klagen von Konzernen

D
er Atomausstieg ist beschlos-
sen, aber die Folgen sind bis
nach Washington zu spüren:
Dort sitzt ein internationales
Schiedsgericht, das sich mit
der Klage des schwedischen

Energiekonzerns Vattenfall gegen die Abschal-
tung seiner deutschen Atombeteiligungen ohne
Entschädigung beschäftigt. Es ist ein typisches
Investor-Staat-Schiedsverfahren, wie es auch in
den geplanten europäischen Freihandelsab-
kommen TTIP und CETA mit den USA bezie-
hungsweise Kanada enthalten ist. Das Vatten-
fall-Verfahren ist Wasser auf die Mühlen der
Opposition, die die Bundesregierung mit Nach-
druck aufriefen, auf diese Sondergerichte zu ver-
zichten. Katharina Dröge (Grüne) sagte, das Er-
gebnis einer EU-weiten Bürgerbefragung spre-
che eine eindeutige Sprache: „Über 97 Prozent
der Befragten sagen Nein zu den Schiedsgerich-
ten in TTIP.“ Es sei Aufgabe der Politik, nun ei-
ne „ebenso eindeutige Antwort“ zu geben.

»Empörungsindustrie« Massiv verteidigt wur-
den die Freihandelsabkommen und Schiedsge-
richte dagegen von Joachim Pfeiffer (CDU).
Das Ergebnis des Konsultationsverfahrens beur-
teilte er anders. Von 500 Millionen EU-Bürgern
hätten 150.000 teilgenommen. Davon seien
145.000 vorgedruckte Postkarten oder Stan-
dard-Mails „von den einschlägigen Institutio-
nen der Empörungsindustrie an die EU ge-
schickt worden“. Die fachlichen Eingaben wür-
den natürlich geprüft, die Aktionen der „Empö-
rungsindustrie“ seien aber keine ernsthafte Aus-
einandersetzung mit dem Thema. Es gehe da-
rum, wer im 21. Jahrhundert die Standards im
internationalen Handel setzen werde, sagte
Pfeiffer zu den Handelsabkommen. Es sei mög-
licherweise die letzte Chance, technische und

Verbraucherschutzstandards zusammen mit den
USA festzulegen. Wenn es gar keine Regelungen
gebe, „werden dieses Vakuum auf der Welt an-
dere entsprechend ausfüllen“. Pfeiffer erinnerte
daran, dass die USA parallel bereits mit 13 asia-
tischen Ländern über Freihandel verhandeln
würden. Er verteidigte auch die Investor-Staat-
Schiedsverfahren, von denen Deutschland 130
mit den verschiedensten Ländern abgeschlossen
habe. Mehr als die Hälfte aller Schiedsverfahren
komme aus der EU gegen andere Staaten, nur
22 Prozent aus den USA. Selbst innerhalb der
EU sei es zu Schiedsverfahren gekommen, „die
es ja nach Ihrer Einschätzung gar nicht geben
dürfte“, sagte Pfeiffer. Als Beispiel nannte er die
Klage gegen Spanien vor einem internationalen
Schiedsgericht in Washington unter anderem
durch deutsche Öko-Energie-Unternehmen,
nachdem Spanien die Förderung der erneuerba-
ren Energien rückwirkend verändert habe.
Das ließ Klaus Ernst (Die Linke) nicht gelten. Er
erinnerte an die Schiedsgerichtsklage von Vat-
tenfall wegen des deutschen Atomausstiegs.
„Können Sie mir sagen, welches Interesse der
deutsche Bürger an so einem Verfahren haben
soll?“, fragte Ernst. Bürger und Verbände hätten
kein Klagerecht, selbst die Bundesrepublik
nicht. Warum ein Staat dann Interesse an diesen
Schiedsgerichten haben sollte, „entzieht sich
meiner Logik.“ Pfeiffer betreibe Angstmacherei.
Die Frage deutscher Exporte hänge nicht an Re-
gelungen zwischen China und Amerika. Inno-
vation und gut ausgebildete Arbeitnehmer und
neue Technologie würden Exporterfolge si-
chern, „aber nicht das Aufgeben des Rechts-
staats mit solchen Handelsabkommen“.
Klaus Barthel (SPD) erinnerte daran, dass die
SPD keine Schiedsgerichte wolle. Man wolle
noch Bewegung in die Verhandlungen über bei-
de Abkommen hineinbringen. Es nütze nie-

mandem, die Leute mit unwahren Behauptun-
gen „auf die Palme zu treiben“, sagte Barthel
mit Blick auf die Opposition. Damit werde Po-
litikferne unterstützt. „Es ist klar, dass das Bun-
deswirtschaftsministerium, die SPD und im Üb-
rigen schon die alte Bundesregierung der Auf-
fassung waren, dass wir keine Schiedsgerichts-
verfahren und keinen Investorenschutz brau-
chen.“

An die Ausschüsse In einem an die Ausschüs-
se überwiesenen Antrag (18/3747) fordern die
Grünen die Bundesregierung auf, sich unver-
züglich dafür einsetzen, dass die Ergebnisse des
europäischen Konsultationsverfahrens zum In-
vestor-Staat-Schiedsverfahren berücksichtigt
werden. Die große Bandbreite unterschiedlicher
gesellschaftlicher Gruppen, die an der Konsulta-
tion teilgenommen hätten, sowie die hohe Zahl
von Einzelteilnehmern unterstreiche die Bedeu-
tung dieses „sehr eindeutigen Ergebnisses des
Konsultationsverfahrens“. Die Fraktion fordert:
„Aus diesem Grund ist es notwendig, dass die
Bewertung des Investitionsschutzkapitels in TTIP
durch die politischen Institutionen nicht bis
zum Ende der TTIP-Verhandlungen vertagt wird,
sondern zeitnah und klar politische Schlussfol-
gerungen aus dem Ergebnis gezogen werden.“
Die Linksfraktion wendet sich in ihrem eben-
falls an die Ausschüsse überwiesenen Antrag
(18/3729) einem Detail zu: So soll ein für das
Ministerium für Wirtschaft und Energie erstell-
tes Gutachten zu CETA auf keinen Fall Entschei-
dungsgrundlage der Regierung sein. Der Gut-
achter sei Mitglied eines internationalen
Schiedsgerichts und zu dem „ wenig überra-
schenden Ergebnis“ gekommen, dass „CETA In-
vestoren aus Kanada im Vergleich zu deutschen
Investoren materiell-rechtlich nicht besser
stellt“. Hans-Jürgen Leersch T

Auch um die Stilllegung des Atomkraftwerks Krümel geht es im Schiedsverfahren gegen Deutschland. © picture-alliance/blickwinkel/McPHOTO

Anzeige

Die Hochschule für Politik München (HfP, gegr. 1950) ist eine politikwissenschaftliche Einrich-
tung, die durch den Bayerischen Landtag auf Grundlage eines eigenen Gesetzes errichtet ist. Die 
HfP mündet zum 1.12.2014 in die Trägerschaft der Technischen Universität München (TUM). 
Mit diesem Transfer ist eine konzeptionelle Erneuerung verbunden, die zeitgemäß den Dialogbe-
darf zwischen Politik, Gesellschaft, Wirtschaft und Technik aufnimmt. Deshalb wird die HfP ihre  
politikwissenschaftliche Forschung und Lehre im natur-, technik- und wirtschaftswissenschaftli-
chen Kompetenzfeld der TUM verankern, wobei die folgende Themenprofilierung angestrebt wird:

 • Innovations- und Transformationsprozesse in der europäischen und globalen Dimension
 • Konsequenzen der umfassenden Digitalisierung für Politik und Gesellschaft
 • Politische Steuerungs- und Bewertungssysteme von Technologien und deren  
Kommunikation.

Mehr Informationen zur Neuausrichtung der HfP finden Sie online unter: http://www.tum.de/hfp.
Um den politikwissenschaftlichen Kernbereich auszustatten und mit dem breiten, differenzier-
ten TUM-Portfolio der Ingenieur-, Natur-, Lebens- und Wirtschaftswissenschaften sowie der Medi-
zin zu verbinden, sind an der TUM

fünf Professuren
open rank als Tenure Track Assistant, Associate oder Full Professorships

zum nächstmöglichen Zeitpunkt mit folgenden Ausrichtungsoptionen zu besetzen:

 • Politische Theorie und Innovationsforschung
 • Vergleichende Politikfeldanalyse mit Schwerpunkt Technologie-, Energie- und 

      Umweltpolitik
 • Empirische Methodenlehre und Big Data-Analyse
 • Politische Akzeptanzforschung und Kommunikation im Zeitalter der digitalen Medien
 • Partizipationsforschung und politische Regulierung
 • Internationale und transnationale Politik in der globalen Wissens- und 

      Technologiegesellschaft
 • Data-Sicherheit im Zeitalter globaler Digitalisierung
 • Transdisziplinäre politikwissenschaftlich-orientierte Nachhaltigkeitsforschung.

Gemeinsam mit den bereits vorhandenen Professuren im Bereich Governance inkl. der sozialwis-
senschaftlichen Kompetenzen sollen diese Professuren eine neu zu gründende und zu gestaltende 
Fakultät der TUM bilden, die insbesondere mit dem MUNICH CENTER FOR TECHNOLOGY IN 
SOCIETY (MCTS; Direktorin: Prof. S. Maasen), der MUNICH SCHOOL OF ENGINEERING (MSE;
Direktor: Prof. T. Hamacher), dem TUM INSTITUTE FOR ADVANCED STUDY (TUM-IAS; Direktor:
Prof. G. Abstreiter) sowie einschlägigen Kompetenzen anderer Fakultäten zusammenarbeitet.

Gesucht werden Persönlichkeiten aus einem transdisziplinären Forschungsumfeld, die sich mit 
ihren Leistungen ein international anerkanntes Forschungsprofil erarbeitet haben. Besondere 
Management,- Kommunikations- und Kooperationsfähigkeiten, insbesondere auch auf dem  
Gebiet der Politikberatung, werden bei der Berufung berücksichtigt. Von erfolgreichen Bewerberinnen
und Bewerbern wird eine aktive Beteiligung am Aufbau der Fakultät erwartet. Ebenso erwartet wird 
eine besondere pädagogische Eignung und ein hohes Engagement in der akademischen Lehre des  
politikwissenschaftlichen Kernbereichs der HfP sowie den anschlussfähigen TUM-Disziplinen. Die 
Fähigkeit auch in englischer Sprache zu unterrichten wird vorausgesetzt. Daneben wird der Betreu-
ung und Weiterentwicklung junger Wissenschaftler sowie die Fortentwicklung der Forschungs- und 
Lehragenda ein hoher Stellenwert beigemessen.

Die Professuren stehen hervorragenden Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissen-
schaftlern mit Zukunftspotenzial (Besetzung als Tenure Track Assistant Professorship, Bes.Gr. W2 
mit Option auf W3) sowie fachlich profilierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern mit fort-
geschrittener Berufserfahrung (Besetzung als Associate oder Full Professorship, Bes.Gr. W3) offen.

Im Falle einer Berufung als Tenure Track Assistant Professor ist die Professur auf 6 Jahre befristet.  
Bei positiver Tenure-Evaluierung im letzten Jahr erfolgt die Umwandlung in eine unbefristete  
Associate Professorship. In besonderen Ausnahmefällen ist eine Tenure-Evaluierung bereits 
nach drei Jahren möglich. Diese Ausnahmen müssen durch außerordentliche wissenschaftliche  
LeistungenderKandidatinoderdesKandidatenundeinenentsprechendenBeitragzurSchärfungdes 
Forschungsprofils der Universität gerechtfertigt sein.

Die Associate Professur ist eine unbefristete Position. Im Falle einer Berufung auf eine Associate 
Professorship besteht grundsätzlich die Möglichkeit zum Full Professor aufzusteigen. Dieser 
Karriereaufstieg kann frühestens nach drei Jahren und einer erfolgreichen Leistungsevaluierung  
(Post-Tenure Perfomance-Phase) erfolgen.

Im Übrigen finden die Regularien des „TUM Berufungs- und Karrieresystems“ hierbei Anwendung
(http://www.tum.de/faculty-tenure-track).

Gemäß den Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren an Universitäten des 
Freistaats Bayern (gemäß Art. 7 und 10 Abs. 3 BayHSchPG) sind ein universitärer Hochschul-
abschluss oder ein anerkannter Fachhochschulabschluss, pädagogische Eignung, Promotion,  
sowie zusätzliche wissenschaftliche Leistungen nachzuweisen. Bewerberinnen und Bewerber  
dürfen zum Zeitpunkt der Ernennung das 52. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Ausnahmen 
von der Altersgrenze können in dringenden Fällen zugelassen werden. 

Die Technische Universität München hat sich in der Exzellenzinitiative des Bundes und der  
Länder das strategische Ziel gesetzt, die Vielfalt ihres Kollegiums entscheidend zu erhöhen. 
Deshalb werden diejenigen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nachdrücklich um ihre  
Bewerbung gebeten, die zur Diversity-Strategie der TUM beitragen und Diversity-Perspektiven in
das Forschungs- und Lehrprofil der TUM einbringen. Bewerbungen von Menschen mit Behinde-
rungen / chronischer Erkrankung werden im Rahmen der geltenden gesetzlichen Bestimmungen
bei der Stellenbesetzung bevorzugt behandelt.

Bewerbungen in englischer Sprache mit den üblichen Unterlagen (Lebenslauf, Zeugnisse, 
Urkunden, Publikationsverzeichnis, 3 ausgewählte Veröffentlichungen und eine kurze Stellungnah-
me mit max. 1000 Zeichen zu deren Einfluss auf Ihr Forschungsprofil, Darstellung des Forschungs-
konzepts, Verzeichnis der bislang gehaltenen Lehrveranstaltungen, aussagekräftiges Statement zu
Lehrkonzept und -philosophie, Drittmittelbilanz sowie die Namen und Adressen von 3 Referenzgut-
achtern) werden bis zum 15. Februar 2015 erbeten an:

Präsident
Technische Universität München 
Arcisstraße 21, D-80333 München
Kontakt: Dr. Dominik Fischer
Präsidialstab - Berufungen
E-Mail: facultyrecruiting@tum.de

Energieaudits
kommen 2015
WIRTSCHAFT II Große Unternehmen sol-
len verpflichtet werden, in regelmäßigen
Abständen sogenannte Energieaudits
durchzuführen. Dies soll erstmals bis zum
5. Dezember dieses Jahres geschehen und
danach alle vier Jahre, teilte die Bundesre-
gierung in der vergangenen Woche im Aus-
schuss für Wirtschaft und Energie bei der
Beratung des von ihr vorgelegten Entwurfs
eines Gesetzes zur Teilumsetzung der Ener-
gieeffizienzrichtlinie und zur Verschiebung
des Außerkrafttretens des § 47g Absatz 2
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen (18/3373) mit.
Bei Energieaudits werden die Energiequel-
len und der Energieverbrauch eines Unter-
nehmens überprüft und bewertet. Die
Pflicht zur Durchführung dieser Energieau-
dits soll einen gemeinsamen Rahmen für
Maßnahmen zur Förderung von Energieef-
fizienz in der EU schaffen. Damit soll si-
chergestellt werden, dass die Energieeffi-
zienz in der EU bis zum Jahr 2020 um 20
Prozent gesteigert wird. Wie die Bundesre-
gierung in der Begründung schreibt, sind
deutsche Unternehmen weltweit Vorreiter
bei der Nutzung energieeffizienter Techni-
ken und Lösungen, um bestehende Ein-
sparpotenziale zu identifizieren und zu
heben.Die Kosten der Audits sollen 50 Mil-
lionen Euro pro Jahr betragen. hle T
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Ein Bundeswehrsoldat weist einen kurdischen Peschmerga in der Handhabung des G3-Sturmgewehrs nahe der nordirakischen Stadt Arbil ein. © picture-alliance/Bundeswehr/Sebastian Wilke dpa

In der Zwickmühle
IRAK Regierung plant Ausbildungsmission gegen ISIS. Opposition zweifelt an der Verfassungsmäßigkeit

M
aschid Ahmed al-Su-
dani sitzt an einem
Schreibtisch in ei-
nem karg eingerich-
teten Zimmer auf
der östlichen Seite

des Tigris. Das Haus liegt im Bagdader Stadt-
teil Karrada und ist nur einen Steinwurf von
dem Platz entfernt, wo der Sturz der Bronze-
Statue Saddam Husseins im April 2003 des-
sen Ende als Gewaltherr-
scher besiegelte. Doch die
Gewalt im Irak hörte damit
nicht auf. Viele Iraker mei-
nen, sie sei danach noch
schlimmer geworden. Al-
Sudani sieht das genauso.
Schon 2006 habe er gegen
Al Qaida gekämpft, jetzt ge-
gen ISIS, wie der Islamische
Staat (IS) auf Arabisch
heißt. Doch dieses Mal sei-
en der Kampf und auch die
Atmosphäre viel radikaler.
„Damals war der Terror lo-
kal“, hätten Iraker gegen die Besatzer ge-
bombt. „Jetzt ist der Terror international. Es
ist schlimm, dass auch deutsche und franzö-
sische Dschihadisten uns umbringen.“ Vor
vier Jahren hat al-Sudani die irakische Ar-
mee verlassen, ist pensioniert worden. Nun
steht er einer Miliz vor, die sich „Sucur“
nennt und eine der etwa 35 Schiitenmilizen
bildet, die im Irak derzeit operieren.
Es war der Aufruf des schiitischen Großaja-
tollahs Ali al-Sistani in Nadjaf nach der
Blitzaktion von IS im Juni, der massenweise

junge Männer zu Kämpfern werden ließ.
Der höchste Würdenträger der irakischen
Schiiten rief zur Verteidigung der heiligen
Stätten und des Landes auf. Seitdem sprie-
ßen schiitische Milizen wie Pilze aus dem
Boden, und fast täglich kommen neue hin-
zu. Der Ansturm von Freiwilligen ist bei-
spiellos. Zwischen 3.200 und 3.600 Mann
habe er unter seinem Kommando, – zumeist
in den im Norden an Bagdad angrenzenden

Provinzen, sagt, sagt al-Su-
dani.
Fast 400 Kilometer von dem
schiitischen Kommandeur
entfernt, rüsten sich die Kur-
den im Nordirak zum Schlag
gegen den IS. Die Peschmer-
ga-Kämpfer erhalten moder-
ne militärische Ausrüstung
auch aus Europa. Doch die
Hilfe käme schleppend, be-
klagte Kurdenpräsident Ma-
zoud Barzani jüngst in Arbil.
Außerdem bräuchten seine
Kämpfer Training. Während

die Stellungen der Peschmerga Erdhügel
und Schützengräben aufweisen, hat ISIS Mi-
nen und Sprengsätze. Über 700 kurdische
Kämpfer sind dadurch bereits getötet wor-
den. Immer wenn die Kurden Land von ISIS
zurückerobern, treffen sie auf Dynamit. Seit
dem Einmarsch des IS im Juni sind nur we-
nige Gebiete durch die Peschmerga im Nor-
den und dir irakische Armee zusammen mit
Schiitenmilizen um Bagdad zurückerobert
worden. Zwar haben die Peschmerga-Kämp-
fer die Berge um die Jesidenstadt Sinjar wie-

der für sich einnehmen können, die Stadt
selbst ist aber nach wie vor umkämpft. Es
herrscht ein erbitterter Stellungskrieg mit
nur wenigen Verschiebungen.

Ausbildung Das Ansinnen der Bundesregie-
rung, die Sicherheitskräfte im Irak und in der
Region Kurdistan mit einer Ausbildungsmis-
sion mit bis zu 100 Soldaten unterstützen,
bot in der vergangenen Woche bei der ersten
Beratung ihres Antrags
(18/3564) im Bundestag viel
Zündstoff: Während die
Bundesregierung argumen-
tiert, deutsche Streitkräfte
würden „im Rahmen eines
Systems kollektiver Sicher-
heit“ und als Teil „der inter-
nationalen Anstrengungen
im Kampf gegen die Terror-
organisation ISIS“ handeln,
hält die Opposition den ge-
planten Einsatz für verfas-
sungswidrig. Ein Mandat,
das nach Artikel 24 des
Grundgesetzes beantragt werde, „muss zu-
sätzlich die Bedingung erfüllen, dass der
Auslandseinsatz im Rahmen eines Systems
kollektiver Sicherheit stattfindet“, sagte
Frithjof Schmidt (Bündnis 90/Die Grünen).
Das sei bisher – leider – nicht der Fall. Es ge-
be kein UN-Mandat und keinen EU-Be-
schluss, und es bleibe ein Fehler, dass sich
die Bundesregierung nicht energisch dafür
einsetze. „Auch der gute Zweck heiligt nicht
das Aushöhlen der politischen Vorgaben
durch unsere Verfassung“, sagte Schmidt.

Außenminister Frank-Walter Steinmeier
(SPD) hielt einer solchen Argumentation
entgegen, dass es einer Ermächtigung nach
Kapitel VII der UN-Charta für „das entschie-
dene Ausbildungs- und Beratungsengage-
ment im Nordirak“ nicht bedürfe. „Bagdad
und Arbil haben erstens eindeutig und
schriftlich genau um dieses Engagement ge-
beten. Zweitens hat der Sicherheitsrat festge-
stellt, dass ISIS eine Bedrohung für den

Weltfrieden und die interna-
tionale Sicherheit darstellt“,
sagte Steinmeier. „Es geht
nicht um einen Kampfein-
satz, es geht nicht um Part-
neringmodelle à la Afgha-
nistan, es geht strikt um be-
darfsorientierte Ausbildung
und Beratung von der
Schwerstverwundetenversor-
gung über Minenräumung
bis zum Umgang mit
Sprengfallen.“
Christine Buchholz (Die
Linke) berief sich auf Presse-

berichte zu einem Gutachten des Wissen-
schaftlichen Dienstes des Bundestages, das
die Verfassungsmäßigkeit des Einsatzes in
Zweifel ziehe. „Wir sind nicht der Meinung,
dass die Schwelle für Auslandseinsätze der
Bundeswehr weiter herabgesetzt werden
soll“, sagte Buchholz und warnte davor,
durch einen Krieg gegen den Terror den Bo-
den für eine weitere Ausweitung des Dschi-
hadismus zu bereiten.
Verteidigungsministerin Ursula von der Ley-
en hingegen sieht Deutschland in der

Pflicht, „denn die Peschmerga stehen nicht
nur für ihr Land ein. Sie stehen auch für uns
alle gegen ISIS ein“. Die bisherigen Waffen-
lieferung, darunter MILAN-Raketen, hätten
geholfen, IS-Selbstmordkommandos zu
stoppen, den Feind auf Distanz zu halten.
Rainer Arnold (SPD) hielt der Opposition
entgegen: „Die Probleme in Syrien und im
Irak kann man in der Tat nicht militärisch,
sondern nur politisch regeln. Aber mit dem
IS gibt es keine politische Lösung.“ Dieser
Konflikt werde am Ende militärisch ent-
schieden. „Da frage ich schon: Können wir
zuschauen, wenn der IS Millionen Men-
schen in die Flucht treibt, wenn der IS Hun-
derttausende ermordet und vertreibt?“

Waffenlieferung Philipp Mißfelder (CDU)
argumentierte, dass auch die hoch umstritte-
ne Entscheidung für deutsche Waffenliefe-
rung an die Peschmerga, „uns im Nachhinein
recht“ gebe. „Aus einer nahezu hoffnungslo-
sen Situation heraus haben die kurdischen
Streitkräfte das Blatt gewendet.“ Mißfelder
unterstrich zudem den „ganzheitlichen An-
satz“ der Bundesregierung –„vernetzte Sicher-
heit, entwicklungspolitische Maßnahmen,
aber auch diplomatische Gespräche“ sowie
humanitäre Hilfen.
Der Antrag der Bundesregierung wurde ver-
gangene Woche in die Ausschüsse überwie-
sen, die Abstimmung über den Einsatz steht
Ende Januar auf der Tagesordnung des Bun-
destagsplenums. Birgit Svensson/ahe T

Die Autorin berichtet als freie
Korrespondentin aus dem Irak.

Schwerpunkte
bei G7-Treffen
ENTWICKLUNG II Die Entwicklungszusam-
menarbeit und die Klimapolitik werden
Schwerpunkte des G7-Gipfels unter deut-
schem Vorsitz auf Schloss Elmau im Juni
dieses Jahres sein. Die Bundesregierung wol-
le erreichen, dass G7 zum „Vorreiter“ für die
Klimafinanzierung wird, sagte ein Vertreter
des Kanzleramtes vergangene Woche um
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung. In der Klimapolitik
gehe es um die weitere Minderung der Emis-
sionen, eine „langfristige Dekarbonisierung“
und um mehr private Mittel für die Förde-
rung von erneuerbaren Energien in Entwick-
lungsländern. Weitere Akzente würden auf
den Bereichen Gesundheit von Müttern und
Kindern, sowie auf der Ernährungssicherheit
liegen. Zum Gipfel-Katalog gehöre zudem
der Meeresumweltschutz. Für den Tiefsee-
bergbau – perspektivisch mit einem hohen
wirtschaftlichen Potenzial– fehle bisher ein
Regelwerk.
Einige Abgeordnete zeigten sich erstaunt,
dass es beim G7-Gipfel keine eigene Runde
der Entwicklungsminister geben soll. Ein
Grünen-Vertreter erinnerte an den Gipfel
in Heiligendamm 2007, wo die Runde mit
Vertretern aus Afrika eher ein „Katzentisch-
treffen“ gewesen sei. Aus der CDU/CSU-
Fraktion hieß es, das Treffen dürfe nicht
der „Gewissensberuhigung“ dienen. Es
müssten vielmehr „konkrete Ergebnisse“
erzielt werden statt nur Erklärungen. Als
Beispiel diene der Komplex rund um inter-
nationale Lieferketten im Textilhandel. Die
Linksfraktion nannte das G7-Format von
sieben bedeutenden Industrienationen
„nicht zeitgemäß“. Gesundheit und die Si-
tuation der Meere seien „klassische The-
men“ für Weltgesundheitsorganisation und
Vereinte Nationen. Die SPD-Fraktion for-
derte konkrete Ziele der Bundesregierung,
an denen sich der Erfolg des Gipfels mes-
sen lassen müsse. fla T

»Können wir
zuschauen,
wenn der IS
Hunderttau-

sende ermordet
und vertreibt?«

Rainer Arnold (SPD)

»Auch der gute
Zweck heiligt
nicht das Aus-
höhlen der Vor-
gaben unserer
Verfassung.«

Frithjof Schmidt (Grüne)

Beistand an der Grenze zu Syrien
BUNDESWEHR Deutschland soll sich weiter am Nato-Einsatz in der Türkei beteiligen

Die Bundeswehr soll sich ein weiteres Jahr
am Luftverteidigungseinsatz der Nato in
der Türkei zum Schutz vor Angriffen aus
Syrien beteiligen. Das sieht ein Antrag der
Bundesregierung (18/3698) vor, der ver-
gangene Woche in erster Lesung beraten
wurde. Dabei zeichnete sich eine klare
Mehrheit für die
Fortsetzung des
Einsatzes ab.
Einzig die
Linksfraktion
machte deut-
lich, das Vorha-
ben ablehnen
zu wollen.
Der Einsatz ha-
be sich militä-
risch bewährt
und politisch gewirkt, urteilte der Parla-
mentarische Staatssekretär im Verteidi-
gungsministerium, Ralf Brauksiepe
(CDU). „Ein Übergreifen des militärischen

Konfliktes von Syrien auf die Türkei wurde
verhindert“, sagte er. Derzeit werde die La-
ge durch die militärischen Aktivitäten der
Terrororganisation Islamischer Staat (IS)
erschwert, so dass der Nato-Partner Türkei
erneut um Hilfe gebeten habe. „Wir ste-
hen zu unserem Partner“, sagte Brauksie-

pe.
Tobias Lindner
(Bündnis 90/Die
Grünen) sagte,
seine Fraktion
mache es sich bei
der Beratung des
Mandates nicht
leicht. Wichtig
für ihn sei, „dass
das Mandat da-
rauf beschränkt

ist, die Türkei zu schützen“. Auch wenn das
syrische Chemiewaffenarsenal vernichtet sei,
gebe es noch immer ballistische Waffen, die
die Türkei erreichen könnten. Dazu komme
noch die Gefährdung durch den IS. Das
Hilfeersuchen eines Nato-Partners bezeich-
nete Lindner als eine wichtige Angelegen-
heit. „Das entbindet aber das Parlament
nicht von einer Prüfung und die Bundesre-
gierung nicht von der Leistung humanitärer
Hilfe“, betonte er.

Die Türkei sei auf die Unterstützung durch
die deutschen Patriot-Raketenabwehrsyste-
me angewiesen, sagte Joachim Poß (SPD).
Mit der Hilfestellung trage die Bundeswehr
sowohl zum Schutz der türkischen Bevölke-
rung als auch der Flüchtlinge bei. Man dürfe
nicht vergessen, dass der Nato-Partner Tür-
kei durch die Vielzahl an Flüchtlingen aus
Syrien eines der am stärksten belasteten Län-
der der Region sei, sagte Poß. Philipp Miss-
felder (CDU) verwies darauf, dass die Türkei
als verlässlicher Partner auch künftig ge-
braucht werde. Schon deshalb sei das Man-
dat richtig.

Terroristen Sevim Dagdelen (Die Linke) sah
das anders. Es sei für sie nicht nachvollzieh-
bar, wieso die Bundesregierung die Türkei
unter Staatspräsident Tayyip Erdogan als ver-
lässlichen Partner bezeichne, der Solidarität
verdiene. Erst recht nicht vor dem Hinter-
grund, dass islamische Terroristen von türki-
schem Territorium aus syrische Städte an-
greifen würden. Zudem würden die türki-
schen Grenzen zu kurdischen Gebieten ge-
schlossen, während sie zu den vom IS kon-
trollieren Gebieten offen blieben. „Mit der
Einsatzverlängerung führt die Bundesregie-
rung die deutsche Öffentlichkeit schlicht
hinters Licht“, sagte Dagdelen. hau T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Ein Übergreifen
des Konfliktes von
Syrien auf die Türkei
wurde verhindert.«
Ralf Brauksiepe (CDU)
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Balanceakt für die östlichen Partner
AUSWÄRTIGES Bundestag debattiert über EU-Abkommen mit Georgien, Moldau und der Ukraine

Die Ratifizierung der im März und Juni 2014
vereinbarten Assoziierungsabkommen zwi-
schen der EU und der Ukraine, Georgien
und Moldau durch Deutschland ist auf ei-
nem guten Weg. Bei der Debatte am vergan-
genen Freitag zeichnete sich eine breite Zu-
stimmung zu den dazu vorgelegten Gesetz-
entwürfen der Bundesregierung (18/3693,
18/3694, 18/3695) ab. Mit dem Abkommen
sollen laut Bundesregierung die Beachtung
der Wertvorstellungen der EU in Bezug auf
Menschenrechte, Demokratie und Rechts-
staatlichkeit in den drei Ländern gefördert
werden und deren Rechtsvorschriften denen
der EU schrittweise angenähert werden.
In allen drei Ländern, so stellte der Staatsmi-
nister im Auswärtigen Amt, Michael Roth
(SPD) heraus, gebe es Bestrebungen sowohl
in Richtung der EU als auch in Richtung des
Nachbarn Russland. Vor dem Hintergrund
der angespannten Lage sei es umso bemer-
kenswerter, dass die drei Länder gerade jetzt
die Zusammenarbeit mit der EU abermals
vertiefen wollten. Roth machte deutlich, dass
das Projekt nicht gegen Russland gerichtet
sei. „Es geht für die Länder eben nicht um
die Entscheidung: Entweder Europa oder
Russland.“ Schließlich messe auch die EU
den Beziehungen zu Russland „weiterhin
große strategische Bedeutung bei“.

Für Wolfgang Gehrcke (Die Linke) hingegen
spalteten die Abkommen Europa. Die der-
zeit herrschende Kriegsgefahr in Europa wer-
de durch die Anbindung russischer Nachbar-
länder an die EU nicht gemindert. Auch die
Situation für die Menschen in Georgien, der
Ukraine und Moldau werde sich nicht ver-
bessern, prog-
nostizierte Geh-
rcke. „Ich rechne
mit griechischen
Verhältnissen,
mit einer Zerstö-
rung des Sozial-
staates“, sagte er.
Die Abkommen
seien die einzig
richtige Antwort
auf die „systemi-
schen Probleme dieser Staaten in Zwischen-
europa“, befand hingegen Manfred Grund
(CDU). Georgien, die Ukraine und Moldau
hätten zwar nicht mehr zum „direkten Herr-
schaftsbereich Moskaus“ gehört, seien aber
auch nicht Bestandteil des europäischen Ei-
nigungsprojektes gewesen. Die Reaktion
Russlands, das einen „unerklärten Krieg“ ge-
gen die Ukraine führe, zeige, dass Putin be-
fürchte, „dass sich das europäische Erfolgs-
modell vor seiner Haustür durchsetzt“.

Marieluise Beck (Grüne) sieht in den Ab-
kommen Angebote an die Länder, ihnen
beim Transformationsprozess beizustehen.
Die Menschen auf dem Maidan hätten die
Botschaft des Abkommens verstanden. Die-
se sei: „Es gibt die Chance, uns endlich von
Oligarchen, von Korruption und von kor-

rupten Beamten
befreien zu kön-
nen.“ Auch Beck
machte deutlich,
dass es nicht um
ein „Entweder-
Oder“ gehe. Die
geplanten Frei-
handelsabkom-
men mit der EU
würden die Län-
der nicht davon

abhalten, bestehende Handelsabkommen
mit Russland weiter aufrechtzuerhalten.
Kritische Töne klangen bei Franz Thönnes
(SPD) an. Zwar könne man auf der einen
Seite von einem wichtigen Etappenziel re-
den. Zugleich müsse man sich auf europäi-
scher Seite aber auch fragen, ob alle Bewer-
tungen richtig erfolgt seien, etwa vor dem
Hintergrund der engen wirtschaftlichen
Verflechtungen der drei Länder mit Russ-
land. hau T

»Es spaltet Europa
und führt nicht zu
guter Nachbarschaft
mit Russland.«
Wolfgang Gehrcke (Die Linke)
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Weichenstellung
im Gipfeljahr
ENTWICKLUNG I Die Fraktion der Grünen
fordert im Gipfeljahr 2015 und im Vorfeld
der deutschen G7-Präsidentschaft die Bun-
desregierung auf, sich für „ambitionierte
Ziele und konkrete Zusagen“ in der interna-
tionalen Entwicklungs- und Klimapolitik
einzusetzen. Die Bundesregierung müsse
sich auf der Konferenz zur Entwicklungsfi-
nanzierung in Addis Abeba im Juni, der
UN-Generalversammlung in New York im
September sowie UN-Klimakonferenz in
Paris im Dezember nächsten Jahres dafür
stark machen, dass „ambitionierte und auf-
einander abgestimmte Ziele beschlossen
werden, die den bestehenden Herausforde-
rungen begegnen und den Weg zu einer so-
zial-ökologischen Transformation berei-
ten“, schreiben die Abgeordneten in einem
Antrag (18/3156), der vergangene Woche
im Bundestagsplenum erstmals beraten und
in die Ausschüsse überwiesen wurde.
Die großen Versprechen zu Entwicklungs-
und Klimafinanzierung seien längst nicht
umgesetzt, argumentierte Claudia Roth
(Grüne). Peter Stein (CDU) kritisierte, der
Antrag verenge den Begriff Nachhaltigkeit
auf Klima- und Umweltthemen, lasse aber
Demokratisierung, Bildung und Wirtschafts-
entwicklung außen vor. Heike Hänsel (Die
Linke) wiederum warf der Bundesregierung
vor, die wachsende Ungleichheit zwischen
und in den Staaten nicht zu fokussieren.
Bärbel Kofler (SPD) sagte, es komme darauf
an, das Recht auf Entwicklung durchzuset-
zen ohne die ökologischen Grenzen des Pla-
neten aus dem Blick zu verlieren. ahe T



Anzeige

G
riechenland wählt, und
Europa hält den Atem
an: Während griechische
Parlamentswahlen bis
zum Jahr 2009 im Aus-
land meist kaum beach-

tet wurden, wird der Kontinent am kom-
menden Sonntag gespannt nach Athen
blicken. Denn die Frage, wer künftig den
nach Japan am zweithöchsten verschulde-
ten Staat der Welt regiert, ist für die ge-
samte EU von Belang. In besonderem Ma-
ße gilt das für die Staaten der Eurozone,
die nach zwei milliardenschweren „Ret-
tungspaketen“ für den größten Teil der
griechischen Staatsschulden haften. Seit
Tagen schon üben sich insbesondere deut-
sche Medien in Spekulationen darüber,
ob Griechenland nach den Wahlen wo-
möglich ein erzwungenes Ausscheiden
aus der Eurozone („Grexit“) bevorstehe
(siehe Beitrag unten). Diese Spekulatio-
nen werden mit dem Namen des Politi-
kers verbunden, dessen Partei bei der
Wahl vermutlich die meisten Stimmen er-
halten wird: Alexis Tsipras, Vorsitzender
des oppositionellen „Bündnisses der radi-
kalen Linken“ (Syriza), gilt als möglicher
nächster Ministerpräsident Griechenlands.
Das bereitet einigen Verantwortlichen in
der Eurozone Sorgen.

Radikale Rhetorik Tsipras, der noch nie
in seinem Leben ein politisches Amt inne-
hatte, ist in seiner Heimat durch seine ra-
dikale Rhetorik und die kompromisslose
Ablehnung der den Griechen von ihren
Geldgebern auferlegten Reform- und
Sparpolitik populär geworden. Noch im
Wahlkampf für die Parlamentswahlen
2012 hatte er angekündigt, im Falle einer
Regierungsübernahme alle Vereinbarun-
gen mit den Geldgebern für nichtig zu er-
klären und die Rückzahlung der Schulden
einzustellen. Das werde nicht nur Grie-
chenland in den Staatsbankrott führen,
sondern die gesamte Eurozone erschüt-
tern, wurde damals befürchtet.
Als Folge solcher Versprechen erzielte Syri-
za zwar das mit Abstand beste Ergebnis
der Parteigeschichte, stärkste Kraft wurde
aber die konservative Nea Dimokratia von
Antonis Samaras, der später auch zum Re-
gierungschef gewählt wurde. Letztlich hat-
te 2012 eine Mehrheit der Griechen trotz
der allgemeinen Unzufriedenheit mit der
wirtschaftlichen Lage Angst, dass Tsipras
die Zukunft des Landes in der Eurozone
gefährden werde.
Gut eineinhalb Jahre später müsste aber
schon ein mittelprächtiges Wunder ge-
schehen, sollte es der Nea Dimokratia des
amtierenden Ministerpräsidenten Samaras
noch gelingen, den Rückstand zu Syriza
aufzuholen. Seit den Europawahlen im
Mai 2014, als Syriza mit 26,6 Prozent der
Stimmen stärkste Kraft wurde, liegt die
Oppositionspartei in allen Umfragen un-
angefochten um mehrere Prozentpunkte
vor der Nea Dimokratia. Dieser Vorsprung
ist in Griechenland von besonderer Be-
deutung, da das Wahlgesetz der Partei, die
die meisten Stimmen erhält, einen „Bo-
nus“ von 50 Mandaten zugesteht. Bei ei-
nem Parlament mit insgesamt 300 Sitzen
hat dieses Geschenk schon manch einer
Partei zur absoluten Mehrheit verholfen,
zuletzt im Herbst 2009 der Panhelleni-
schen Sozialistischen Bewegung (Pasok)
des dann auch zum Ministerpräsidenten
gewählten Giorgos Papandreou.

Neue Kräfte Insgesamt haben 21 Partei-
en, vier Parteienbündnisse und ein unab-
hängiger Kandidat beim Areopag, dem
Obersten Gerichtshof in Athen, die Teil-
nahme an den Parlamentswahlen bean-
tragt. Laut einer wenige Tage alten Veröf-
fentlichung des seriösen Athener Umfrag-
einstituts „Kapa Research“ haben neben
dem Linksbündnis Syriza, das mit etwa

28 Prozent der Stimmen rechnen kann,
fünf weitere Parteien Aussicht auf den
Einzug in das Parlament. Die neben Syri-
za einzige weitere größere Partei ist die
Nea Dimokratia, die laut der Umfrage
auf 25 bis 26 Prozent Zustimmung hof-
fen kann. Danach klafft eine große Lü-
cke. Als drittstärkste Kraft gilt derzeit die
erst 2014 gegründete Partei „To Potami“
(„Der Fluss“) des früheren Fernsehjour-
nalisten Stavros Theodorakis, eine pro-
europäische, gemäßigte Kraft. Sie erhält
in Umfragen etwas mehr als sechs Pro-
zent der Stimmen. Dahinter folgen die
rechtsradikale „Goldene Morgenröte“,
die derzeit noch mit der Nea Dimokratia
koalierende Pasok sowie die Kommunis-
tische Partei. Alle drei liegen bei etwa
fünf Prozent der Stimmen. Ob die Sperr-
klausel von drei Prozent von weiteren
Parteien genommen werden kann, etwa
der erst Anfang Januar gegründeten „Be-
wegung demokratischer Sozialisten“ von
Giorgos Papandreou, der sich von der Pa-
sok im Streit getrennt hat, ist fraglich.

Nahezu sicher dagegen ist, dass nach der
Wahl in Athen äußerst schwierige Koaliti-
onsverhandlungen anstehen werden. Als
Wahlsieger würde Tsipras das Mandat zur
Regierungsbildung erhalten, doch da sei-
ne Syriza die absolute Mehrheit vermut-
lich verfehlen wird, müsste er sich auf die
Suche nach Koalitionspartnern begeben.
Die Frage ist nur, welche. Denn obwohl
Tsipras seine Rhetorik in den vergange-
nen Monaten gemäßigt hat, sind viele
seiner Wahlversprechen, etwa die Rück-
nahme aller Gehalts- sowie Rentenkür-
zungen der vergangenen Jahre und die
Erhöhung dieser Bezüge auf das Vorkri-
senniveau, nicht finanzierbar. Für einen
Kurs, der Griechenlands Mitgliedschaft in
der Eurozone wieder in Gefahr brächte,
wird Tsipras im Parlament keine Partner
finden.

Zweite Wahlrunde droht Nicht nur die
angesehene Athener Zeitung „Kathimeri-
ni“ argwöhnte daher in einem Leitartikel
dieser Tage, die Gefahr, dass nach dem

kommenden Sonntag alle Versuche der
Regierungsbildung scheitern und die
Griechen umgehend zu den nächsten
Wahlen aufgerufen werden (wie schon
2012, als sie im Mai und dann gleich wie-
der im Juni wählen mussten), sei groß.
„Griechenland, die Wirtschaft und die
Banken können die Folgen einer zweiten
Wahlrunde nicht ertragen“, warnte das
Blatt.
Der mutmaßliche Wahlgewinner Tsipras
hielt unterdessen an seinem Plan fest, ei-
ne „südliche Allianz“ mit Staaten wie
Portugal und Spanien gegen das „deut-
sche Spardiktat“ zu bilden. Doch ob er
die Partner dazu findet, ist mehr als un-
gewiss. Der spanische Ministerpräsident
Mariano Rajoy kam in der vergangenen
Woche zu einem Wahlkampfbesuch nach
Athen – um dem amtierenden Minister-
präsidenten Antonis Samaras zu unter-
stützen. Michael Martens T

Der Autor ist Korrespondent der FAZ
für die Türkei und Griechenland.

Bereits zum vierten Mal seit 2009 sind die Griechen am kommenden Sonntag zur Wahl ihrer Volksvertretung am Athener
Syntagma-Platz aufgerufen. © picture-alliance/Robert Geiss

Nervöse Blicke
nach Athen

GRIECHENLAND I Linken-Chef Tsipras ist Favorit für die
Wahl am Sonntag. Doch ob er regieren kann, ist unklar

EU-Kommission setzt
Schwerpunkte für 2015
EUROPA Weniger Initiativen im Arbeitsprogramm

Das Arbeitsprogramm der EU-Kommission
2015 ist aus Sicht des Staatsministers im
Auswärtigen Amt, Michael Roth (SPD), ein
„klares Zeichen der Diskontinuität“ zur Vor-
gängerkommission. Dies gelte nicht nur für
die Inhalte, sondern auch für die Verfahren,
etwa die Einbeziehung des Rates neben dem
Europäischen Parlament, sagte Roth vergan-
gene Woche im Ausschuss für die Angele-
genheiten der Europäischen Union. Die
vom Rat im Juni 2014 beschlossene „Strate-
gische Agenda“ bilde mit den Schwerpunk-
ten Wachstum und Beschäf-
tigung, sozialer Zusammen-
halt, Migration, Stärkung
der EU als internationaler
Akteur sowie Energiepolitik
die „Blaupause“ für das Ar-
beitsprogramm unter dem
neuen Kommissionspräsi-
denten Jean-Claude Juncker.
Zudem lege sich die Kom-
mission mit rund 80 zu-
rückgezogenen Initiativen
eine Beschränkung auf.
Ein Vertreter der CDU/CSU-
Fraktion lobte die „Strin-
genz“ des Arbeitsprogramms, das allerdings
in Teilen nicht konkret genug werde: So
blieben die Pläne beim Thema Migration
eher vage. Auch für den Vertreter der SPD-
Fraktion antwortet das Programm „sehr viel
deutlicher auf die aktuellen Herausforde-
rungen der EU“ als die Programme der ver-
gangenen Jahre. Es werde aber etwa beim
Thema Steuerhinterziehung nicht konkret
genug. Ein Vertreter der Linksfraktion be-
grüßte zwar das von der Kommission initi-
ierte Investitionsprogramm, äußerte jedoch
die Befürchtung, dass dieses vor allem zur

„Absicherung von Profiten“ diene. Eine Ver-
treterin der Grünen vermisste die soziale
Dimension: So seien etwa die Initiativen
zum Mütterschutz und zum Schutz vor Dis-
kriminierung zurückgezogen worden.
Kontrovers diskutiert wurden zudem die
Verhandlungen zum Freihandelsabkommen
zwischen der EU und den USA (TTIP) und
den in diesem Rahmen ursprünglich geplan-
ten Schiedsgerichtsverfahren. Die Oppositi-
on verwies auf die Bürgerbefragung der EU-
Kommission, bei der von 150.000 eingegan-

genen Antworten rund 97
Prozent negativ ausgefallen
seien.
Ein Vertreter der Unions-
fraktion sagte, dass es sich
überwiegend nicht um kon-
krete Änderungsvorschläge,
sondern um vorgefertigte
und negativ formulierte
Textbausteine von Interes-
sensgruppen gehandelt ha-
be. Es sei nötig, TTIP nicht
nur sorgfältig, sondern auch
zügig bis Jahresende zu ver-
handeln. Der Anspruch, eu-

ropäische Standards im Welthandel zu set-
zen, könnte durch die ebenfalls laufenden
Verhandlungen zu einem Handelsabkom-
men zwischen den USA und mehreren asia-
tischen Ländern gefährdet sein. Staatsminis-
ter Roth bezeichnete TTIP als „Lackmustest“
dafür, „ob wir in der in der Globalisierung
angekommen sind und ob wir die Globali-
sierung demokratisch gestalten können“. Es
gehe nicht darum, TTIP durch Verzöge-
rungstaktik zu verhindern, sondern darum,
Vertrauen und Zustimmung der Bevölke-
rung zu gewinnen. ahe T

Brasseur: Mitgliedschaft
im Europarat verpflichtet
MENSCHENRECHTE Europarats-PV-Präsidentin zu Gast

Die Präsidentin der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates, Anne Brasseur von
der luxemburgischen liberalen Partei DU, hat
vergangene Woche vor dem Ausschuss für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe auf die
Verschlechterung der Menschenrechtslage auch
in einigen der 47 Mitgliedsstaaten der Organi-
sation hingewiesen. Während man vor einigen
Jahren gedacht hätte, dass die europäischen
Werte selbstverständlich seien, habe sich ge-
zeigt, dass diese verteidigt werden müssten,
unterstrich die aus Luxemburg stammende Po-
litikerin. Brasseur, die seit Januar 2014 im Amt
ist, betonte, dass es nach der Annexion der
Krim durch Russland richtig gewesen sei, Russ-
land das Stimmrecht im Europarat zu entzie-
hen. Ein elementarer Verstoß gegen Grund-
prinzipien rechtfertige auch die Sanktionen,
sagte die 64-Jährige.
Bereits vor dem Besuch im Menschenrechts-
ausschuss hatten Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert (CDU) und Brasseur bei ei-
nem Treffen die vertraglichen Verpflichtun-
gen aller Mitgliedsländer des Europarates
zur Wahrung und Förderung von Menschen-
rechten, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie
angemahnt. Insbesondere mit Blick auf
Russland und die Ukraine müsse die Beach-
tung eingegangener vertraglicher Bindungen
und Zusagen mit gleicher Konsequenz von
beiden Seiten eingefordert werden, betonten
Lammert und Brasseur.

Brasseur kritisierte im Menschenrechtsaus-
schuss zudem die Regierung Aserbaidschans
für die Inhaftierung von Menschenrechtsak-
tivisten. Sie habe dies mehrfach angespro-
chen, sei aber abgewiesen worden. Auch sei
die Situation in der Türkei und in Ungarn

problematisch.
Vertreter der Frak-
tionen von CDU/
CSU, SPD und Grü-
nen fragten unter
anderem nach der
Zukunft der Finan-
zierung der Organi-
sation und den Bei-
tritt der EU zur Eu-
ropäischen Men-
schenrechtskonven-
tion. In diesem

Punkt verwies Brasseur auf den politischen
Willen, der sich im Vertrag von Lissabon aus-
gedrückt habe. Angesichts eines Gutachtens
des Europäischen Gerichtshofs, das Zweifel
an dem Abkommen zum Beitritt anmeldete,
müsste nun eine juristische Lösung gefunden
werden.
Ein Vertreter der Linksfraktion lenkte den
Blick auf die Situation der Flüchtlinge in
Europa. Brasseur betonte, dass eine gemein-
same Lösung von Nöten sei. So dürften etwa
die Grenzstaaten nicht allein gelassen wer-
den. scr T
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»TTIP ist ein
Lackmustest,
ob wir in der

Globalisierung
angekommen

sind.«
Michael Roth (SPD)

Ein Gespenst namens »Grexit«
GRIECHENLAND II Bundesregierung setzt auf weiteren Reformkurs in Athen. Linke hofft auf Ende des rigiden Sparens

Der weitere Kurs Griechenlands angesichts
der Parlamentswahl am kommenden
Sonntag (siehe Beitrag oben) sorgt im
Bundestag erneut für kontroverse Debat-
ten: Im Mittelpunkt einer auf Verlangen
der Fraktion Die Linke anberaumten Aktu-
ellen Stunde zu „Griechenlands Zukunft
im Euro-Raum“ standen vergangene Wo-
che unter anderem die jüngsten Spekula-
tionen und Medienberichte zu einem Aus-
tritt des Landes aus der Eurozone („Gre-
xit“).

Schuldenschnitt Diether Dehm (Die Lin-
ke) nannte den griechischen Oppositions-
führer Alexis Tsipras, dessen Links-Bündnis
Syriza nach Umfragen als Favorit ins Ren-
nen geht, „eine seriöse Stimme und das gu-
te neue Gesicht des jungen Griechen-
lands“, der nunmehr die Chance habe, mit
einer Jahrzehnte währenden „Vetternwirt-
schaft“ der beiden „durch und durch kor-
rupten Parteien“ Pasok und Nea Dimokra-
tia zu brechen. Dehm bezog sich zudem
auf Stimmen in Brüssel, die einen Schul-
denschnitt für Griechenland ins Spiel
brächten: Dies habe seine Fraktion bereits
vor knapp zwei Jahren gefordert, mit dem
Unterschied, dass damals 94 Prozent der
griechischen Staatsschulden in privater
Hand gewesen seien, aber heute 88 Pro-

zent „im traurigen Besitz“ der europäi-
schen Steuerzahler seien. „Die Banker und
Steuerhinterzieher bekamen von Frau Mer-
kel erst die Zeit, ihre Schäfchen ins Trocke-
ne und die Schrottpapiere in öffentliche
Hand zu bringen.“
Michael Meister (CDU), Parlamentarischer
Staatssekretär im Finanzministerium, stell-
te klar, dass sich die Bundesregierung nicht
an Spekulationen zum Wahlausgang in
Griechenland beteilige. Man gehe davon

aus, dass sich auch ein womöglich neuer
griechischer Premier an die Vereinbarun-
gen halte, die seine Vorgänger eingegangen
seien. Griechenland habe die Zeit der
Hilfspakte zu Strukturreformen genutzt,
2014 seien erstmals wieder positive Nach-
richten bei Wachstum, Beschäftigung und
beim Staatsdefizit zu verzeichnen gewesen.
Die Frage sei nun, ob Athen diesen Erfolgs-
kurs fortsetzen würde, oder aber abbrechen
und damit „all die Mühen der Griechen“
umsonst gewesen seien. Debatten um den
Schuldenstand und einen Schuldenschnitt
nannte Meister zudem „derzeit vollkom-
men irrelevant“ – die Tilgung der Schulden
aus den beiden Griechenland-Hilfspaketen
sei bis 2020 beziehungsweise 2023 ausge-
setzt.

Gespenster Manuel Sarrazin (Bündnis 90/
Die Grünen) sah in den neuerlichen Spe-
kulationen über einen Euro-Austritt „die
Gespenster der Vergangenheit“ wieder
hoch kommen. Das Schweigen der Bun-
desregierung auf solche Meldungen nann-
te er „unverantwortlich“. Griechenland
brauche Stabilität und müsse im Euro-
Raum bleiben, an dieser Überzeugung ha-
be seine Fraktion seit Jahren festgehalten.
Sarrazin sparte zudem nicht mit Kritik an
der Linksfraktion: Alexis Tsipras könnte

sich noch als linker „Realpolitiker“ heraus-
stellen, der womöglich jene Politik vertritt,
die die Linksfraktion im Bundestag kriti-
siere.
Johannes Kahrs (SPD) hob hervor, dass die
Mehrheit im Bundestag wie auch die Bun-
desregierung seit Jahren am Konsens fest-
hielten, „dass Griechenland eine Zukunft
im Euro-Raum hat. Das sind wir Europa
und den Griechen schuldig“. Auch Grie-
chenland müsse dafür seinen Beitrag leis-
ten. eEr gehe davon aus, dass sich auch ei-
ne neue Regierung an die eingegangenen
Verträge halte, sagte Kahrs.
Auch Bartholomäus Kalb (CSU) hielt an
der „wohlbegründeten“ Überzeugung fest,
dass Griechenlands Zukunft im Euro-Raum
liege: „Ein Austritt aus der Währungsunion
würde die Probleme nur verschärfen.“ Das
griechische Volk habe für die Strukturrefor-
men Opfer bringen müssen: „Es wäre sehr
schade“, sagte Kalb, wenn die bisher er-
reichten Erfolge „jetzt zunichte gemacht
würden“. Alexander Heinrich T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Alexis Tsipras, Oppositionsführer und
Kopf des linken Bündnisses Syriza
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AUFGEKEHRT

Es wird
zurückgegiftet

MMedien im Netz haben ein
Problem: den gemeinen
Internetkommentator
(Gik). Ob in ihren Foren

oder in den Sozialen Netzwerken, der
Internetkommentator ist da. Er hat zu
allem eine Meinung, gern kontrovers
und wirr, rassistisch und/oder sexistisch.
Von den Medien hält der Kommentator
gemeinhin wenig. In der Gik-Gemein-
schaft herrscht Einigkeit über die aus ih-
rer Sicht linksradikal-rot-grüne-neolibe-
rale, USA-Israel-Islam-hörige, kriegstrei-
bende, von elitären Praktikanten, Femi-
nistinnen und Gutmenschen gesteuerte
Systemeinheitslügenpresse.
Die so Angesprochenen reagierten lange
Zeit zurückhaltend. Zu schlimme Beiträ-
ge wurden gelöscht, an die „Netiquette“
erinnert und der höfliche Umgang mit-
einander angemahnt. Doch jetzt scheint
sich das Klima zu ändern. Es wird, mehr
oder weniger augenzwinkernd, zurück-
gegiftet. „Meedia“ berichtete jüngst über
diesen Sinneswandel der im Digitalen
weilenden Kollegen. Insbesondere die
„Welt“ tue sich damit hervor. Dort wird
inzwischen auf Vorwürfe, die Berichter-
stattung zum Beispiel über Russland sei
von „von oben“ gesteuert, entsprechend
mit ironischer Transparenz reagiert. In
epischer Länge führt das Soziale-Me-
dien-Team aus, wie und warum Barack
Obama bei ihnen anrief und gerade an
diesem Tag eine bestimmte Nachricht
verbreitet sehen wollte – und welche Ge-
tränke die Kollegen der „Abteilung Agi-
tation“ im 19. Stock des Springer-Hoch-
hauses zu sich nahmen, bevor sie eine
mediale „Nebelkerze“ zünden konnten.
Es geht auch kürzer: Auf „Lügenpresse“
wird schon mal mit „Lügenkommenta-
tor“ geantwortet. Bringt den demokrati-
schen Diskurs nicht weiter, ist aber un-
terhaltsam.. Sören Christian Reimer T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

AUFLÖSUNG DES WEIHNACHTSRÄTSELS 2014

Die richtigen Antworten
Zahlreiche Einsendungen zum Weihnachtsrätsel 2014
erreichten in den vergangenen Wochen die Redaktion.
Andreas Hupfauf aus München hat den Hauptpreis, ei-
ne Reise nach Berlin für zwei Personen inklusive Be-
such des Deutschen Bundestages, gewonnen. Herzli-
chen Glückwunsch! Die Gewinner der Sachpreise wer-
den von uns benachrichtigt. An unsere Leserinnen und
Leser vielen Dank für ihre Teilnahme. Und hier die
Antworten auf die Fragen, die zum Sieg geführt haben.

1. Wie viel Geld erhalten Entwicklungsländer ab 2020 aus
dem „Grünen Klimafonds“ jährlich?
Antwort: 100 Milliarden Dollar

2. Für welchen Bereich ist Eva Bulling-Schröter Sprecherin
in der Linken-Fraktion?
Antwort: Energie- und Klimapolitik

3. Wie hoch ist der Anteil von China und den USA zu-
sammen am globalen Treibhausgas-Ausstoß?
Antwort: Fast 40 Prozent

4. Wie finanziert sich die Deutsche Welle?
Antwort: Aus Steuergeldern

5. Welcher Fraktion gehörte Sebastian Edathy an?
Antwort: SPD

6. Wofür steht die Abkürzung ICSI?
Antwort: Intrazytoplasmatische Spermieninjektion

7. Welchen Umfang soll der von EU-Kommissionspräsi-
dent Jean-Claude Juncker angestrebte Investionsfonds bis
2017 haben?
Antwort: 315 Milliarden Euro

8. Wie viele Staaten haben die UN-Antifolterkonvention
ratifiziert?
Antwort: 156 Staaten

9. An welchem Tag erinnerte der Deutsche Bundestag an
die friedliche Revolution von 1989?
Antwort: Am 7. November 2014

10. Wie viele Einwohner hat der Berliner Bezirk Neu-
kölln?
Antwort: Rund 320.000

11. Wie wurde die Staatssicherheit in der ehemaligen
DDR im Volksmund genannt?
Antwort: Horch-und-Guck

12. Wer ist aktuell Präsident des Bundesamtes für Strah-
lenschutz?
Antwort: Wolfram König

13. Wie viel Geld will die Deutsche Bahn in den kom-
menden Jahren in ihre Infrastruktur investieren?
Antwort: 28 Milliarden Euro

14. Seit wann wird die Weihnachtsansprache im Fernse-
hen übertragen?
Antwort: Seit 1962

Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.

LESERPOST

Zur Ausgabe 52 vom 22.12.2014, „Kopf
der Woche: Neu gewählter Wehrbeauf-
tragter“ auf Seite 1:
In der Ausgabe berichteten Sie über die
Neuwahlen zum Amt des Wehrbeauf-
tragten des Deutschen Bundestages und
darüber, dass Hans-Peter Bartels dieses
Amt zukünftig bekleiden wird. Die von
Ihnen gewählte, einleitende Formulie-
rung ist allerdings etwas unglücklich, da
sie missverständlich ist.
Als ehemaliger Marineoffizier sehe ich
mich veranlasst, auf die möglicherweise
nicht beabsichtigte Doppeldeutigkeit
hinzuweisen. „Er wird der neue ‚Kum-
merkasten‘ der Bundeswehr“ stellt aus
meiner Sicht eine diffa-
mierende Äußerung dar
und wird weder dem Amt
noch der Aufgabe gerecht.
Im Gegenteil, es erscheint
dem Leser als eine Belei-
digung aller der Perso-
nen, die sich hilfesu-
chend an das Büro des
Wehrbeauftragten wen-
den.

Michael Müller,
Frankfurt am Main

Zur Ausgabe 2-3 vom
5.1.2015, „Aus Notwehr
wird Klugheit“ auf Sei-
te 1:
Der Bericht über Zuwan-
derung greift zu kurz.
Denn auch wenn es in
der deutschen Bevölke-
rung sowie der Wirtschaft
einen zunehmenden Be-

wusstseinswandel dafür gibt, dass Immi-
gration dieser Gesellschaft nützt, darf
sich die Politik nicht auf diesen Lorbee-
ren ausruhen, sondern muss wesentlich
mehr tun. Nach wie vor geht kaum je-
mand von den etablierten Parteien zu
den Menschen in den sich abgehängt
fühlenden ostdeutschen Grenzregionen
und erklärt jenen, dass nur die mentale
Öffnung gegenüber den europäischen
Nachbarn zu neuen Arbeitsplätzen führt.
Auch haben hervorragende Vorzeigemo-
delle, wie etwa die Flüchtlingsmann-
schaft des Fußball-Regionalligisten SV
Babelsberg 03, bislang keinen einzigen
Cent sowohl seitens der Bundesregierung

als auch des DFB erhalten, obwohl beide
sich bekanntermaßen die Integration als
ein Kernthema auf ihre Fahnen geschrie-
ben haben. Deshalb ist es bis zur endgül-
tigen Klugheit leider noch ein sehr stei-
niger Weg!

Rasmus Ph. Helt,
Hamburg

Zur Beilage „leicht erklärt!“im Allge-
meinen:
Die Zeichnungen zu jedem Abschnitt in
der Beilage „leicht erklärt!“ sind fragwür-
dig. Es handelt sich stets um dieselben
Zeichnungen aus einem bestimmten
Pool. Die ausgewählten Zeichnungen

passen dabei aber nur bedingt und ver-
wirren teilweise sogar. Eine Beilage für
funktionale Analphabeten und andere
Menschen, die nur leichte Sprache verste-
hen, ist sehr sinnvoll. Jedoch ist durch
die Einstellung des „Parlamännchens“ ei-
ne Lücke entstanden für Kinder, Jugend-
liche und auch Erwachsene, die lesen
können, aber die komplexen politischen
Sachverhalte im Parlament (noch) nicht
verstehen. Das bedauere ich sehr und
denke, dass es gegebenenfalls einen hö-
heren Bedarf für Texte auf dem Niveau
des „Parlamännchens“ als in einfacher
Sprache gibt.

Matthias S. Holland,
Berlin
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VOR 30 JAHREN...

Kontrolle
ohne Grüne
24.01.1985: Gremium für die Kontrol-
le der Geheimdienstausgaben „Sie
zum Kontrolleur unserer Verfassungs-
schutzdienste zu machen“, sagte Adolf
Roth (CDU) 1983 an Hubert Kleinert
(Grüne) gewandt, „das würde von mir
verlangen, den Bock zum Gärtner zu
machen.“ Hintergrund war ein Streit
über die Besetzung eines neuen „Gremi-
ums zur Kontrolle der Wirtschaftspläne

der Nachrichtendienste“. Am 24. Januar
1985 wurde es zum zweiten Mal nach
1984 gewählt – für die Grünen war da-
rin erneut kein Platz. Um die geheimen
Details der Ausgaben von BND & Co. ei-
ner parlamentarischen Kontrolle unter-
ziehen zu können, beriet bis 1983 ein
Unterausschuss des Haushaltsausschus-
ses diese Posten im Bundeshaushalts-
plan. Daran waren alle Fraktionen betei-
ligt. Die Grünen, die 1983 in den Bun-
destag einzogen, wollte die schwarz-gel-
be Koalition aber nicht in diesem Kon-
trollgremium haben. Aus Zweifel an de-
ren Vertrauenswürdigkeit. So ersetzte
man den bisherigen Unterausschuss
durch ein Gremium, das aus fünf Mit-
gliedern des Haushaltsausschusses beste-
hen und vom Parlament gewählt werden
sollte. Wegen ihres sich abzeichnenden
Ausschlusses waren die Grünen schon
Ende 1983 vor das Bundesverfassungsge-
richt gezogen. Im Januar 1986 entschied
das Gericht, dass die Praxis verfassungs-
konform sei. Basierend auf diesem Ur-
teil wurde ein Vertrauensgremium zur
Kontrolle der Geheimdienstausgaben
festgeschrieben. Auch dieses Gremium
bestand zunächst ohne Beteiligung der
Grünen. Heute sind alle Fraktionen da-
rin vertreten. Benjamin Stahl T

Adolf Roth (CDU) 1998
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PANNENMELDER
In der Beilage „leicht er-
klärt!“ unserer Ausgabe
vom 5. Januar 2015 hat
sich ein Fehler eingeschli-
chen. So heißt es dort:
„Die meisten Deutschen
gehen in die Schweiz.
2006 waren es rund
180.000 Menschen.“
Tatsächlich sind 2006
rund 18.000 Deutsche in
die Schweiz ausgewandert.

PERSONALIA

>Kurt Spitzmüller †
Bundestagsabgeordneter 1957-1969,
1971-1980, FDP
Am 15. Dezember starb Kurt Spitzmüller im
Alter von 93 Jahren. Der Hotelkaufmann
aus Nordrach/Ortenaukreis trat 1948 in die
FDP ein und war über zwei Jahrzehnte kom-
munalpolitisch aktiv. Von 1970 bis 1974 ge-
hörte er dem FDP-Bundesvorstand an und
amtierte von 1971 bis 1976 als stellvertre-
tender Vorsitzender der FDP-Bundestags-
fraktion, deren parlamentarischer Ge-
schäftsführer er danach bis 1980 war.

>Paul Röhner †
Bundestagsabgeordneter 1965-1982,
CSU
Paul Röhner starb am 24. Dezember im Al-
ter von 87 Jahren. Der Direktor im Bayeri-
schen Bauernverband und Bamberger Ober-
bürgermeister von 1982 bis 1994 trat 1965
der CSU bei und gehörte von 1975 bis 1989
dem Landesvorstand und dem CSU-Präsidi-
um an. Der Direktkandidat des Wahlkreises
Bamberg war zeitweise Mitglied des ge-
schäftsführenden Vorstands der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion und von 1975 bis 1982
deren Parlamentarischer Geschäftsführer.

>Ingeborg Philipp
Bundestagsabgeordnete 1992-1994,
PDS
Am 19. Januar begeht Ingeborg Philipp ih-
ren 90. Geburtstag. Die Physikerin schloss
sich 1989 der PDS an und wurde 1990 Mit-
glied des Landesvorstands Brandenburg. Im
Bundestag gehörte Philipp dem Ausschuss
für Forschung und Technologie an.

>Hermann Pohler
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
CDU
Hermann Pohler wird am 22. Januar 80 Jah-
re alt. Der promovierte Landwirt aus Leipzig
trat 1954 der CDU in der DDR bei und en-
gagierte sich 1990 im Leipziger Stadtrat.
Pohler, der dem Wirtschaftsausschuss ange-
hörte, vertrat den Wahlkreis Leipzig I.

>Hans-Günther Toetemeyer
Bundestagsabgeordneter 1983-1994,
SPD
Hans-Günther Toetemeyer vollendet am
25. Januar sein 85. Lebensjahr. Der Studien-
rat und spätere Beigeordnete in Hagen trat
1963 der SPD bei und war seit 1975 Mit-
glied des dortigen Unterbezirksvorstands.
Von 1966 bis 1975 gehörte er dem Landtag
von Nordrhein-Westfalen an. Im Bundestag
engagierte sich der Direktkandidat des
Wahlkreises Hagen vorwiegend im Aus-
schuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit.

>Peter Rauen
Bundestagsabgeordneter 1987-2009,
CDU
Am 26. Januar wird Peter Rauen 70 Jahre
alt. Der Ingenieur und Bauunternehmer aus
Salmtal/Kreis Bernkastel-Wittlich trat 1966
der CDU bei und war von 1979 bis 1991
Kreistagsabgeordneter. Von 1991 bis 2005
stand er an der Spitze des CDU-Bezirks Trier
und gehörte von 1992 bis 2006 dem Bun-
desvorstand sowie von 1998 bis 2002 dem
CDU-Präsidium an. Von 1997 bis 2005 am-
tierte er als Bundesvorsitzender der
CDU/CSU-Mittelstandsvereinigung. Der Di-
rektkandidat des Wahlkreises Bitburg enga-
gierte sich zuletzt im Sportausschuss, des-
sen Vorsitz er von 2002 bis 2005 inne hatte.

>Kurt Biedenkopf
Bundestagsabgeordneter 1976-1980,
1987-1990, CDU
Am 28. Januar vollendet Kurt Biedenkopf
sein 85. Lebensjahr. Der promovierte Jurist
schloss sich 1966 der CDU an. Von 1973 bis
1977 amtierte er als Generalsekretär seiner
Partei, war von 1977 bis 1986 Vorsitzender
des Landesverbands Westfalen-Lippe, von
1986 bis 1987 CDU-Vorsitzender in Nord-
rhein-Westfalen und von 1977 bis 1983
stellvertretender Bundesvorsitzender. Von
1980 bis 1988 gehörte er dem nordrhein-
westfälischen Landtag an. Im Bundestag
engagierte sich der zeitweilige wirtschafts-
politische Sprecher seiner Fraktion im
gleichnamigen Ausschuss, an dessen Spitze
er 1979/80 stand. Von 1990 bis 2002 war
Biedenkopf sächsischer Ministerpräsident.

>Erika Schuchardt
Bundestagsabgeordnete 1994-2002,
CDU
Erika Schuchardt wird am 29. Januar
75 Jahre alt. Die promovierte Pädagogin und
Professorin aus Hannover war von 1972 bis
1990 Mitglied der Synode der Evangelischen
Kirche in Deutschland und von 1984 bis 1996
Vizepräsidentin der deutschen UNESCO-Kom-
mission. Schuchardt, durch ihr soziales Enga-
gement, u. a. für die Kinder von Tschernobyl,
bekannt geworden, engagierte sich im Bil-
dungsausschuss.

>Wolfgang Feinendegen
Bundestagsabgeordneter 1976-1983,
CDU
Am 30. Januar begeht Wolfgang Feinende-
gen seinen 85. Geburtstag. Der Rechtsan-
walt aus Mönchengladbach trat 1969 in die
CDU ein, gehörte von 1970 bis 1996 dem
Kreisparteivorstand und von 1986 bis 1995
dem geschäftsführenden Landesvorstand
der CDU-Wirtschaftsvereinigung in NRW
an. Der Direktkandidat des Wahlkreises
Mönchengladbach arbeitete im Verkehrs-
ausschuss mit. bmh T



DEBATTENDOKUMENTATION
Gedenken an die Opfer der Terroranschläge von Paris / 79. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 15. Januar 2015

Dr. Norbert Lammert, Bundestagspräsident:

Ein Angriff auf die freie
und offene Gesellschaft

Norbert Lammert (*1948)
Bundestagspräsident

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Exzellenzen! Liebe
Gäste auf der Besuchertribü-

ne! Meine Damen und Herren! In
der vergangenen Woche wurde
Frankreich von brutalen terroristi-
schen Anschlägen erschüttert. 17
Menschen wurden skrupellos er-
mordet, andere zum Teil lebensge-
fährlich verletzt: Journalisten,
Künstler und Polizisten, die für
die Republik ihren Dienst taten,
unter ihnen ein Muslim, sowie
vier Franzosen jüdischen Glau-
bens. Die Ereignisse haben uns al-
le schockiert und empört; denn
wir haben sofort verstanden: Der
Mordanschlag von Paris galt nicht
allein einer bestimmten Zeitung
und den Menschen, die sie ma-
chen, er galt der Freiheit der Mei-
nung und der Presse. Er war ein
demonstrativer Angriff auf die
freie und offene Gesellschaft, auf
unsere geschriebene und unge-
schriebene Verfassung, unsere
Überzeugungen und unsere Werte.

Wir fühlen uns mit unseren
französischen Freunden verbun-
den im Schmerz und in der Trauer
um die Opfer, aber auch in der
Entschlossenheit, dieser Heraus-
forderung gemeinsam zu begeg-
nen. Franzosen und mit ihnen
Menschen überall in der Welt,
auch viele Deutsche, geben seit Ta-
gen eine ebenso entschiedene Ant-
wort auf diesen Angriff auf die
Grundlagen unseres gesellschaftli-
chen Zusammenlebens. Die de-
monstrativ erhobenen Stifte und
Plakate als Zeichen für das freie
Wort, die millionenfach geteilte
Parole „Je suis Charlie“, „Ich bin
Journalist, bin Jude, bin Polizist,

bin Ahmed“ vermitteln die un-
missverständliche Botschaft:
„Nous sommes tous Charlie“. Wir
alle sind gemeint. Wir lassen uns
nicht einschüchtern, und schon
gar nicht werden wir die Prinzi-
pien aufgeben, die seit der Franzö-
sischen Revolution gemeinsame
Grundlage der europäischen Zivi-
lisation geworden sind: Freiheit,
Gleichheit, Brüderlichkeit.

Wir sind überzeugt: Wenn es
Freiheit geben soll, muss sie für al-
le gelten. Wenn es Gleichheit ge-
ben soll, muss sie für alle Men-
schen gleiche Rechte und Pflich-
ten bedeuten, unabhängig von
Herkunft, Glaube und Geschlecht.
Wenn Brüderlichkeit mehr ist als
ein Wort, muss sie sich in Solidari-
tät für die Schwächeren, die Ärme-
ren, die Benachteiligten in unse-
ren Gesellschaften ausdrücken.

Demokratie ist die in Europa
gewachsene Verfassung der Frei-
heit. Aber wir wissen auch, zumal
aus der langen schwierigen eige-
nen Geschichte, dass Freiheit nur
möglich ist, wenn Zweifel erlaubt
sind: Zweifel an dem, was wir ken-
nen, was wir gelernt haben, was
wir wissen und zu wissen glauben,
was wir zu glauben gelernt haben.
Der Zweifel ist der Zwillingsbru-
der der Freiheit. Ohne Zweifel an
tradierten Positionen und Kritik
an bestehenden Verhältnissen gibt
es weder Fortschritt noch Freiheit.
Deshalb hat die Freiheit der je-
weils eigenen Meinung, der Rede,
der Kunst und nicht zuletzt der
Presse eine herausragende, unauf-
gebbare Bedeutung für die Lebens-
bedingungen in unseren demokra-
tisch verfassten Gesellschaften.
Deshalb werden wir sie von nie-
mandem zur Disposition stellen
lassen.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, diese Entschlossenheit
braucht es über den Tag hinaus;
denn die Bedrohung ist nicht ein-
gebildet, sie ist real, jederzeit und
überall, auch bei uns. Wir werden
in Staat und Gesellschaft stärker
als bisher vorbeugend handeln
müssen, wollen wir verhindern,
dass junge Männer und auch Frau-
en für den Islamismus und Dschi-
hadismus anfällig werden und
frustriert, verblendet und verführt

von Deutschland aus für eine
menschenverachtende Ideologie
in einen gottlosen Krieg ziehen.

Mit Kulturkampf hat Terroris-
mus sicher nichts zu tun, mit Reli-
gion schon gar nicht. Unser Geg-
ner ist nicht der Islam, sondern
der Fanatismus, nicht Religion,
sondern Fundamentalismus.

Wir dürfen auch nicht überse-
hen, dass es längst einen erbitter-
ten Machtkampf in der islamisch
geprägten Welt gibt, der wenig mit
Religion, aber viel mit platten
Herrschaftsansprüchen zu tun hat.

Wer in Deutschland die angebli-
che „Islamisierung des Abendlan-
des“ auf öffentlichen Straßen und
Plätzen proklamiert, betreibt De-
magogie statt Aufklärung.

Wer wirklich an Aufklärung in-
teressiert ist, muss sich als Christ
fragen, ob er Muslimen vorurteils-
los und aufgeschlossen gegenüber-
tritt und ihnen einen gleichbe-
rechtigten Platz in unserer Gesell-
schaft ermöglicht. Wem unter den
Muslimen über rhetorische Flos-
keln hinaus tatsächlich an Aufklä-
rung gelegen ist, muss sich mit der
Frage auseinandersetzen, warum
noch immer im Namen Allahs
Menschen verfolgt, drangsaliert
und getötet werden.

Diese Herausforderung begeg-
net uns allerdings nicht nur als
unerklärliche und unentschuldba-
re Tat verirrter einzelner Fanatiker.
Auch mit staatlicher Autorität
wird im Namen Gottes gegen
Mindeststandards der Menschlich-
keit verstoßen.

Saudi-Arabien hat wie beinahe
alle Länder dieser Welt das Atten-
tat in Paris „als feigen Terrorakt“
verurteilt, „der gegen den wahren
Islam verstößt“, und zwei Tage
später den Blogger Raif Badawi in
Jeddah öffentlich auspeitschen
lassen. Wegen Beleidigung des Is-
lams und Auflehnung gegen die
Autoritäten ist er zu tausend Peit-
schenhieben verurteilt worden,
die nach dem Urteil in den nächs-
ten 20 Wochen alle acht Tage voll-
zogen werden sollen.

Die gutgemeinte Erklärung,
man dürfe den Islam nicht mit
dem Islamismus verwechseln, der
religiös begründete Terrorismus
habe mit dem Islam nichts zu tun,

reicht nicht aus – und sie ist auch
nicht wahr, ebenso wenig wie die
beschwichtigende Behauptung,
die Kreuzzüge hätten nichts mit
dem Christentum zu tun und die
Inquisition auch nicht und die
Hexenverbrennung natürlich auch
nicht.

Die Zusammenhänge sind je-
weils offenkundig. Die Frage, wie
die gezielte Demütigung und Ver-
nichtung von Menschen im Na-
men Gottes überhaupt möglich
ist, und die noch wichtigere Frage,
wie sichergestellt werden kann,
dass so etwas nie wieder geschieht,
sind durch Tabui-
sierung nicht zu
beantworten.

Umso notwendi-
ger und wichtiger
ist die eindeutige
Stellungnahme
von führenden Re-
präsentanten isla-
mischer Vereine
und Verbände, wie
wir sie am Diens-
tagabend am Brandenburger Tor
eindrucksvoll erlebt haben. Des-
halb möchte ich den Veranstaltern
und allen Teilnehmern an dieser
Kundgebung meinen Dank und
unseren Respekt ausdrücken.

Ich freue mich, dass heute Mor-
gen an dieser Veranstaltung im
Deutschen Bundestag neben den
Botschaftern Frankreichs und Isra-
els Repräsentanten aller Religions-
gemeinschaften teilnehmen, die
ich herzlich bei uns begrüße.

Religiöse Orientierungen haben
für gesellschaftliches wie für poli-
tisches Handeln weltweit keines-
wegs an Bedeutung verloren, son-
dern offensichtlich zugenommen.
Religion und persönliche Glau-
bensüberzeugungen gehören auch
zur Lebenswirklichkeit in
Deutschland als einem säkularen
Staat. Das friedliche Zusammenle-
ben von Menschen, Völkern, Na-
tionen und Kulturen ist aber nur
möglich auf der Basis von Verstän-
digung, Verständnis und Toleranz.
Deshalb ist die Ermutigung zum
Dialog richtig.

Ein solcher Dialog von Men-
schen unterschiedlicher Überzeu-
gungen und mit unterschiedlicher
kultureller Herkunft hat aber nur
dann Aussicht auf Erfolg, wenn
die Bereitschaft besteht, zuzuhö-
ren, dazuzulernen und unter-
schiedliche Überzeugungen wech-
selseitig zu respektieren. Auch und
gerade in liberalen Gesellschaften
gilt, dass die wechselseitige Rück-
sichtnahme im privaten wie im
öffentlichen Leben das Zusam-

menleben erleichtert. Es ist auch
Politikern zumutbar, Journalisten
und Künstlern nicht weniger, mit
den Freiheitsrechten unserer Ver-
fassung verantwortlich umzuge-
hen und Rücksicht zu nehmen auf
das, was anderen buchstäblich
heilig ist. Die ganz große Mehr-
heit in unserem Land bekennt
sich zur religiösen Vielfalt, zur
weltoffenen Gesellschaft. Deutsch-
land steht zu seiner humanitären
Verpflichtung, Menschen, die trau-
matisiert dem Krieg und immer
häufiger dem islamistischen Ter-
ror entkommen sind, Schutz zu

bieten, und es
nimmt im interna-
tionalen Bündnis
seine Aufgabe wahr,
Staaten und Völ-
kern, die unter dem
Terror leiden, beizu-
stehen. Über unsere
Betroffenheit ange-
sichts des Anschlags
in Frankreich verges-
sen wir nicht, dass

zeitgleich unschuldige Menschen,
darunter vor allem Muslime, zu
Tausenden Opfer des Terrorismus
werden, unvorstellbare Verbrechen
mit unglaublichen Begründungen,
in Nigeria, in Pakistan, in Syrien
oder dem Irak – jeden Tag!

Wir alle müssen die Werte der
westlichen Demokratie, die längst
universelle Werte der Menschheit
geworden sind, gemeinsam vertei-
digen, und wir werden ihre Geg-
ner entschlossen bekämpfen. Die
Idee der unantastbaren Würde des
Menschen wird am Ende stärker
sein als ideologisch verblendeter
Hass.Unsere besondere Solidarität
gilt in diesen Tagen unseren fran-
zösischen Freunden. Unser tiefes
Mitgefühl ist bei allen Angehöri-
gen der Getöteten und bei den
vielen Verletzten.

Ich bitte Sie, sich im Gedenken
an die Opfer, als Zeichen unseres
Respektes, unserer Anteilnahme
und unserer Solidarität von den
Plätzen zu erheben.

(Die Anwesenden erheben sich)
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Mit Kulturkampf
hat Terrorismus

sicher nichts
zu tun, mit

Religion schon
gar nicht.
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Dr. Angela Merkel, CDU, Bundeskanzlerin:

Wir werden uns
nicht spalten lassen

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

Wir sind erschüttert und
fassungslos über den
Tod von 17 unschuldi-

gen Menschen, die am Mittwoch
der vergangenen Woche in Paris
dem blanken Hass des internatio-
nalen Terrorismus zum Opfer ge-
fallen sind. Unser Mitgefühl gilt
den Angehörigen der Opfer, den
Verletzten und dem französischen
Volk. Ich habe Präsident Hollande
das tiefempfundene Beileid der
Menschen in Deutschland über-
mittelt.

Deutschland und Frankreich
verbindet eine besondere Freund-
schaft. Deutschland und Frank-
reich stehen in diesen schweren
Tagen zusammen. Deutschland
und Frankreich stehen in dem Be-
wusstsein zusammen, dass es hier,
bei uns in Deutschland, keine Si-
cherheit gibt, wenn es dort, in
Frankreich, keine Sicherheit gibt.
Wir stehen in dem Bewusstsein
zusammen, dass das deutsche und
das französische Schicksal in unse-
rer globalisierten Welt untrennbar
miteinander verbunden sind. Wir
stehen auch in dem Bewusstsein
zusammen, dass der Terror nicht
erst mit dem 11. September 2001
in die Welt gekommen ist und
dass er auch nicht von heute auf
morgen verschwinden wird.

Terror war nie weg. Terror hat
immer existiert: in den Konzentra-
tionslagern, in den Gulags, in den
Morden an Walther Rathenau
oder Matthias Erzberger, in den
Morden an Martin Luther King, an
Zoran Djindjic, an Hanns Martin
Schleyer oder in den schrecklichen
Morden des NSU. Diese Aufzäh-
lung ist beileibe nicht vollständig,
schon gar nicht systematisch; da-
rauf kommt es mir auch gar nicht
an.

Terror steckt auch in den Bom-
ben auf Deutsche, die in Tunesien

Urlaub machen wollten, oder in
den Bomben, die in Bussen zün-
deten, die durch israelische Städte
fuhren. Terror steckt auch in der
beklemmenden Abfolge der
Mordtaten, die wir allein im letz-
ten Jahr erleben mussten: in der
Enthauptung von Geiseln im Irak,
in der grausamen Verfolgung und
Ermordung aller, die sich der
Herrschaft und der totalitären
Glaubensauslegung des IS im Irak
und in Syrien entgegenstellen, im
Anschlag auf das Jüdische Muse-
um in Brüssel, in den tödlichen
Schüssen auf einen kanadischen
Soldaten vor dem Parlament in
Ottawa, in der Geiselnahme und
Ermordung von Mitarbeitern und
Gästen eines Cafés
in Sidney, in dem
auch in seiner Di-
mension kaum
fassbaren Massen-
mord an mehr als
100 Kindern in ei-
ner Schule in Pa-
kistan, in den
Gräueltaten der
Gruppe Boko Ha-
ram in Nigeria,
deren ganzes Ausmaß wir nur
erahnen können.

Nun, zu Beginn des neuen Jah-
res, hat der Terror Paris erschüt-
tert. Er richtete sich gegen drei
Gruppen von Menschen: gegen
die Journalisten von Charlie Heb-
do, ermordet für ihre Zeichnun-
gen, gegen die Polizisten, ermor-
det in Ausübung ihres Dienstes,
gegen die Kunden eines koscheren
Supermarkts, ermordet, weil sie
Juden waren oder die Mörder da-
von ausgingen, dort Juden anzu-
treffen.

In den schlimmen Stunden, die
Paris und die Franzosen zwischen
Mittwochmittag und Freitagnach-
mittag der letzten Woche durchlit-
ten, ging es um zwei der großen
Übel unserer Zeit, die nicht im-
mer, aber häufig Hand in Hand
gehen: um mörderischen islami-
schen Terrorismus und Antisemi-
tismus, den Hass auf Juden. Wir
gedenken heute hier im Bundestag
der 17 bei diesen Anschlägen er-
mordeten Menschen.

Das weltweite Entsetzen über
die Anschläge und der Trotz, mit
dem viele reagiert haben, hatten
schnell zwei Symbole: „Je suis
Charlie“, die Plakate, die die Men-
schen als Zeichen ihrer Identifika-
tion mit der Satirezeitung hoch-

hielten, und die Zeichenstifte, das
Werkzeug der Karikaturisten. Mil-
lionen Menschen aus aller Welt
spüren, dass es in der Auseinan-
dersetzung mit den Terroristen um
eine unserer Grundfreiheiten geht:
um die Freiheit der Presse, die
Freiheit, zu schreiben, zu filmen,
zu veröffentlichen – ohne Zensur.
Es ist der Artikel 5 unseres Grund-
gesetzes, der diese Freiheit garan-
tiert. Er gehört für mich neben
dem Artikel 1 zur Unantastbarkeit
der Würde des Menschen, dem Ar-
tikel 2 zur freien Entfaltung der
Persönlichkeit, dem Artikel 3 zur
Gleichheit aller Menschen vor
dem Gesetz und dem Artikel 4 zur
Freiheit des Glaubens zu den

größten Schätzen
unserer Gesellschaft.

Die Pressefreiheit
ist nicht zu trennen
von der Meinungs-
freiheit des einzel-
nen Bürgers. Ja, Bür-
ger sein und nicht
Untertan, das ist
doch nur möglich,
wenn es eine freie
Presse gibt, wenn wir

ungehindert an die Informationen
kommen können, die uns eine ei-
gene Meinung, ein eigenes Urteil
erlauben.

Viele Staaten auf der Welt haben
sich auf dem Papier ihrer Gesetze
und Verfassungen der Pressefrei-
heit verschrieben. Die Wirklich-
keit spricht oft eine andere Spra-
che: „Reporter ohne Grenzen“ lis-
tet für 2014 66 Journalisten auf,
die wegen ihrer Arbeit getötet
wurden, 119 Entführungen, 178
Journalisten in Haft. „Reporter oh-
ne Grenzen“ schreibt, die Morde
an Journalisten würden immer
grausamer, und die Zahl der Ent-
führungen wachse rasant. Aus zu
vielen Ländern gibt es von verfolg-
ten, gequälten und ermordeten
Journalisten zu berichten. Presse-
freiheit auf dem Papier ist also
noch nicht viel wert, sie ist immer
konkret, sonst gibt es sie nicht. In
viel zu vielen Ländern dieser Welt
gibt es sie nicht.

Wir in Deutschland, wir in
Europa haben wahrlich keinen
Grund, mit erhobenem Zeigefin-
ger zu sprechen, zu leidvoll war
das jahrhundertelange Blutvergie-
ßen auf unserem Kontinent, bis
hin zum von Deutschland began-
genen Zivilisationsbruch der
Schoah. Aber wir können nach all

den Schrecken der Vergangenheit
davon erzählen, dass wir in
Europa endlich einen Umgang
mit unserer Vielfalt gelernt haben,
der aus dieser Vielfalt das meiste
macht. Wir können davon erzäh-
len, dass die Eigenschaft, die uns
dazu befähigt hat, die Toleranz ist.
Sie ist eine anspruchsvolle Tu-
gend. Sie ist nicht mit Stand-
punktlosigkeit zu verwechseln,
wie auch die Freiheit niemals mit
Bindungslosigkeit zu verwechseln
ist, sondern stets und für jeden
mit Verantwortung verbunden ist.
Das gilt für unser persönliches Le-
ben wie für die Politik wie auch
für die Medien; das gilt für alle.

Freiheit und Toleranz haben
niemals das geringste Verständnis
für Gewalt durch Links- oder
Rechtsextremismus, für Antisemi-
tismus oder für Gewalt im Namen
einer Religion. Freiheit und Tole-
ranz sind ihre eigenen Totengrä-
ber, wenn sie sich nicht vor Intole-
ranz schützen. Religionsfreiheit
und Toleranz meinen nicht, dass
im Zweifelsfall die Scharia über
dem Grundgesetz steht. Freiheit
und Toleranz bedeuten nicht weg-
sehen oder das Messen mit zweier-
lei Maß.

Ich bin am Sonntag zusammen
mit meinen Kollegen aus der Bun-
desregierung, den Ministern Sig-
mar Gabriel, Thomas de Maizière
und Frank-Walter Steinmeier, in
Paris gewesen. Auch die Vizepräsi-
dentin des Deutschen Bundesta-
ges, Claudia Roth, der stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion, Hans-Peter
Friedrich, und die Vorsitzenden
von Bündnis 90/Die Grünen, Si-
mone Peter und Cem Özdemir,
waren da, um den Millionen von
Franzosen auf den Straßen und
Plätzen Frankreichs zu zeigen:
Deutschland fühlt sich ihnen in
Freundschaft und Solidarität nah.

Wenn es noch eines Beweises
bedurft hätte, dass die Mörder von
Paris mit ihren Taten jeden mit-
fühlenden Menschen angewidert
und abgestoßen haben, dann ha-
ben die mehr als 3 Millionen
Menschen in Paris und anderen
französischen Städten am Wo-
chenende wie auch die Menschen
vorgestern bei der Mahnwache am
Brandenburger Tor diesen Beweis
geliefert.

Es ist ein Meer von Freiheits-
freunden, die im Angesicht der
Verbrechen das Gemeinsame inei-
nander entdecken – vielleicht kla-
rer als je zuvor -, ein Meer von
Bürgern, die sich aufrichten, wenn
der Terror sie in die Knie zwingen
will, ein Meer von Menschen, das
sich nicht der kranken Logik der
Terroristen folgend in christlich,
muslimisch, jüdisch, nichtgläubig
spalten lässt.

Auch wir in Deutschland wollen
und werden uns nicht spalten las-
sen. Wir lassen uns nicht spalten
von denen, die heute Menschen in
Deutschland anpöbeln, bedrohen
und angreifen, wenn sie sich ir-
gendwie als Juden zu erkennen ge-
ben oder für den Staat Israel Partei
ergreifen. Wir machen unmissver-
ständlich klar: Jüdisches Leben ge-
hört zu uns, es ist Teil unserer Kul-
tur und Identität. Diskriminierung
und Ausgrenzung dürfen bei uns
keinen Platz haben.

Deshalb werden wir antisemiti-
sche Straftaten konsequent mit al-
len rechtsstaatlichen Mitteln ver-
folgen. Die Bekämpfung des Anti-
semitismus ist unsere staatliche
und bürgerliche Pflicht. Das gilt
genauso auch für Angriffe auf Mo-
scheen. Auch sie nehmen wir
nicht hin, auch sie werden konse-
quent verfolgt; denn wir lassen
uns nicht von denen spalten, die
angesichts des islamistischen Ter-
rors Muslime in Deutschland un-
ter einen Generalverdacht stellen.
Jede Ausgrenzung von Muslimen
in Deutschland, jeder Generalver-
dacht, verbietet sich.

Als Bundeskanzlerin nehme ich
die Muslime in unserem Land da-
gegen in Schutz, und das tun wir
in diesem Hause alle.

Die allermeisten Muslime in
Deutschland sind rechtschaffene,
verfassungstreue Bürger. Wir müs-
sen hier zweierlei auseinanderhal-
ten: Wir garantieren, dass der
Glaube des Islam in Deutschland
im Rahmen unserer Verfassung
und der übrigen Gesetze frei aus-
geübt werden kann, und wir be-
kämpfen jede Form islamistischer
Gewalt mit der ganzen Entschlos-
senheit unseres Rechtsstaates.

Das bedeutet unter anderem:
Erstens. Hassprediger und Ge-

walttäter, die im Namen des Islam
vorgehen, ihre Hintermänner und
geistigen Brandstifter des interna-
tionalen Terrorismus werden mit
aller Konsequenz und mit allen
Mitteln bekämpft, die uns als
Rechtsstaat zur Verfügung stehen.

Zweitens. Die Bundesregierung
hat gestern die Einführung eines
Ersatz-Personalausweises beschlos-
sen, der nicht zum Verlassen
Deutschlands berechtigt. Damit
wollen wir die Ausreise deutscher
Staatsbürger in Konfliktgebiete
und Terrorlager unterbinden;
denn wir betrachten das Phäno-
men der Ausreise zumeist junger
Menschen, die sich in Syrien und
im Irak terroristischen Gruppie-
rungen anschließen, mit großer
Sorge. Diejenigen, die später nach
Deutschland zurückkehren, haben
mit ihrer zunehmenden Verro-
hung auch für uns in Deutschland
das größte Gefahrenpotenzial.

Drittens. Die Bundesregierung
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wird in Kürze das Gesetzesvorha-
ben des Justizministers zur verbes-
serten Bekämpfung der Terroris-
musfinanzierung und zur Straf-
barkeit der Ausreise in Konfliktge-
biete beschließen. Es handelt sich
hierbei um die Umsetzung der
entsprechenden UN-Resolution.

Viertens. Der Europäische Rat
im Februar 2015 wird sich auch
mit den Maßnahmen befassen,
die die Innenminister von elf EU-
Mitgliedstaaten am letzten Wo-
chenende in Paris beraten haben:
Maßnahmen zum Kampf gegen
den illegalen Waffenhandel, zur
Zusammenarbeit der Transitstaa-
ten, zur Überwachung der Reise-
bewegungen an den EU-Außen-
grenzen und zum Abgleich der
Fluggastdaten von Gefährdern.

Fünftens. Wir müssen den Si-
cherheitsbehörden insgesamt die
erforderliche personelle und fi-
nanzielle Ausstattung verschaffen,
die sie benötigen, um unsere Si-
cherheit bestmöglich zu gewähr-
leisten.

Wir müssen sie in die Lage ver-
setzen, ihre Arbeit auch unter ver-
änderten Lageanforderungen und
veränderten technischen Rahmen-
bedingungen zu erbringen. Dem
dient auch die Novelle des Bun-
desverfassungsschutzgesetzes, und
ich möchte diese Möglichkeit nut-
zen, um allen, die sich um die Si-
cherheit unseres Landes verdient
machen, ein herzliches Danke-
schön zu sagen.

Sechstens. Der Europäische Ge-
richtshof und das Bundesverfas-
sungsgericht haben den Rahmen
beschrieben, in dem eine Rege-
lung der Mindestspeicherfristen
für Kommunikationsdaten erfol-
gen kann. Angesichts der partei-
übergreifenden Überzeugung aller
Innenminister von Bund und Län-
dern, dass wir solche Mindestspei-
cherfristen brauchen, sollten wir
darauf drängen, dass die von der
EU-Kommission hierzu angekün-
digte überarbeitete EU-Richtlinie
zügig vorgelegt wird, um sie an-
schließend auch in deutsches
Recht umzusetzen.

Siebtens. Bei der Arbeit unserer
deutschen Nachrichtendienste
und auch bei der Zusammenarbeit
mit unseren Partnerdiensten muss
ohne jeden Zweifel stets die Ba-
lance von Freiheit und Sicherheit
gewahrt werden. Aber ebenso oh-
ne jeden Zweifel ist und bleibt der
Informationsaustausch auch über
Ländergrenzen hinweg für unsere
Sicherheit absolut unverzichtbar.

Achtens. Deutschland wird sich
als Teil der internationalen Ge-
meinschaft unvermindert poli-
tisch, humanitär sowie mit militä-
rischer Ausrüstung und Ausbil-
dung am Kampf gegen die Terror-
miliz IS im Irak oder in Syrien be-
teiligen. Unsere Beteiligung wird
nicht in Syrien stattfinden, aber
die IS ist dort tätig.

Neuntens. Wahrlich nicht zu-

letzt müssen wir darauf hinwir-
ken, dass sich junge Menschen bei
uns gar nicht erst von extremisti-
schen Rattenfängern angespro-
chen fühlen. Die Bundesregierung
unterstützt deshalb vielfältige Ak-
tivitäten und Projekte, die Tole-
ranz fördern, Sozialkompetenz
und Demokratieverständnis stär-
ken, gerade auch für die Jugend-
und Elternarbeit. Wir müssen be-
reits in den Familien allen Formen
extremistischer Diskriminierung
und Gewalt den Boden entziehen.

Meine Damen und Herren, Ter-
roristen sagen, sie wollten den
Staat und seine Repräsentanten,
den Westen, ein System oder wie
immer es heißt, treffen. Auslöser
soll eine misslungene Kindheit, ei-
ne misslungene Schulkarriere, per-
sönliche Zurücksetzung sein. An-
dere sagen, außerdem sei Religion
im Spiel. – Nein, all das überzeugt
mich nicht.

Jeder Terrorist, der eine Explosi-
on auslöst oder der Schüsse ab-
gibt, weiß, dass er Menschen trifft,
die er in der Regel nicht einmal
kennt, die ihm nichts getan ha-
ben, die ihm nichts schuldig sind.
Jeder Terrorist trifft daher eine ei-
gene persönliche Entscheidung,
für die er die Verantwortung über-
nehmen muss. Sie kann mit einer
misslungenen Kindheit nicht ge-
rechtfertigt werden. Sie hat auch
mit Religion insgesamt nichts zu
tun.

Wahrscheinlich hat sie mit einer
speziellen Auslegung von Religion
zu tun, die in der Anmaßung be-
steht, an der Stelle Gottes han-
deln, strafen, töten zu dürfen. Das
aber ist für mich Gotteslästerung;
nichts anderes.

Die tatsächlichen Beweggründe
von Terrorismus liegen anderswo.
Sie liegen in der Überzeugung,
über anderen zu stehen, weil man
meint, Gottes Stellvertretung zu
sein, weil man eine historische
Mission haben will, weil man
überzeugt ist, durch Glaube, Her-
kunft, Abstammung, Geschlecht
über anderen zu stehen.

Die allermeisten Menschen in
Deutschland sind keine Feinde
des Islam. Sie sind in ihrem Urteil
unsicher, auch ratlos. Sie sind
nicht mit dem Koran aufgewach-
sen, ich persönlich auch nicht. Sie
tun sich schwer damit, wenn ich
den Gedanken des früheren Bun-
despräsidenten Wulff unterstütze,
als er zum Tag der Deutschen Ein-
heit im Jahre 2010 sagte – ich zi-
tiere ihn noch einmal -:

Zuallererst brauchen wir aber ei-
ne klare Haltung, ein Verständnis
von Deutschland, das Zugehörig-
keit nicht auf einen Pass, eine Fa-
miliengeschichte oder einen Glau-
ben verengt, sondern breiter ange-
legt ist. Das Christentum gehört
zweifelsfrei zu Deutschland. Das
Judentum gehört zweifelsfrei zu
Deutschland. Das ist unsere christ-
lich-jüdische Geschichte. Aber der

Islam gehört inzwischen auch zu
Deutschland.

Die Menschen fragen mich, wel-
cher Islam gemeint ist, wenn ich
diesen Gedanken zitiere. Sie wol-
len wissen, warum Terroristen den
Wert eines Menschenlebens so ge-
ring schätzen und ihre Untaten
stets mit ihrem Glauben verbin-
den. Sie fragen, wie man dem wie-
der und wieder gehörten Satz
noch folgen kann, dass Mörder,
die sich für ihre Taten auf den Is-
lam berufen, nichts mit dem Is-
lam zu tun haben sollen. Ich sage
ausdrücklich: Das sind berechtigte
Fragen. Ich halte eine Klärung die-
ser Fragen durch die Geistlichkeit
des Islam für wichtig, und ich hal-
te sie für dringlich. Ihr kann nicht
länger ausgewichen werden.

Meine Damen und Herren! Wir
alle haben Fremdbilder im Kopf.
Niemand von uns ist ohne Fremd-
bilder. Sie bestehen aus Erfahrun-
gen, Gehörtem, aus ungeprüften
eigenen Vorstellungen, auch aus
Ängsten. Sie sind teils richtig und
teils falsch. Bei manchen werden

Fremdbilder zu Feindbildern. Das
lässt sich durch Aufklärung und
Kennenlernen verhindern.

Langfristig hilft nur Demokratie
als Lebensprinzip. In der Schule
können Heranwachsende lernen,
wie Standpunkte zu entwickeln
sind und dass das bessere Argu-
ment am Ende zählt. In den Schü-
ler- und Jugendvertretungen kann
gelernt werden, wie legitime An-
sprüche durchgesetzt und Kom-
promisse geschlossen werden.
Auch Betriebs- und Personalräte
können Schulen der Demokratie
sein, ebenso Sportvereine, in de-
nen erfahren werden kann, wie
das Einhalten von Regeln allen
dient.

In den Städten und Gemeinden
engagieren sich unzählige Bürger
unseres Landes. Sie beraten, weil
sie Bescheid wissen. Viele finden
den Weg in die Kommunalparla-
mente. Sie stellen sich der Wahl
der Bürgerinnen und Bürger. Tau-
sende verbringen ihre Freizeit da-
mit, sich in der Kirchenarbeit zu
engagieren. Bis ins hohe Alter ar-

beiten Frauen und Männer für an-
dere, sorgen sich darum, dass Al-
tersgenossen mit Lebensmitteln
versorgt werden, begleiten sie,
bringen Patienten in Krankenhäu-
sern Lesestoff und setzen sich an
ein Bett, um ein Gespräch zu be-
ginnen. Diese Bürgerinnen und
Bürger, sie sind die stillen Helden
unseres Lebens.

Wir sollten unsere Gesellschaft
wachrütteln für dieses Lebensprin-
zip der Demokratie: für das Mitre-
den, Mitentscheiden, Hilfeleisten
und dafür, Verantwortung zu
übernehmen. Kaum etwas ist
wichtiger für unser Lebensgefühl
als die Erfahrung, geschätzt, ge-
braucht und in dieser großen zivi-
len Gemeinschaft der Freiheit und
Verantwortung respektiert zu wer-
den. Das ist unser Gegenentwurf
zur Welt des Terrorismus, und er
ist stärker als der Terrorismus.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

und der SPD – Beifall bei Abge-

ordneten der LINKEN und des BÜND-

NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Gregor Gysi, DIE LINKE:

Die Terroranschläge
dürfen nicht missbraucht werden

Gregor Gysi (*1948)
Wahlkreis Berlin-Treptow – Köpenick

Frau Bundeskanzlerin, ich
stimme Ihnen bei der
schärfsten Verurteilung der

erlebten Terroranschläge in vollem
Umfange zu. Ich begrüße auch die
gemeinsame Verurteilung durch
den Bundestag, halte diese aller-
dings für selbstverständlich.

Diese Attentate sind ein Angriff
auf die Demokratie, die Mei-
nungsfreiheit, die Pressefreiheit
und das Recht auf Leben. Es ist
völlig legitim, Satire mal als ge-
schmackvoll, mal als geschmack-
los einzuschätzen. Aber Satire darf
alles, sonst kann sie ihren Charak-
ter nicht austragen.

Ein großes Erlebnis war für
mich die Mahnwache am Bran-
denburger Tor auf Einladung der
muslimischen Verbände. Die ge-
meinsame Verurteilung der terro-
ristischen Akte durch Christinnen

und Christen, Muslima und Mus-
lime, Jüdinnen und Juden, Atheis-
tinnen und Atheisten, kurz: durch
die gesamte Gesellschaft, war ein
wichtiger Akt.

Wir müssen nun allerdings den
Missbrauch der Terroranschläge
durch die Anführer der Pegida-Be-
wegung verhindern.

Ein demokratisches, tolerantes
und weltoffenes Zusammenleben
mit friedlichen Bürgerinnen und
Bürgern, auch mit anderer Kultur
und anderen Religionen, muss ge-
fördert werden. Die große Mehr-
heit der Menschen ging für diese
Ziele auf die Straße. Pegida spricht
für eine Minderheit, nicht für das
Volk. Die große Mehrheit denkt
und handelt völlig anders.

Deshalb ist es wichtig, dass wir
Pegida geschlossen verurteilen.
Niemand sollte versuchen, zum
halben parlamentarischen Arm
dieser Bewegung zu werden.

Es existieren abstrakte Ängste
vor dem Fremden. Mitläufer, die
keine Nazis sind, müssen wir für
die Gesellschaft zurückgewinnen;
das wird schwer genug. Wir brau-
chen eine gemeinsame Aufklä-
rungskampagne durch ein Aufklä-
rungsbündnis aller Fraktionen im
Bundestag, aller kirchlichen Kon-
fessionen und aller Gewerkschaf-
ten zusammen mit der Kunst, der
Kultur, dem Sport und den Wis-
senschaften.

Aber die Hauptverantwortung

liegt bei der Politik. Ich sage das
hier so offen: Beim Abbau von
Ängsten haben wir alle versagt.
Wir sollten diesbezüglich selbst-
kritisch über uns nachdenken.

Menschen in Not brauchen Hil-
fe. Staat und Gesellschaft sind ver-
pflichtet, ihnen zu helfen. Das gilt
nicht nur für durch Krieg und Bür-
gerkrieg traumatisierte Flüchtlin-
ge, sondern auch für alle Bürgerin-
nen und Bürger, die in große Not
geraten sind. Deshalb müssen wir
allen ehrenamtlichen Helferinnen
und Helfern, wie Sie es getan ha-
ben, Frau Bundeskanzlerin, dan-
ken, die so viel Zeit damit zubrin-
gen, Flüchtlingen und anderen zu
helfen.

Aber ich füge hinzu: Die De-
monstrantinnen und Demons-
tranten von Pegida würden, wenn
sie in der gleichen Situation wären
wie die Flüchtlinge, ebenso Hilfe
verlangen und erwarten und wahr-
scheinlich auch bekommen.

Der Ruf der Union nach stärke-
ren Geheimdiensten sowie schär-
feren Gesetzen und insbesondere
nach einer Vorratsdatenspeiche-
rung löst das gilt auch für das, was
Sie dazu gesagt haben, Frau Bun-
deskanzlerin die Probleme nicht,
im Gegenteil.

Dieser Versuch wurde jedes Mal
unternommen und blieb wir-
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kungslos. In Frankreich gibt es ei-
ne umfassende Erfassung von Vor-
ratsdaten sowie eine sehr enge Zu-
sammenarbeit von Geheimdiens-
ten und Polizei. Das schreckliche
Attentat konnte so aber nicht ver-
hindert werden. Das Gegenteil ist
richtig: Umfassende Bürgerrechte
und eine stärkere Demokratie sind
wichtige Voraussetzungen im
Kampf gegen den Terrorismus.

Der Terrorismus, für den der Is-
lam missbraucht wird, hat Ursa-
chen. Al-Qaida und „Islamischer
Staat“ sind auch Folge und Pro-
dukte von Militärinterventionen.
Al-Qaida entstand im Krieg in Af-
ghanistan während der Besatzung
durch die Sowjetunion. Damals
rüsteten die USA die Taliban und
diese Terrorgruppe im Kampf ge-
gen die Sowjetunion auf nach
dem Motto „Der Feind meines
Feindes ist mein Freund“. Nach
dieser Logik wurde auch im Bür-
gerkrieg in Syrien verfahren. Die
USA, Saudi-Arabien, Katar und
andere Golfstaaten unterstützten
Terrororganisationen im Kampf
gegen Assad. Der „Islamische
Staat“ entstand. Erst spät, viel zu
spät wurde diese offene Unterstüt-
zung eingestellt. Der Irakkrieg von
2003 war völkerrechtswidrig und

ein großer Fehler mit verheeren-
den Folgen.

Wenn wir die Ursachen und Be-
dingungen von Terrorismus wirk-
sam bekämpfen wollen, dann
heißt das für uns: Wir müssen
weltweit für die Achtung des
Rechts auf Leben eintreten.

Das wiederum verlangt, zu be-
greifen: Erstens.
Die Strategien von
NATO und den
USA, Regimewech-
sel und die Durch-
setzung ökonomi-
scher Interessen
von außen durch
Krieg herbeizufüh-
ren, sind nicht nur
gescheitert. Im
Krieg wird Leben
vernichtet. Dadurch entsteht eine
Verachtung des Rechts auf Leben.
Diese Verachtung ist eine Bedin-
gung des Terrorismus. Im Krieg
entsteht mehr und neuer Hass, der
zur Verachtung von Leben, aber
auch zur Bereitschaft zu Terroris-
mus führen kann. Wenn als Kolla-
teralschaden eine Hochzeitsgesell-
schaft in Afghanistan getötet wird,
was, glauben Sie von Union, SPD
und Grünen denn, entsteht im
Umfeld: Freundschaft, Dankbar-

keit oder Hass?
Man kann anderen Gesellschaf-

ten auch nicht eine andere Kultur
aufzwingen. Der Afghanistan-
Krieg sollte Al-Qaida zerstören.
Diese Terrororganisation ist aber
nur umgezogen nach Pakistan
und hat dort gerade über 100 Kin-
der getötet. Not und Elend in Af-

ghanistan haben
sich vergrößert. Sie
alle wissen, dass Ih-
re Entscheidung für
den Afghanistan-
Krieg falsch war, ha-
ben aber nicht den
Mut, das einzuräu-
men und die ent-
sprechenden
Schlussfolgerungen
zu ziehen.

Ohne die genannte falsche Auf-
rüstung in Syrien und ohne den
falschen Irakkrieg gäbe es den „Is-
lamischen Staat“ nicht, zumindest
nicht so, wie er heute existiert.

Die Staaten in Libyen, im Irak,
im Sudan und in Somalia sind
zerstört. Wer Terrorismus überwin-
den will, muss Kriege stoppen.

Deutschland darf sich nie wie-
der an Kriegen beteiligen und wie
beim Jugoslawienkrieg das Völker-
recht über Bord werfen.

Zweitens. Die deutschen Waf-
fenexporte, zumindest die an Dik-
taturen und in Kriegs- und Krisen-
gebiete, müssen doch unverzüg-
lich gestoppt werden, auch und
gerade an das auspeitschende Sau-
di-Arabien.

Drittens. Terrorismus nutzt auch
Hunger, Armut, Elend und Bil-
dungsnotstand oder die Angst der
Menschen, in Hunger, Armut,
Elend oder Bildungsnotstand ab-
zustürzen, aus. Der Kampf gegen
Hunger, Armut, Elend und Bil-
dungsnotstand ist also nicht nur
aus humanistischen Gründen,
nicht nur wegen der sozialen Ge-
rechtigkeit erforderlich, sondern
auch, um begünstigende Bedin-
gungen für den Terrorismus zu
überwinden, um Achtung für
Menschenleben zu erhöhen.

Jedes Jahr sterben auf der Erde
70 Millionen Menschen und da-
von 18 Millionen an Hunger oder
den Folgen von Hunger, obwohl
wir weltweit Nahrungsmittel besit-
zen, die die Menschheit zweimal
ernähren könnten. Wir können
die Fragen der Hungernden nicht
beantworten, wir müssen den
Hunger endlich überwinden.

Es entsteht immer mehr Reich-
tum in immer weniger Händen,

während sich andererseits die Ar-
mut weltweit verbreitet, auch in
Europa, auch in Deutschland. Wir
brauchen eine andere Entwick-
lungspolitik für die Krisenregio-
nen, die Not und Elend überwin-
det, die Entwicklung ermöglicht;
nicht die Interessen der eigenen
Konzerne dürfen der Maßstab
sein. Das ist übrigens auch die
beste Friedenspolitik und die bes-
te Politik zur Bekämpfung von Ur-
sachen von Flucht.

Viertens. Auch die Menschheits-
fragen wie die Nachhaltigkeit in
der Ökologie, die Verhinderung
einer Klimakatastrophe müssen
endlich gelöst werden. Wenn gera-
de bei großen Staaten ökonomi-
sche Interessen den Vorrang ha-
ben, dann bringt das eine Verach-
tung zum Recht auf Leben zum
Ausdruck. Wir brauchen also,
wenn wir Terrorismus wirksam be-
kämpfen wollen und auch aus vie-
len anderen Gründen, gerade in
den USA und im gesamten Westen
und auch hier in Deutschland ei-
ne Wende in der Politik. Lassen
Sie uns die Situation ernst neh-
men und gemeinsam über Konse-
quenzen beraten.

(Beifall bei der LINKEN)

Mitläufer, die
keine Nazis sind,

müssen wir
für die

Gesellschaft
zurückgewinnen.

Thomas Oppermann, SPD:

Was in Paris passiert ist,
kann überall in Europa passieren

Thomas Oppermann (*1954)
Wahlkreis Göttingen

Mit den Anschlägen von
Paris wollten die Terro-
risten nicht nur in

Frankreich, sondern in ganz
Europa Angst und Schrecken ver-
breiten. Das war ein Angriff auf
die freie Presse, das war der Ver-
such, freie Menschen in einer offe-
nen Gesellschaft einzuschüchtern,
aber das ist den Terroristen nicht
gelungen; sie haben ihr Ziel nicht
erreicht.

Denn die Franzosen haben am
Sonntag die stärkste Antwort gege-
ben, die man sich vorstellen kann.
Sie haben nicht nach Vergeltung
und Rache gerufen, sie haben
nicht den Polizeistaat gefordert,

sondern Millionen sind auf die
Straße gegangen, um zu trauern,
aber auch um klar zu zeigen: Wir
lassen uns von den Terroristen
nicht spalten, wir stehen zusam-
men, wir bieten dem Terror die
Stirn, und wir verteidigen die Frei-
heit, die Demokratie und die
Menschlichkeit.

Frankreich hat damit der Welt
eindrucksvoll gezeigt, dass Freiheit
und Demokratie stärker sind als
die zerstörerischen Kräfte von Ter-
ror und Hass. Ich finde, dafür
müssen wir den Franzosen dank-
bar sein.

Die Terroranschläge in Paris len-
ken den Blick auch auf die Situati-
on der Muslime in Deutschland;
denn sie haben es in diesen Zeiten
schwer. Ihr Glaube, ihre Religion,
der Islam, wird durch die tägliche
Berichterstattung über die Kriege
im Nahen Osten und in Afrika
nur noch in der hässlichen Fratze
des Dschihadismus dargestellt
und wahrgenommen. Abend für
Abend setzen sich diese Bilder in
den Köpfen fest. Dass sich die Ter-
roristen auf den Islam berufen
und damit das religiöse Empfin-
den vieler friedlicher Muslime mit
Füßen treten, das ist eigentlich
schon schlimm genug. Wenn jetzt

aber Millionen friedfertiger Musli-
me in Deutschland in einen Topf
mit Terroristen geworfen werden,
dann ist das eine unverantwortli-
che politische Brandstiftung.

Wir alle wissen: Das kann leicht
zu einer Eskalation der Gewalt
führen. Deshalb müssen wir uns
jetzt vor die Muslime stellen.

Die Organisation Pegida und
ihre Demonstranten fordere ich
auf, endlich aufzu-
hören mit der Stim-
mungsmache gegen
Andersgläubige
und gegen Einwan-
derer in Deutsch-
land.

Diese Leute hät-
ten dem Bundes-
präsidenten zuhö-
ren sollen, als er
am Dienstag auf
dem Pariser Platz gesagt hat: Egal
ob Juden, Christen, Muslime oder
Nichtgläubige, „Wir alle sind
Deutschland!“. – Das sollte sich
Pegida zu Herzen nehmen.

Ich freue mich, dass an die
100.000 Menschen in Leipzig, in
München, in Hannover, in Berlin
und in anderen Städten auf die
Straße gegangen sind und dagegen
demonstriert haben. Das zeigt,

dass die demokratische Mitte in
Deutschland die unsäglichen Ak-
tionen von Pegida nicht länger wi-
derspruchslos hinnehmen will.

Aber wir müssen uns auch fra-
gen, warum sich über 500 junge
Menschen aus Deutschland isla-
mistischen Terrormilizen ange-
schlossen haben. Der islamistische
Terror übt mit seiner Ideologie
von Gewalt, Macht und Märtyrer-
tum offenbar eine große Anzie-
hungskraft auf immer mehr junge
Menschen aus. Unter dem Deck-
mantel der Religion nutzt er die
Schwäche junger Menschen. Wer
keinen Schulabschluss hat, wer
keine Arbeit findet, wer ein schwa-
ches Selbstwertgefühl besitzt, wer
sich ausgegrenzt fühlt und keine

Aufstiegschancen
hat, der ist anfälli-
ger für eine solche
Ideologie. Die Bun-
deskanzlerin hat zu
Recht darauf hinge-
wiesen, dass das in
keiner Weise Terror
und Gewalt recht-
fertigen kann.

Aber richtig ist
trotzdem: Ausgren-

zung ist immer der Nährboden für
Radikalisierung. Deshalb müssen
wir diese Radikalisierung im An-
satz verhindern.

Deshalb ist es gut, dass die Ju-
gendministerin die Mittel für Prä-
vention aufgestockt hat. Wir ha-
ben alle notwendigen arbeits-
marktpolitischen Instrumente.
Wir müssen die Jugendlichen för-
dern und fordern, und wir müssen

sie aus dieser Ecke herausholen,
bevor die salafistischen Hasspredi-
ger sie dort abholen können.

Dabei müssen uns selbstver-
ständlich auch die muslimischen
Verbände in Deutschland unter-
stützen.

Meine Damen und Herren, Prä-
vention hilft vor allem auf lange
Sicht. Aber im Augenblick müssen
wir sagen: Was in Paris passiert ist,
das kann überall in Europa passie-
ren. Wir hier in Deutschland hat-
ten sicher auch Glück. Aber in den
vergangenen Jahren ist es gelun-
gen, mehrere Anschläge zu verhin-
dern. Ich habe deshalb Vertrauen
in unsere Sicherheitsbehörden
und möchte ihnen ausdrücklich
für ihre schwierige Arbeit danken.

Die Menschen erwarten zu
Recht, dass wir alles tun, um uns
vor diesem Terror zu schützen. Ei-
ne potenzielle Gefahr sind vor al-
lem die vielen Rückkehrer aus Sy-
rien oder aus dem Irak. Gestern
hat das Kabinett den Gesetzent-
wurf des Innenministers beschlos-
sen, um gewaltbereiten Dschiha-
disten den Personalausweis entzie-
hen zu können, wenn sie ausrei-
sen wollen. Der Justizminister
wird einen Gesetzentwurf zur Be-
kämpfung der Terrorfinanzierung
und zur schärferen Bestrafung von
Reisen in Terrorcamps vorlegen.
Das sind richtige und notwendige
Schritte.

Gesetze allein aber genügen
nicht. Ich will – das, was ich heute
in der Zeitung über IS-Aktivisten
in Wolfsburg gelesen habe, be-
stärkt mich darin -, dass unsere Si-
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cherheitsbehörden in der Lage
sind, gewaltbereiten Rückkehrern
24 Stunden am Tag auf den Füßen
zu stehen. Kein gewaltbereiter Sy-
rien-Rückkehrer darf sich in
Deutschland mehr unbeobachtet
fühlen, meine Damen und Her-
ren.

Wenn die perso-
nellen Ressourcen
dafür nicht ausrei-
chen, dann müssen
wir sie rasch erhö-
hen.

Auch über das
Thema Mindest-
speicherfristen soll-
ten wir in der Ko-
alition in Ruhe re-
den. Wir haben im
Koalitionsvertrag vereinbart:

Wir werden die EU-Richtlinie
über den Abruf und die Nutzung
von Telekommunikationsverbin-
dungsdaten umsetzen.

Daran fühlen wir uns gebun-
den. Allerdings ist die Umsetzung
zurzeit nicht möglich; denn der
Europäische Gerichtshof hat die
EU-Richtlinie für nichtig erklärt

und für eine Neufassung sehr
strenge Auflagen erteilt. Deshalb
ist es jetzt an der Kommission, ei-
ne neue Richtlinie zu erarbeiten.
Das sollten wir zunächst abwar-
ten.

Das gebietet auch der Respekt
vor den beiden höchsten Gerich-

ten in Deutschland
und in der Europäi-
schen Union. Wir
sollten ohnehin –
da stimme ich der
Kanzlerin zu, und
das machte auch
der französische
Premierminister in
seiner Rede vor der
Nationalversamm-
lung deutlich – die

ganze Diskussion mit Augenmaß
und Nachdenklichkeit führen;
denn wenn wir unsere Freiheit im
Interesse einer vermeintlich per-
fekten Sicherheit zu sehr ein-
schränken, dann fehlt am Ende
beides; dann haben wir weder
Freiheit noch Sicherheit.

Wenn wir Pegida und den damit
verbundenen Stimmungsmachern

in unserem Land das Wasser ab-
graben wollen, dann müssen wir
auch offen über Einwanderung re-
den. Deutschland verliert im kom-
menden Jahrzehnt in jedem Jahr
400.000 Menschen im erwerbsfä-
higen Alter, und diese Lücke lässt
sich nicht allein durch eine Erhö-
hung der Erwerbsbeteiligung von
Frauen oder durch die Qualifizie-
rung von Arbeitslosen schließen.
Dazu brauchen wir qualifizierte
Einwanderer in großer Zahl, und
darauf müssen wir alle vorberei-
ten.

Deutschland ist schon jetzt ein
Einwanderungsland. Wir sind das
drittattraktivste Einwanderungs-
land der Welt. Allein in den letz-
ten beiden Jahren sind über
900.000 ganz überwiegend gut
und sehr gut ausgebildete Einwan-
derer aus der EU zu uns gekom-
men. Ohne diese Einwanderer gä-
be es keine Überschüsse in den
Sozialversicherungen. Ohne diese
Einwanderer und die Steuern, die
sie zahlen, hätten wir im letzten
Jahr auch keinen ausgeglichenen
Haushalt erreicht, meine Damen

und Herren.
Wir brauchen die Zuwanderung

auch, um die Renten in einer al-
ternden Gesellschaft finanzieren
zu können. Ohne Einwanderung
wird natürlich auch die Investiti-
onstätigkeit von Unternehmen ge-
dämpft; denn Unternehmen in-
vestieren nicht,
wenn die Bevölke-
rung schrumpft.
Nur als Einwande-
rungsgesellschaft
können wir Wachs-
tumsgesellschaft
bleiben. Deshalb ist
die Einwanderung
positiv für Deutsch-
land. Besonders die
Freizügigkeit in der
EU ist ein großer Jobmotor.

Ich will deshalb, dass wir in der
Koalition gemeinsam über Ein-
wanderung diskutieren. Wir müs-
sen die bestehenden Regeln über-
prüfen, und wir müssen offen dis-
kutieren, nach welchen Regeln
Einwanderer nach Deutschland
kommen sollen. Auf diese Klarheit
haben die Menschen in diesem

Land einen Anspruch.
Daneben muss natürlich völlig

klar sein, dass wir Flüchtlinge, die
aus humanitären Gründen nach
Deutschland kommen, bei uns
aufnehmen. Wir müssen sie
schneller integrieren; das heißt vor
allem, sie durch Sprachkurse

schnell mit der
deutschen Sprache
vertraut machen.

Deutschland wird
sich durch Zuwan-
derung verändern.
Unser Land wird in-
ternationaler und
vielfältiger. Aber
das ist in einer glo-
balisierten Welt
kein Schaden und

kein Nachteil; im Gegenteil, das
ist ein Vorteil; das ist ein ökono-
mischer und kultureller Vorteil für
Deutschland. Deshalb brauchen
wir ein positives Verhältnis zur
Einwanderung. Und daran sollten
wir gemeinsam arbeiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeord-

neten der CDU/CSU)

Nur als Einwan-
derungsgesell-
schaft können

wir Wachstums-
gesellschaft

bleiben.

Die Menschen
erwarten zu

Recht, dass wir
alles tun, um uns
vor dem Terror

zu schützen.

Dr. Anton Hofreiter, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Lehren des 11. Septembers
nicht vergessen

Anton Hofreiter (*1970)
Landesliste Bayern

Acht Tage sind seit den
schrecklichen Anschlägen
in Paris vergangen: acht Ta-

ge der Trauer, acht Tage des
Schocks über die Angriffe auf un-
sere Freiheit, unsere Werte; aber
auch acht Tage, die bei allem
Schrecken, bei aller Trauer Mut
machen. Die Menschen sind in
Frankreich, in Deutschland und
überall auf der Welt zusammenge-
rückt. Wir erleben nicht Wut und
Rachedurst, sondern Besonnen-
heit und trotzigen Mut.

Die Botschaft ist eindeutig: Wir
lassen uns nicht einschüchtern.
Wir lassen uns unsere offene und
freie Gesellschaft nicht nehmen.
Wir stehen zusammen – für Tole-
ranz und ein friedliches Zusam-
menleben verschiedener Kulturen
und Religionen.

Diese acht Tage bergen ein Ver-
sprechen. Ein Versprechen darauf,
dass es den Terroristen nicht ge-
lingt, uns zu spalten; wir stehen
zu unseren Werten. Ein Verspre-
chen darauf, dass wir uns ange-
sichts des Schreckens auf unsere
Stärken, Menschenrechte, Demo-
kratie, Bürgerrechte, Meinungs-
und Pressefreiheit, unseren Zu-
sammenhalt besinnen. Das wird
nicht leicht. Es ist eine Herausfor-
derung für uns alle, um dieses Ver-
sprechen Wirklichkeit werden zu
lassen. Aber nur das kann die Ant-
wort auf die Anschläge auf die Re-
daktion von Charlie Hebdo und
auf den koscheren Supermarkt
sein, auf die Anschläge gegen die
Pressefreiheit, gegen die Religions-
freiheit.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, die Attentäter von Paris wa-
ren Franzosen. Aus Deutschland
und Europa reisen Hunderte jun-
ge Menschen in den Nahen Osten,
um Gewalt und Terror zu säen. Sie
sind Europäer, sie sind Deutsche.
Es sind keine Fremden, es sind
keine anderen, es sind Söhne und
manchmal auch Töchter unserer
Gesellschaft. Was treibt junge
Menschen zu solch unmenschli-
chen Taten? Was hätten wir tun
können, um sie von diesem Pfad
des Hasses und der Gewalt abzu-
bringen? Und was können wir zu-
künftig dagegen tun?

Zur Antwort gehören sicherlich
Integration und Bildung. Wir
brauchen Prävention. Wir müssen
verhindern, dass junge Menschen
zu brutalen, unberechenbaren
Fundamentalisten werden.

Gleichzeitig müssen wir darüber
nachdenken, wie wir, auch wenn
es sehr schwer sein mag, mög-
lichst viele derjenigen in unsere
Gesellschaft zu-
rückholen können,
die sich bereits ra-
dikalisiert haben.
Nur wenn wir die
Wurzeln des Hasses
in unserer eigenen
Gesellschaft ange-
hen, können wir
das Versprechen
der letzten acht Ta-
ge wahr werden
lassen. Da haben wir alle – Chris-
ten, Muslime, Juden, Agnostiker,
Atheisten – eine sehr große Aufga-
be vor uns.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, der Terror inmitten Europas
fordert uns heraus. Wie können
wir für die Sicherheit unserer Bür-
gerinnen und Bürger sorgen? Hier
sind Stärke und Augenmaß gefor-
dert. Zorn ist ein schlechter Ratge-
ber. Westliche Regierungen haben
dieses Augenmaß bereits einmal
missachtet. Nach dem 11. Septem-
ber 2001 haben sie unsere Werte
teilweise aus den Augen verloren.

Die Politik hat Freiheiten im Na-
men des Kampfes gegen den Ter-
ror unverhältnismäßig einge-
schränkt. Auch in Deutschland
wurden Grundrechte missachtet
und der Datenschutz verletzt. Wir
halfen in Europa den USA, wie
aus dem Bericht des Senats er-
kennbar ist, bei der Folter. Damit
haben wir unsere Glaubwürdig-
keit, unsere eigenen Werte beschä-
digt. Diesen Fehler dürfen wir
nicht erneut begehen. Wir dürfen
diese Lehren nicht vergessen.

Mehr Datenspeicherung und
vermeintliche Gesetzesverschär-
fung sind falsche Reflexe. Wenn
unsere Freiheit angegriffen wird,
dann dürfen wir unsere Freiheit

doch nicht selbst
aufgeben.

Die Sicherheit
steht im Dienste der
Freiheit, im Dienste
der Menschen, nicht
umgekehrt. Gegen
Kalaschnikows
macht die Vorrats-
datenspeicherung
der Daten aller Bür-
ger, auch aller unbe-

scholtenen Bürger doch keinen
Sinn. Das haben die Anschläge in
Paris gezeigt. In Frankreich gibt es
die Vorratsdatenspeicherung seit
2006. Sie ist unverhältnismäßig.
Sie stellt alle Bürger unter Gene-
ralverdacht. Die Attentäter waren
doch bereits polizeibekannt. Wir
brauchen eine gut ausgestattete
Polizei, die ausreichend Geld und
Personal hat, damit sie rechtsstaat-
liche, solide Polizeiarbeit leisten
kann.

Offene Gesellschaften sind ver-
wundbar und werden immer ver-
wundbar sein. Wir müssen den

Mut haben, uns dieses einzugeste-
hen. Nur dann können wir beson-
nen handeln. Nur dann können
wir das Versprechen der letzten
acht Tage wahr werden lassen.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, Kritik in einer offenen Gesell-
schaft kann so hart sein, dass sie
verletzt. Satire kann schmerzen.
Aber die Antwort darauf darf nie-
mals Gewalt sein.

Aber so haben die Attentäter
von Paris geantwortet. Sie sind
losgezogen und haben Menschen
ermordet. Eine grausame und ver-
blendete Tat. Dabei haben sie sich
auf den Islam berufen. Aber es ist
kein Kampf des Islam gegen den
Westen, sondern ein Kampf von
Feinden der Freiheit gegen Freun-
de der Freiheit. Die meisten Opfer
des weltweiten islamistischen Ter-
rors sind selbst Muslime. Nahezu
zeitgleich zu den Anschlägen in
Paris töteten fundamentalistische
Terroristen der Boko Haram in Ni-
geria Hunderte von Menschen. In
Syrien, im Irak morden und fol-
tern die Terroristen des IS.

Gewalt im Namen der Religion
ist ein Problem, das viele Religio-
nen kennen. Es ist kein singuläres
Problem des Islam. Aber ein Teil
der Antwort darauf muss im Streit
innerhalb des Islam gefunden
werden. Imame weltweit haben
Gewalt und Hass verurteilt, zum
wiederholten Male. Der Zentralrat
der Muslime hat gemeinsam mit
anderen zu einer Kundgebung für
Toleranz und Weltoffenheit aufge-
rufen. Viele von uns Abgeordne-
ten waren am Brandenburger Tor.
Wir danken dem Zentralrat sehr
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für seine Initiative.
Millionen von Muslimen welt-

weit stehen fassungslos vor dem,
was im Namen ihrer Religion ver-
übt wird. Sie machen unmissver-
ständlich klar, dass sie diesen
Missbrauch nicht dulden werden.
Aber, nur wenn der kritische Dis-
kurs innerhalb des Islam weiter
stattfindet und wenn wir dabei an
der Seite der Muslime stehen,
können wir das Versprechen der
letzten acht Tage wahr werden las-
sen.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, in den letzten acht Tagen ha-

ben wir viele Zeichen der Tole-
ranz, des Miteinanders, des Zu-
sammenstehens erlebt. Umso em-
pörter macht es mich, wenn ich
nach Dresden blicke, wenn ich se-
he, dass dort am letzten Montag
wieder Tausende Pegida-Anhänger
auf den Straßen waren. Wer bei
Pegida mitmarschiert, will eine ge-
schlossene, eine enge Gesellschaft,
eine die ausgrenzt, und zwar nach
innen und außen, und eine die
letzten Endes mehr Hass erzeugt.

Vor diesen Rissen in unserer Ge-
sellschaft dürfen wir nicht die Au-
gen verschließen. Der Antisemitis-

mus gehört leider immer noch zur
traurigen Realität in Deutschland
und in Europa. Viele Menschen in
Deutschland haben Vorurteile ge-
genüber dem Islam. Rechtsextre-
misten und -populisten wie Le
Pen haben hohe Zuläufe.

2015 steht Europa vor einer Rei-
he von wichtigen Wahlen: in Grie-
chenland, in Spanien, in Großbri-
tannien, in Frankreich. Bei diesen
Wahlen wird nicht allein über die
nationale Politik, sondern auch
über die Zukunft Europas ent-
schieden. Jetzt ist es an uns Euro-
päern, zu zeigen, was für ein

Europa wir wollen: ein Europa,
das für Menschenrechte, Freiheit
und Demokratie steht. Die letzten
Tage lassen mich hoffen, dass die
Menschen wieder erleben, was wir
mit Europa gewonnen haben, was
uns an Europa liegt – einem
Europa, in dem die Menschen
wieder miteinander diskutieren,
einem Europa, in dem sich die
Menschen füreinander interessie-
ren, einem Europa, in dem die
Menschen für die Werte Europas
und füreinander einstehen, einem
Europa, das lebendig ist.

Die ganz große Mehrheit der

Menschen hat erkannt, dass es
Zeit ist, Farbe zu bekennen: gegen
Rassismus, gegen Vorurteile, gegen
Menschenfeindlichkeit. Nur wenn
wir gemeinsam für die Demokra-
tie, für die Freiheit eintreten, nur
dann können wir das Versprechen
der letzten acht Tage wahr werden
lassen. Die letzten acht Tage ma-
chen mir da große Hoffnung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der SPD

und der LINKEN)

Volker Kauder, CDU/CSU:

Religionsfreiheit
weltweit stärken

Volker Kauder (*1949)
Wahlkreis Rottweil – Tuttlingen

Als uns die Nachricht von
dem schrecklichen Verbre-
chen in Paris erreicht hat,

waren wir zunächst fassungslos
und konnten gar nicht glauben,
dass Terroristen in eine Redaktion
eindringen, die Namen der einzel-
nen Journalisten aufrufen und sie
beim Namensaufruf erschießen.
Das ist eine Qualität, die wir so
bisher noch nicht erlebt haben.
Wir alle verneigen uns vor den An-
gehörigen der Opfer, vor unseren
französischen Freunden.

Ja, es ist völlig richtig, dass wir
als eine erste Konsequenz aus die-
sem furchtbaren Verbrechen sa-
gen: Wir stehen in Europa zusam-
men.

Dass wir zusammenstehen, hat
der Zug durch Paris am vergange-
nen Sonntag so eindrucksvoll ge-
zeigt. Dass wir in Europa bei einer
der vielleicht größten Herausfor-
derungen zusammenstehen, um
Menschlichkeit und Demokratie
durchzusetzen, haben wir am
Dienstag am Brandenburger Tor
erlebt. Mich hat in besonderer
Weise beeindruckt, dass hier in
Berlin und in anderen Städten
Deutschlands Menschen zu Tau-
senden zusammengekommen
sind – spontan, ohne dass es ir-
gendjemand organisiert hat. Was
sich da am Brandenburger Tor ge-

zeigt hat, das ist ein Deutschland,
auf das wir stolz sein können.

Es waren alle aus der Gesell-
schaft dabei, alle Religionsgrup-
pen. Dies hat mich beeindruckt.

Es ist der Satz des Bundespräsi-
denten zum Abschluss seiner Re-
de, der uns leiten muss: „Wir alle
sind Deutschland“ – wir alle, die
wir hier in Deutschland leben,
Muslime, Juden, Christen, Ange-
hörige aller anderen Religions-
gruppen.

Es gibt Ereignisse in der Politik,
im persönlichen Leben, bei denen
nachher nichts mehr so ist, wie es
vorher war. Viele von uns spüren,
dass das, was da in Paris gesche-
hen ist, und die Solidaritätskund-
gebungen, die es auch bei uns ge-
geben hat, vielleicht einiges verän-
dern könnten, in einer Geschwin-
digkeit, wie wir es zunächst gar
nicht zu hoffen gewagt haben.

Ich habe bei den vielen Begeg-
nungen mit Christen, Muslimen,
Hindus und Vertretern anderer Re-
ligionen dieser Welt erfahren, was
es bedeutet, wenn man wegen sei-
nes Glaubens, seiner Einstellung
bedrängt und verfolgt wird. Ich
habe immer wieder erlebt, dass
die Reaktionen nach Anschlägen
auf Kirchen und andere Einrich-
tungen unterschiedlich bzw. zö-
gerlich waren. Umso mehr müs-
sen wir anerkennen und wir er-
kennen es auch an, dass sich die
Muslime angesichts der Ereignisse
eindeutig von Gewalt distanziert
haben. Auf der Veranstaltung des
Zentralrats der Muslime, die mich
sehr bewegt hat, wurde gesagt:
Mord und Terrorismus haben mit
dem Islam nichts zu tun.

Die notwendige und auch
schwierige Diskussion ist damit
aber noch lange nicht beendet. Sie
wird weitergehen, und sie muss
auch weitergehen. Ich stimme all
jenen zu, die heute Morgen gesagt
haben, dass dies eine Aufgabe der

Muslime selbst ist, dass wir sie da-
bei unterstützen müssen, indem
wir anerkennen, dass sich da et-
was bewegt. Aber es muss auch
klar sein darauf ist vom Bundes-
tagspräsidenten und von der Bun-
deskanzlerin hingewiesen worden,
dass die Werte und die Menschen-
rechte, die wir durch die Französi-
sche Revolution und die Aufklä-
rung für uns gewonnen haben, die
die Generationen vor uns für uns
erstritten haben, nicht zur Dispo-
sition stehen dürfen und auch
nicht zur Disposition stehen.

Wir dürfen auch nicht zulassen,
dass universale Menschenrechte
das wird immer wieder versucht
von einigen auf einmal als eine
Errungenschaft des Westens gese-
hen werden, die mit anderen gar
nichts zu tun haben. Ich erlebe in
Gesprächen immer wieder, dass es
heißt: Eure Menschenrechtspositi-
on hat mit unserem kulturellen
Verständnis nichts zu tun. Liebe
Kolleginnen und Kollegen, die
universellen Menschenrechte sind
in der Menschenrechtscharta der
UNO niedergelegt, und sie haben
nichts mit kulturellem Verständnis
in dem einen oder anderen Land
zu tun. Wir müssen sie verteidi-
gen.

In der Menschenrechtskonventi-
on, die 1948, also im letzten Jahr-
hundert, beschlossen wurde, sind
Erkenntnisse enthalten, die in die
heutige Zeit übertragen werden
können. Jeder hat das Recht, sei-
nen Glauben frei und unbedrängt
öffentlich zu leben. Dazu gehört
natürlich auch, nichts zu glauben;
auch dies ist geschützt. In der
Menschenrechtskonvention steht
ausdrücklich auch – dies gehört
dazu -, dass jeder das Recht hat,
seinen Glauben frei zu wechseln,
dass es ein Menschenrecht ist, sei-
nen Glauben zu ändern. Fast alle
Länder dieser Welt bis auf ganz
wenige haben das unterschrieben.

Man ist immer wieder erstaunt,
dass selbst in Ländern, die die
Menschenrechtskonvention unter-
schrieben haben, die Menschen-
rechte nicht oder nicht ganz ein-
gehalten werden. Deswegen haben
wir die Verpflichtung, immer wie-
der auf die Menschenrechtskon-
vention hinzuweisen.

Meine sehr verehrten Damen
und Herren, ich habe schon vor
vielen Jahren darauf hingewiesen,
dass es ohne Religionsfreiheit nir-
gendwo auf der Welt Freiheit ge-
ben kann. Ich habe immer wieder
darauf hingewiesen das ist eine Er-
kenntnis zahlreicher Reisen, die
ich unternommen habe , dass das
Verweigern von Religionsfreiheit
und das Unterdrücken von Men-
schen, sodass sie ihren Glauben
nicht frei leben dürfen, Anlass für
größte Auseinandersetzungen
sind. Das muss gerade in dieser
Zeit gesagt werden.
Dazu gehört ganz
klar: Wer für Religi-
onsfreiheit weltweit
eintritt, tritt natür-
lich auch für Religi-
onsfreiheit in unse-
rem Land ein. Ich
will mich gar nicht
über Inhalte der
einzelnen Religio-
nen unterhalten.
Ich sage nur: Religionsfreiheit in
unserem Land bedeutet, dass jeder
das Recht hat, seine Gebets- oder
Gotteshäuser zu bauen. Das heißt:
Natürlich haben die Muslime, un-
terstützt von uns, das Recht, hier
ihre Moscheen zu bauen.

Aber es gehört auch noch etwas
anderes dazu das muss ich sagen,
nachdem der türkische Minister-
präsident in dieser Woche
Deutschland besucht hat : So wie
wir wollen und dafür eintreten,
dass die Muslime hier ihre Mo-
scheen bauen dürfen, so wollen
wir, dass auch die Christen in der
Türkei ihre Kirchen bauen dürfen.

Dieser Zustand ist noch längst
nicht erreicht.

Wir haben heute zu Recht im-
mer wieder gehört, dass unsere
Werte, zu denen natürlich die Frei-
heitsrechte und das zentrale Recht
der Pressefreiheit gehören, nicht
preisgegeben werden dürfen und

wie wichtig die Pressefreiheit für
eine freie Gesellschaft ist. Das be-
trifft aber nicht nur die Pressefrei-
heit, sondern auch die Freiheit der
Kunst, die Freiheit, darin seine
Meinung auszudrücken. Es wäre
furchtbar, wenn Schriftsteller in
Zukunft ihre Bücher prüfen lassen
müssen, bevor sie sie veröffentli-
chen. Das geht überhaupt nicht.
Die Freiheit von Presse, Kunst und
Kultur muss geschützt werden.

Wenn wir uns in der Welt um-
schauen, dann stellen wir fest,
dass die Pressefreiheit von denen
besonders gefürchtet wird – dazu
gehört leider Gottes auch manches
Land in unserer unmittelbaren
Nachbarschaft -, die Menschen-
rechte und Freiheit in ihrem Land
nicht hundertprozentig verwirkli-
chen. Deswegen muss dafür in be-
sonderer Weise eingetreten wer-
den. Da kann es natürlich sein,

dass Dinge gesche-
hen, die nicht jeder
richtig und gut fin-
det. Die Bundes-
kanzlerin hat da-
rauf hingewiesen,
dass zur Freiheit
Verantwortung ge-
hört. Freiheit und
Verantwortung sind
zwei Seiten dersel-
ben Medaille.

Natürlich muss jeder selbst prü-
fen, wo Grenzen sind. Aber diese
können nicht gesetzlich festgelegt
werden. Ich will nicht gesetzlich
festlegen, ob diese oder jene Kari-
katur zulässig ist, überhaupt nicht.
Trotzdem sage ich: Wir alle haben
allen Grund, uns immer wieder zu
prüfen, wie nahe wir einem ande-
ren treten dürfen in der Ausnut-
zung unserer Freiheit. Ich kann
nur darauf hinweisen: Besondere
Sorgfalt muss darauf gelegt wer-
den, mit den religiösen Gefühlen
und den heiligsten Symbolen ei-
ner Religion nicht verantwor-
tungslos zu spielen.

Das kann nicht durch eine Ver-
schärfung von Gesetzen erreicht
werden, sondern da ist die Gesell-
schaft aufgerufen, zu widerspre-
chen und zu sagen: Wir wollen
zwar, dass dies möglich ist, aber
wir akzeptieren nicht, dass dies ge-
macht wird. Insofern haben wir
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Ich will nicht
gesetzlich fest-
legen, ob diese

oder jene
Karikatur zu-

lässig ist.
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manchmal allen Grund, zu wider-
sprechen, wenn christliche Sym-
bole in dieser Weise betroffen
sind. Es wäre aber auch schön,
wenn der eine oder andere die
Muslime versteht und in Schutz
nimmt, wenn deren heiligste Sym-
bole attackiert werden.

Ich finde, wir in der Bundesre-
publik Deutschland, die Regie-
rung, aber auch die Große Koaliti-
on, haben angemessen reagiert.
Natürlich müssen sich Regierung
und Parlament aber die Frage vor-
legen: Können wir noch etwas
tun, können wir noch etwas ver-
bessern, um das Risiko eines sol-
chen Anschlags zu verringern?
Ganz ausschließen lässt es sich
nicht. Ich finde die Maßnahme,
die jetzt beschlossen worden ist,
um ausreisebereite junge Men-
schen an der Ausreise zu hindern,
indem man ihnen den Personal-
ausweis entzieht, richtig. Es ist
auch sinnvoll, diejenigen zu beob-
achten, die wieder einreisen.

Aber wir müssen uns auch mit
einer anderen Frage beschäftigen.
Alle für die Sicherheit relevanten
Persönlichkeiten unterschiedlicher
parteipolitischer Zugehörigkeiten
sagen, dass wir die Möglichkeiten,
Kontaktdaten zu prüfen, um da-
raus Erkenntnisse zu erzielen, ver-
bessern müssen. Es geht um den
Begriff der Vorratsdatenspeiche-
rung; dieser Begriff gefällt mir gar

nicht, aber bisher ist nichts Besse-
res auf dem Markt. Ich möchte
mit einem Missverständnis aufräu-
men das haben auch Sie, Herr
Hofreiter, wieder angesprochen
: Die Vorratsdatenspeicherung ist
nicht ausschließlich ein Präventi-
onsinstrument, sondern eines von
vielen möglichen Ermittlungsin-
strumenten.

Ohne sie wüssten wir so man-
ches nicht, auch in Frankreich
nicht. Ich möchte darauf hinwei-
sen, dass man die eine oder ande-
re Erkenntnis wie groß war die
Zelle, und mit wem haben die te-
lefoniert? nur durch den Zugriff
auf diese Daten gewonnen hat.
Aber da unsere Provider, unsere
Kommunikationsgesellschaften
jetzt Flatrates anbieten, bei denen
nach wenigen Stunden alle Daten
gelöscht werden, werden Sie nie-
manden mehr finden. Wie wollen
Sie denn Verbrechen im Internet
aufdecken, wenn niemand mehr
eine Spur im Internet hinterlässt?
Deswegen müssen wir uns mit der
Frage beschäftigen, ob wir eine
solche Möglichkeit nutzen wollen
oder nicht.

Ich bin dankbar dafür, dass of-
fenbar Bewegung in dieses Thema
gekommen ist, dass die Bereit-
schaft gestiegen ist, etwas zu tun,
in den verfassungsrechtlichen
Grenzen natürlich.

Die Menschen müssen den Ein-

druck haben, dass wir das tun, was
möglich ist. Daher ist es auch
wichtig, darauf hinzuweisen, dass
Menschen nicht mit unangemes-
senen Formulierungen in der Öf-
fentlichkeit auftreten sollten. Da
Pegida und andere hier mehrfach
angesprochen worden sind, will
ich Folgendes dazu sagen: Wir ha-
ben uns von den Äußerungen, die
dort fallen, klar distanziert. Ich
bekomme jeden Tag Hunderte
von E-Mails, weil ich gesagt habe:
Was dort streckenweise formuliert
wird, ist unakzeptabel. Das sage
ich noch einmal: Dort fallen Äu-
ßerungen, die wir nicht akzeptie-
ren dürfen und denen wir wider-
sprechen.

Mich hat es etwas befremdet,
dass heute Morgen in dieser De-
batte wieder einmal über diese
Gruppe gesprochen wurde. Am
letzten Samstag waren aber in
Dresden 35.000 Menschen auf
dem Platz das waren mehr als Pe-
gida zusammenbringt , um sich
zu diesem Rechtsstaat zu beken-
nen. Darüber sollten wir häufiger
reden. Wir sollten häufiger darü-
ber reden, dass es mutige Men-
schen gibt, die sich zu diesem
Rechtsstaat bekennen, zu Offen-
heit, zu Liberalität und zu Tole-
ranz. Darüber müssten auch die
Medien häufiger berichten. Sie
sollten nicht über die Gruppe be-
richten, die unser Land nicht re-

präsentiert, sondern häufiger über
diejenigen, die das repräsentieren,
was die allermeisten Menschen in
diesem Land für richtig halten.

Meine sehr verehrten Damen
und Herren, noch ein Hinweis.
Herr Kollege Oppermann, wenn
ein Koalitionspartner will, dass
man über ein Thema redet, dann
redet man darüber. Das gilt für
Sie, und das gilt auch dann, wenn
wir etwas wollen und dann darü-
ber reden.

Eines möchte ich aber schon sa-
gen: In der Diskussion über ein
sogenanntes Zuwanderungs- bzw.
Einwanderungsgesetz ist der Ein-
druck erweckt worden, als ob wir
uns in einem völlig rechtsfreien
Raum bewegen würden.

- Nein, heute Morgen hat der
Kollege Oppermann gesprochen,
Frau Kollegin. Dazu will ich nur
sagen: Man kann ja aus Ihrer Sicht
sagen, dass man sich das eine oder
andere anschauen will. Wir haben
aber ein ganzes Paket von Rege-
lungen für Zuwanderung und Ein-
wanderung. Da gibt es keinen
rechtsfreien Raum.

Sie haben zu Recht drauf hinge-
wiesen, dass ohne Einwanderung
bzw. Zuwanderung unsere Sozial-
versicherungssysteme, die Arbeits-
platzsituation usw. anders aussä-
hen. Man kann doch nicht auf der
einen Seite sagen, dass sich eine
gute Entwicklung vollzogen habe,

was stimmt, und auf der anderen
Seite sagen, es gebe überhaupt kei-
ne Regelungen und deswegen
müsse man etwas unternehmen.
Deshalb rate ich auch hier zu ei-
nem größeren Maß an Gelassen-
heit. Wir haben sehr viel gemacht.

Jetzt will ich noch einen Punkt
ansprechen. Wir haben dafür ge-
sorgt, dass die Asylverfahren
schneller ablaufen und die Men-
schen, wenn sie hier sind, schnel-
ler in Arbeit kommen können.
Das ist sehr schön formuliert wor-
den; jetzt kommt es aber darauf
an, das umzusetzen.

Da kann ich nur sagen: Es wäre
eine große Tat und auch notwen-
dig, damit Menschen nicht in der
Isolation leben und auf dumme
Gedanken kommen, dass wir all
denjenigen, die Arbeit und Ausbil-
dung suchen, auch Arbeit und
Ausbildung verschaffen. Diesen
Punkt sehe ich an erster Stelle.
Nicht über neue Zuwanderung
sollte geredet werden, sondern
diejenigen, die da sind, sollten
jetzt endlich in Arbeit gebracht
und in die Gesellschaft integriert
werden. Hier viel zu erreichen, das
ist eine große Aufgabe, die vor uns
liegt. Dieser Aufgabe werden wir
uns stellen. Da sind wir an Ihrer
Seite.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Ab-

geordneten der SPD)

Dr. Eva Högl, SPD:

Es gibt keinen Grund für
gesetzgeberischen Aktionismus

Eva Högl (*1969)
Wahlkreis Berlin-Mitte

Die Anschläge in Paris wa-
ren ein Angriff auf wehr-
lose Menschen. Sie wa-

ren ein Angriff auf die Meinungs-
und Pressefreiheit. Die Morde wa-
ren aber vor allen Dingen ein An-
griff auf unsere offene Gesell-
schaft, unsere Werte und unsere
Demokratie. Wir alle waren ge-
meint mit diesen Anschlägen.

Die Attentäter wollen damit ei-
nes erreichen: Sie wollen die Men-
schen in Frankreich, in Deutsch-
land, uns alle in Europa und in

der Welt, tief verunsichern und
unsere Gesellschaft spalten. Meine
Damen und Herren, das wird ih-
nen nicht gelingen.

Für uns ist klar: Unsere demo-
kratische Gesellschaft darf sich
nicht einschüchtern lassen. Frei-
heit und Rechtsstaatlichkeit lassen
wir uns nicht nehmen. Wir wer-
den die Freiheit nur dann verteidi-
gen können, wenn wir eine offene
und freie Gesellschaft erhalten, in
der Presse- und Meinungsfreiheit
sowie Religionsfreiheit, Einwande-
rung und Vielfalt selbstverständ-
lich sind. Deshalb reagieren wir
auf Terror, auf Morde und auf Ex-
tremismus mit Augenmaß und
mit den Mitteln unseres Rechts-
staates; denn wir sind nicht wehr-
los.

Es gibt überhaupt keinen Grund
für hektischen gesetzgeberischen
Aktionismus.

Die Gefahr, die von gewaltberei-
ten Extremisten ausgeht, die aus
Kriegsgebieten in Syrien und Irak
nach Deutschland zurückkehren,
ist uns bekannt. Unsere Sicher-
heitsbehörden sind hier sehr

wachsam und handlungsfähig.
Wir bekämpfen Terrorismus ganz
entschieden und haben schon
Wochen vor den Anschlägen in
Paris wichtige Regelungen zur Ter-
rorismusbekämpfung auf den Weg
gebracht.

Ich erwähne, dass der Bundesin-
nenminister bereits im Herbst ein
sehr weitgehendes Betätigungsver-
bot des IS erlassen hat. Neben der
Verwendung von Kennzeichen des
IS sind nunmehr auch die Unter-
stützung und die Sympathiewer-
bung strafbar.

Gestern hat das Bundeskabinett
einen Gesetzentwurf verabschie-
det, der vorsieht, ausreisewilligen
Dschihadisten neben dem Reise-
pass auch den Personalausweis zu
entziehen, wenn sie unter dem
Verdacht stehen, terroristische Ak-
tivitäten zu verfolgen. Eine Ausrei-
se über die Türkei beispielsweise
in den Nahen Osten ist dann
nicht mehr möglich.

Künftig werden sich radikale Is-
lamisten auch dann strafbar ma-
chen, wenn sie Deutschland ver-
lassen wollen, um sich an Gewalt-

taten im Ausland zu beteiligen
oder sich für die Teilnahme daran
in einem Camp ausbilden zu las-
sen. Damit setzen wir eine UN-Re-
solution um. Außerdem werden
wir mit einem eigenständigen
Straftatbestand der Terrorismusfi-
nanzierung die Finanzquellen von
Terroristen trockenlegen.

Das sind drei wichtige Maßnah-
men zur Terrorbekämpfung, die
wir auf den Weg gebracht haben.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wir werden auch den Verfas-
sungsschutz schlagkräftiger ma-
chen. Das ist auch dringend erfor-
derlich. Wir haben im NSU-Unter-
suchungsausschuss gesehen, dass
es viele Unzulänglichkeiten bei
den Nachrichtendiensten gibt und
insbesondere die Zusammenarbeit
der Verfassungsschutzämter von
Bund und Ländern verbessert wer-
den muss. Wir werden auch die
personelle und technische Ausstat-
tung der Sicherheitsbehörden wei-
ter verbessern.

Eines ist auch sehr wichtig: die
europäische Kooperation. Wir als
SPD begrüßen ganz ausdrücklich
den Beschluss der EU-Innenminis-
ter in Paris vom Sonntag, gemein-
sam und in enger Abstimmung in
Europa gegen Terror vorzugehen.
Für uns gilt: Wir brauchen in
Europa mehr Zusammenarbeit
und nicht weniger.

Wir bauen auch die Prävention
aus und stärken den gesellschaftli-

chen Zusammenhalt. Wir werden
alles dafür tun, dass sich kein jun-
ger Mensch menschenfeindlichen
und gewalttätigen Organisationen
anschließt. Wir unterstützen alle
Aktivitäten, die den interreligiösen
Dialog fördern und sich gegen
Hass und gegen Gewalt richten.
Wir reden nicht nur, sondern wir
handeln auch.

Wir haben deshalb das so wich-
tige Bundesprogramm „Demokra-
tie leben! Aktiv gegen Rechtsextre-
mismus, Gewalt und Menschen-
feindlichkeit“ und somit Aktivitä-
ten zur Demokratieförderung
ganz deutlich unterstützt, indem
wir in diesem Jahr insgesamt rund
50 Millionen Euro dafür bereit-
stellen. Dieser wichtige Beschluss
des Bundestages ist eine ganz star-
ke Aussage, weil wir damit viele
Initiativen, Verbände und Vereine
bei der Förderung von Demokra-
tie sehr wirksam unterstützen
können. Unsere gemeinsame Ant-
wort auf Terror ist: Sicherheit und
Zusammenhalt, Freiheit ohne
Angst. Diesen Weg werden wir ge-
meinsam weitergehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprach außerdem noch Ger-
da Hasselfeldt (CDU/CSU).)
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Debatte zum Antrag Gesunde Ernäherung stärken / 79. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 15. Januar 2015

Christian Schmidt, CSU, Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft:

Unser Essen ist besser und
gesünder als früher

Christian Schmidt (*1957)
Bundesminister

Das Thema Ernährung mit
all seinen Facetten mobi-
lisiert uns heute in Ber-

lin. Gestatten Sie mir aber, dass
ich mich, bevor wir uns dem The-
ma Ernährung mit all seinen Fa-
cetten widmen, bei dem stellver-
tretenden Vorsitzenden der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, Franz Jo-
sef Jung, für seinen Einsatz und
für sein Engagement in unserem
gemeinsamen Themenbereich
herzlich bedanke. Das so wichtige
Amt hat er nun, wie die Fraktion
entschieden hat, auf gleicher Ebe-
ne im Bereich der Außen- und Si-
cherheitspolitik übernommen,
nachdem Andreas Schockenhoff
bedauerlicherweise von uns ge-
gangen ist. Lieber Franz Josef,
herzlichen Dank! Du kehrst damit
ein Stück zu den Wurzeln zurück,
aber im Kern musst du als Rhein-
gauer Winzer und Politiker mit
Herz bitte auch unserer Sache ver-
bunden bleiben. Die Grüne Wo-
che steht dir genauso offen wie
uns allen.

Ich möchte mich dafür bedan-
ken, dass sich die eingebrachten
Anträge sehr intensiv mit der The-
matik der Ernährung befassen. In
diesem Jahr findet zum 25. Mal
eine gemeinsame Grüne Woche
statt. Das Wort „grün“ in der Grü-
nen Woche ist kein politisches
Grün, sondern ein Grün, das das
Selbstbewusstsein des Landes aus-
drückt. Die Lodenjankerträger ha-
ben Berlin in den 20er-Jahren mit
einer neuen Farbe überrascht.
Schon damals wurde klar, dass die
Stadt ohne das Land nicht leben
kann.

In diesem Jahr findet zum 80.
Mal – zum 25. Mal wieder ge-
meinsam – die Grüne Woche statt.
Lassen Sie mich bei dieser Gele-
genheit auch an die agra in Mark-
kleeberg erinnern, auf der die

wichtige Entwicklung des land-
wirtschaftlichen Bereichs in der
damaligen DDR dokumentiert
wurde. Dies wird auch jetzt in
Leipzig im Rahmen von Landwirt-
schaftsausstellungen in vielfältiger
Weise fortgesetzt. Die Deutsche
Landwirtschafts-Gesellschaft hat
sich hier sehr aktiv engagiert und
eingebracht.

Wenn wir alle wollen, dass sich
alle Menschen auf unserer Erde
ausreichend und angemessen er-
nähren können, dann müssen wir
effizient produzieren. Wenn wir
dabei unsere natürlichen Ressour-
cen als Lebensgrundlage für unse-
re Kinder und Enkel sowie alle
nachfolgenden Generationen er-
halten wollen, dann müssen wir
natürlich effizient nachhaltig sein.
Das ist ein hoher Auftrag.

Auf der zweiten Welternäh-
rungskonferenz hat Papst Franzis-
kus den denkwürdigen Satz ge-
sagt: „Gott vergibt immer … Die
Erde aber vergibt nie.“ Das ist ein
wichtiger Hinweis, den wir alle
aufnehmen müssen. Wir müssen
zu einer nachhaltigen Bewirtschaf-
tung kommen, um die Ernährung
der Menschen zu sichern.

Dem Millenniumsziel „Armut
und Hunger bekämpfen“ sind wir
einen Schritt nähergekommen,
aber noch immer gibt es 800 Mil-
lionen Menschen auf der Welt, die
unter Unterernährung bzw. Man-
gelernährung leiden. Dem stehen
500 Millionen Menschen gegen-
über, deren Ernährung nicht ganz
den Regeln und Vorschlägen der
Deutschen Gesellschaft für Ernäh-
rung entspricht. Sie leiden unter
Adipositas durch Überernährung
bzw. Fehlernährung. Darüber soll-
te man sich überhaupt nicht erhe-
ben; denn in vielen Fällen ist Feh-
lernährung eine Folge der sozialen
Umstände.

Deswegen müssen wir das im
Verbund sehen. Ein Auftrag, den
ich aus Rom mitgenommen habe,
ist übrigens, dass wir diese Frage
zwischen den verschiedenen Res-
sorts und Politikbereichen abstim-
men und entsprechende Maßnah-
men ergreifen. Ich bedanke mich
beim Bundesentwicklungsminister
und beim Bundesminister für Ge-
sundheit dafür, dass wir diese
Maßnahmen bereits auf den Weg
gebracht haben. Das Präventions-
gesetz ist ein Teil dieses integrati-
ven Verständnisses von Ernäh-
rungspolitik.

Wie wollen wir uns ernähren,
und wie wollen wir das realisie-
ren? Mein Anspruch ist, dass wir
den gesellschaftlichen Diskurs
über die Zukunft der Ernährung
gestalten und Deutschland zum
Vorreiter in der Beantwortung die-
ser Fragen machen.

Aber wie machen wir das, und
wohin soll die Reise gehen? Wie
sind die Rahmenbedingungen?
Ich glaube, hier müssen wir eine
politische und kulturelle Debatte
führen.

Es geht um die Frage, wie wir
mit dem Wissen umgehen, dass
laut vielen Erkenntnissen –
manchmal stellen sich Erkenntnis-
se als überholt heraus und werden
durch neuere ersetzt – Essen
schädlich sein kann, aber Essen
für die menschliche Existenz un-
verzichtbar ist. Denken wir an die
Vorstellungen, die Jean-Jacques
Rousseau vor Jahrhunderten ent-
wickelt hat, also „Zurück zur Na-
tur“ und der Mensch sei der Schä-
diger der Natur, und das sei zu be-
enden. Man spürt, dass diese
Denkweise möglicherweise zwar
sehr idealistisch ist, aber einige
Denkfehler beinhaltet. Das kann
es nicht sein.

Wir dürfen uns jedoch auch
nicht erheben und so tun, als
wüssten wir ganz genau, was jeder
zu essen oder nicht zu essen habe.
Wir müssen extreme gesundheitli-
che Gefahren reduzieren. Wir
müssen aber vor allem informie-
ren. Wir dürfen den Teller nicht
mit Regelungen vollpacken.

Es ist notwendig, dass wir ver-
bindliche Informationen geben.
Die Lebensmittelinformationsver-
ordnung, die auf europäischer
Ebene beschlossen wurde und die
ich umgesetzt habe, mit ihren Re-
gelungen zur Allergenkennzeich-
nung loser Ware zeigt, wie span-
nend die Abwägung zwischen ei-
ner Art Beipackzettel auf der einen
Seite und einer viel zu kursori-
schen und nicht ausreichend in
die Tiefe gehenden Information
für Lebensmittel auf der anderen
Seite ist. Ich denke, wir haben gu-
te Maßstäbe gefunden. Damit will
ich nicht sagen, dass sich daran
nichts ändern kann, wenn wir auf-
grund von neuen Erkenntnissen
neue Informationen bereitstellen
müssen. Aber diese Informationen
müssen gut abgreifbar und ver-
ständlich sein. Wir können und
werden es nicht schaffen, dass wir

jeden Menschen vor einem Essen
zu einem Kundenseminar einla-
den und ihm dann vielleicht auch
noch die Entscheidung abneh-
men.

Wir müssen allerdings bei Kin-
dern und Jugendlichen sehr genau
auf die Ernährung schauen. Schul-
verpflegung ist in der Tat ein ganz
wichtiger Punkt.

In der Schulverpflegung wird
die Grundlage dafür gelegt, wie
man sich ernährt und was man
isst. Dabei lernt man, dass nicht
nur die vier Ps allein die Ernäh-
rung ausmachen: Pasta, Pommes
frites, Pizza und Pfannkuchen, wie
unsere Untersuchung gezeigt hat.
Diese sind gut, aber nur in Ma-
ßen. Ich denke, hier besteht
Handlungsbedarf, dieses Thema
in einer fürsorglichen, aber nicht
dirigistischen Art und Weise anzu-
packen.

Lassen Sie mich nicht nur die
Frage stellen: „Wie wollen wir pro-
duzieren?“, sondern auch auf die
Fragen zu sprechen kommen, die
besonders strittig diskutiert wer-
den. Ich möchte noch einmal da-
rauf zurückkommen, was die Kri-
tiker in diesem Zusammenhang
sagen. Erst gestern habe ich gele-
sen, dass eine Gruppe von Men-
schen gegen Tierhaltung über-
haupt ist. Das ist zwar eine klare
Position, aber die Frage, wie sich
dann der Mensch ernähren soll,
wird nicht beantwortet.

Ich denke, dass wir bei der Tier-
haltung Bedarf für Verbesserung
und Veränderung haben. Da tun
wir auch was. Ich will das an zwei
Beispielen zeigen: Das eine Bei-
spiel bezieht sich auf den Bereich
der Geflügelkäfige im Rahmen der
Tierhaltungsverordnung, die wir
jetzt angegangen sind und die in
Kürze auf den Tisch gelegt und auf
den Verordnungsweg gebracht
wird, und das andere Beispiel be-
zieht sich auf Modell- und De-
monstrationsvorhaben für mehr
Respekt bei der Haltung von
Schweinen. Hier hat unser Haus
viel Geld in die Hand genommen.
Wir suchen nun bis zu 120 Betrie-
be, die in der Praxis testen, wie wir
beispielsweise mit der Frage der
Reduzierung von nichtkurativen
Eingriffen umgehen können.

Wichtig ist mir, dass der Trend,
der da und dort in Wortmeldun-
gen zu erkennen ist, sich nicht in
der Wahrnehmung verfestigt. Es
ist nicht so, dass unser Essen heute
schlechter wäre als früher. Nein, es
ist besser, es ist gesünder, und es
ist besser überwacht.Es ist auch
nicht so, dass Tiere im Stall unter
unsäglichen Bedingungen gehal-
ten werden. Es gibt Ausreißer,
über die wir reden müssen.

Aber man sollte den Erlebnis-
bauernhof auf der Grünen Woche

– das werde ich auch heute Nach-
mittag in meiner Eröffnungsrede
ansprechen, aber aus Respekt ge-
genüber dem Parlament, finde
ich, sollte ich das jetzt schon sa-
gen – durch einen Erlebnisbauern-
hof ergänzen, der zeigt, wie die
Landwirtschaft vor 50 oder 100
Jahren ausgesehen hat. Sie werden
feststellen, dass Tierhaltung nach
modernen Systemen, an denen
wir auch heute arbeiten, weitaus
tierfreundlicher ist als die Tierhal-
tung früher.

Wir sollten auch vor denen Res-
pekt haben, die ich als die stolzen
Lodenjankerträger aus den 20er-
Jahren bezeichnet habe. Es ist
nicht schön, und es ist nicht in
Ordnung, dass ein Berufsstand –
damit meine ich nicht die Funk-
tionäre, sondern den Landwirt
und die Landwirtin – sich in der
gesellschaftlichen Diskussion
nicht mehr wiederfindet und sich
potenziell immer gleich auf die
Anklagebank gestellt sieht. Wir
müssen den Dialog über Fragen
suchen. Wir müssen aber auch
die, die produzieren, respektieren.

Ich bin sicher, dass uns das ge-
lingt. Dann müssen wir auch über
die kritischen Fragen der Grünen
Gentechnik bzw. der Novel Foods
– Novel Foods sind Sachen, die
mit Wachstum und Pflanzen gar
nichts mehr zu tun haben – re-
den. Das können wir nicht einfach
laufen lassen, genauso wenig, wie
wir die Grüne Gentechnik oder
beispielsweise Wachstumsbe-
schleuniger in Hormonabgaben
bei Fleisch laufen lassen können.
Das geht nicht. Deswegen müssen
die Standards auf europäischer
Ebene so bleiben, wie sie sind. Ich
glaube, das ist in der letzten Wo-
che sehr deutlich geworden.

Bei genauer Betrachtung zeigt
sich, dass wir in diesen Fragen viel
Gutes an guten Beispielen zeigen
können, dass es aber auch darum
geht – damit komme ich zur zwei-
ten Welternährungskonferenz zu-
rück –, unsere -Erkenntnisse, unser
Wirtschaften und auch unsere Er-
fahrungen auf andere Länder zu
übertragen. Ich treffe morgen und
übermorgen an die 70 Landwirt-
schaftsministerkollegen aus der
ganzen Welt und Vertreter der Ver-
einten Nationen, der Welternäh-
rungsorganisation und von Nicht-
regierungsorganisationen, mit de-
nen wir über die Frage reden wol-
len, wie wir das, was die Schöp-
fung uns als Möglichkeit gibt, für
die Ernährung nutzen können
und wo wir etwas ändern und wo
wir besser werden müssen. Ich
denke, dass von Berlin ein Zeichen
in die richtige Richtung ausgehen
kann.

(Beifall bei CDU/CSU und der SPD)
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Karin Binder, DIE LINKE:

Wir müssen mehr
Verbindlichkeit schaffen

Karin Binder (*1957)
Landesliste Baden-Württemberg

Die prominente Redezeit
haben wir heute einer-
seits sicherlich dem

Herrn Minister, aber andererseits
auch der Internationalen Grünen
Woche zu verdanken. Ich denke,
es ist eine gute Gelegenheit, bei ei-
nem solchen Anlass in Berlin un-
seren Themen auch im Bundestag
mehr Aufmerksamkeit zu ver-
schaffen. Das darf sich aber nicht
darin erschöpfen, dass Sonntagsre-
den gehalten oder Schaufensteran-
träge vorgelegt werden. Nein, wir
müssen hier und heute auch Ver-
bindlichkeit schaffen.

Ich teile meinen Redebeitrag in
zwei Bereiche auf, nämlich in den
großen Bereich Klarheit und
Wahrheit und den ebenso großen
Bereich Theorie und Praxis. Zur
Klarheit und Wahrheit gehören für
mich Information, Kennzeich-
nung, das Thema Werbung und
die Lebensmittelbuch-Kommissi-
on.

Damit fange ich am besten
gleich an. Die Deutsche Lebens-
mittelbuch-Kommission ist eine
Einrichtung, die beispielsweise de-
finieren darf, wie viel Leber eine
Leberwurst enthalten muss, damit
sie als solche bezeichnet werden
darf – der Anteil an Leber darf tat-
sächlich gering sein –, oder bis zu
welchem Anteil Schweinefleisch –
dieser Anteil darf tatsächlich grö-
ßer als erwartet sein – sich eine
Wurst Geflügelwurst nennen darf.
Ich halte dies für nicht zulässig.
Diese Kommission hat die Aufga-
be, Verbraucherinteressen zu wah-
ren und nicht die Interessen der
Lebensmittelwirtschaft. Diese hat
sich aber leider bisher in dieser
Kommission in den meisten Fäl-
len durchgesetzt.

Deshalb fehlt echte Information
und gibt es keine Transparenz.
Wir müssen in unserem Ausschuss
für Ernährung und Landwirtschaft
dringend darüber reden, wie eine
solche Kommission künftig zu-
sammengesetzt wird, wie sie zu ar-

beiten hat, wie viel Transparenz
hergestellt werden soll, was zu ver-
öffentlichen ist und wer hier tat-
sächlich das Sagen hat, und zwar
im Interesse der Verbraucherinnen
und Verbraucher.

Klarheit und Wahrheit bedeuten
auch Informations-anspruch der
Verbraucherinnen und Verbrau-
cher nach dem Verbraucherinfor-
mationsgesetz. Bisher gibt es ei-
nen solchen Anspruch nicht.
Wenn ein Verbraucher bei einer
Firma anruft, um mehr über die
sozialen Herstellungsbedingungen
zu erfahren, dann wird er keine
Auskunft bekommen. Wir möch-
ten aber, dass im Verbraucherin-
formationsgesetz ein solcher An-
spruch verankert wird. Menschen
haben ein Recht darauf, zu erfah-
ren, unter welchen ökologischen
und sozialen Bedingungen Le-
bensmittel produziert werden.
Das muss verbindlich geregelt
werden.

Ein weiteres Thema ist die
Kennzeichnungspflicht. Sie wer-
den feststellen, dass sich derzeit
auf Verpackungen die sogenannte
GDA-Kennzeichnung befindet.
Auch hier hat sich leider die Le-
bensmittelwirtschaft durchgesetzt.
Wir würden gerne die Ampelkenn-
zeichnung einführen, und zwar
verbindlich; denn nur so lässt sich
beim Einkaufen schnell erkennen,
wie hoch der Anteil an Zucker,
Fett oder Salz tatsächlich ist und
ob es Alternativen gibt. Beim Ein-
kaufen kann man Produktbe-
schreibungen in 1,2 Millimeter
Schriftgröße nicht geschwind
überfliegen, um eine vernünftige
Entscheidung zu treffen. Deshalb
wollen wir die Ampelkennzeich-
nung verbindlich einführen.

Lebensmittelwerbung darf au-
ßerdem nicht irreführend sein.
Wir wollen keine Vermengung
von echter Information und Wer-
bung. Wir wollen erst recht nicht,
dass Kinder durch Lebensmittel-
werbung bespaßt und verführt
werden. Wir wollen, dass die Be-
reiche, für die sich Kinder interes-
sieren, frei von Werbung sind.
Egal ob es um Gummibären oder
Müsli- und Schokoriegel geht,
Kinder sollen nicht als Kunden ge-
wonnen und konditioniert wer-
den.

Denn falsches Ernährungsver-
halten wird oft schon im Kindes-
alter angeeignet, und diese Fehler-
nährung setzt sich im Erwachse-
nenalter fort.

Kommen wir nun zum Thema
„Theorie und Praxis“. Ein wichti-
ger Punkt ist die Verführung von

Kindern im Kassenbereich; das hat
in den letzten Tagen hohe Wellen
geschlagen. Zwei Stunden nach-
dem ich eine Erklärung dazu ab-
gegeben habe, habe ich eine Rück-
meldung von der Süßwarenindus-
trie erhalten; es ging also ziemlich
schnell.

Eltern, die mit ihren Kindern im
Supermarkt einkaufen, wissen,
wovon ich rede. Kurz vor der Kas-
se beginnt die Süßwarenzone.
Kinder, die nach dem Einkauf oh-
nehin müde, quengelig und aufge-
dreht sind, bleiben in diesem Be-
reich in der Regel stehen, weil sie
unbedingt dieses oder jenes noch
haben möchten. Die Eltern, die si-
cherlich wissen, dass diese Pro-
dukte nicht guttun und dass es zu
Hause ausreichend Süßigkeiten
gibt, kaufen diese Produkte dann
doch, um Ruhe zu haben. Wir
wollen den Kassenbereich süßwa-
renfrei haben, damit Kinder nicht
zu einem höheren Konsum von
Süßigkeiten verführt werden.

So viel zur Quengelzone.
Jetzt komme ich zum Thema

„Gesunde Ernährung für alle“. Mir
ist es wichtig – ich finde auch die
Ansätze in dem Antrag der Koaliti-
onsfraktionen nicht schlecht –,
die DGE-Standards, also die Stan-
dards der Deutschen Gesellschaft
für Ernährung, verbindlich zu ver-
ankern, auch für die Gemein-
schaftsverpflegung, auch für Se-
niorenheime, auch für Kranken-
häuser, aber insbesondere für
Schulen und Kindertagesstätten.
Ich halte es für ex-trem wichtig,
hier verbindlich geregelte Quali-
tätsstandards zu haben, weil nur
so tatsächlich qualitativ hochwer-
tige Verpflegung gewährleistet ist
und nicht der Preis die Schulver-
pflegung diktiert.

Leider ist das heute der Fall.
Deshalb ist für mich auch ganz
klar: Wir brauchen eine Verbind-
lichkeit, und wir brauchen eine
verbindliche Finanzierung durch
den Bund. Anders werden das die
Bundesländer und die Kommu-
nen nicht hinbekommen. Wir
brauchen eine Schulverpflegung,
deren Qualität definiert ist und
für die es einen Zuschuss vom
Bund von 4 bis 5 Euro pro Kind
gibt. Der Bund muss für die Für-
und Vorsorge der Kinder zustän-
dig sein, er muss Prävention im

Sinne einer gesunden Ernährung
betreiben.

Das müssen wir verbindlich re-
geln, damit beim Thema der ge-
sunden Ernährung Theorie und
Praxis nicht auseinanderklaffen
und damit die Kinder schon in
jungen Jahren Zugang zu einer ge-
sunden Ernährungsweise bekom-
men. Dann können sie auch als
Erwachsene das, was sie als Kinder
erfahren haben, praktizieren und
ein gesundes Leben führen.

Jetzt habe ich noch einen letz-
ten Punkt. Der betrifft die Lebens-
mittelvernichtung.

Wenn wir wollen, dass die Ver-
nichtung von Lebensmitteln um
50 Prozent reduziert wird und die
Verschwendung von Lebensmit-
teln aufhört, dann müssen wir die
gesamte Kette ins Auge fassen. Es
müssen verbindliche Regeln für
die Lebensmittelerzeugung und
den Handel her. Dazu brauchen
wir die Ergebnisse einer Studie,
die leider noch nicht vorliegen.
Ich kann Sie nur auffordern: Las-
sen Sie zu, dass auch der Handel
und die Hersteller in die Pflicht
genommen werden.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei

Abgeordneten der SPD)

©
DB

T/
Ac

hi
m

M
el

de

Ute Vogt, SPD:

Bezahlbare und gesunde Lebens-
mittel sind ein Grundrecht

Ute Vogt (*1964)
Landesliste Baden-Württemberg

In unserem Antrag „Gesunde
Ernährung stärken – Lebens-
mittel wertschätzen“ heißt es:

„Politik und Staat können und
wollen den Menschen keinen be-
stimmten Lebensstil vorgeben.“

Ich denke, es ist richtig, dass wir
deutlich machen: Es geht nicht da-
rum, dass wir Menschen vorschrei-
ben, was sie in ihren Einkaufskorb
legen oder was sie am Ende essen
und trinken sollen, aber es geht
schon darum, dass wir hier Mit-
verantwortung dafür tragen, dass
sich die Menschen darauf verlas-
sen können, dass die Lebensmit-

tel, die sie kaufen, auch sicher
sind.

Es ist für uns ein soziales
Grundrecht, dass Lebensmittel ge-
sund und bezahlbar sind und dass
Menschen die Möglichkeit haben,
gesunde Lebensmittel zu erwer-
ben, egal ob sie sie an der Lebens-
mitteltheke kaufen, ob sie auf den
Markt gehen, ob sie unmittelbar
beim bäuerlichen Erzeuger ein-
kaufen oder ob sie im Discounter
ihre Lebensmittel erstehen. Ich
denke, dafür stehen wir in der Ver-
antwortung.

Es gibt erfreulicherweise und
Gott sei Dank sehr viele verant-
wortungsvolle Lebensmittelprodu-
zenten, vor allem auch in der bäu-
erlichen Landwirtschaft. Wir wer-
den auf der Grünen Woche Gele-
genheit haben, viele von ihnen zu
treffen und uns davon zu überzeu-
gen, dass in Deutschland Lebens-
mittel von hoher Qualität produ-
ziert werden.

Aber es gibt genauso Bereiche,
in denen oft schwerwiegende
Missstände herrschen. Wir können
heute Morgen diese Debatte nicht
führen, ohne nicht auch darauf
hinzuweisen, dass gerade erst vor

drei Tagen wieder eine neue Mel-
dung über den Einsatz von Anti-
biotika bei der Fleischerzeugung
in unseren Gazetten zu lesen war.
Ich zitiere aus der Süddeutschen
Zeitung: „Ekel für wenig Geld“. So
lautete dort eine Überschrift. In ei-
ner Untersuchung des BUND wur-
de festgestellt, dass billiges Fleisch
besonders häufig mit antibiotika-
resistenten Keimen belastet ist.
Das war im Übrigen eine Untersu-
chung, wie sie von der Stiftung
Warentest vor etwa einem Jahr
schon einmal durchgeführt wor-
den war – mit leider ähnlich er-
schreckenden Ergebnissen. Laut
Zeitung waren drei von vier Pu-
tenfleischproben schwer belastet.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, auch hier sind wir in der Ver-
antwortung, Fehler, die im System
liegen, ebenfalls zu beheben. Es
leiden hier Verbraucherinnen und
Verbraucher. Es leiden hier im Üb-
rigen auch Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, die in diesen
Betrieben arbeiten und zum Teil
ausgebeutet werden, und es leiden
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nicht zuletzt auch die Tiere, die
man unter Bedingungen hält, die
nichts mehr mit artgerechter Hal-
tung zu tun haben.

Wenn es um Ernährung und ge-
sunde Lebensmittel geht, spielen
viele Faktoren eine
Rolle. Durch die
Einführung des
Mindestlohns ha-
ben wir es zum Bei-
spiel geschafft, ge-
rade in der Lebens-
mittelbranche zu-
mindest bessere Ar-
beitsbedingungen
als solche an der
untersten Grenze
festzulegen. Was trotzdem noch
angepackt werden muss – ich bin
froh, dass Ministerin Nahles dieses
Thema angeht –, ist das Thema
Werkverträge, das gerade im Be-
reich der Fleischproduktion eine
große Rolle spielt. In diesem Be-
reich werden oft osteuropäische
Arbeiterinnen und Arbeiter miss-
braucht, um billig zu produzieren.

Es geht darum, dass wir das, was
der Minister mit der Einrichtung

des „Kompetenzkreises Tierwohl“
angestoßen hat, gerade auch in
der Lebensmittelproduktion ernst
nehmen, dass wir wahrnehmen,
dass Tiere, die zusammenge-
pfercht leben, krank werden, dass

diejenigen Tiere, die
krank werden, mehr
Antibiotika brau-
chen und dass das
dann wiederum zu
einer Schädigung
der Verbraucherin-
nen und Verbrau-
cher führt. Deshalb
sollte man die Hal-
tungsbedingungen
den Tieren anpas-

sen und nicht umgekehrt. Auch
das ist eine Regelung, die für uns
im Zusammenhang mit dem
Grundrecht auf gute und sichere
Lebensmittel notwendig ist.

Für uns gehört dazu, dass wir
uns der Aufgabe stellen, das Tier-
gesundheitsrecht neu zu ordnen
und auch die Verordnungspraxis
zu überprüfen. Aber ich will aus-
drücklich sagen: Die Praxis der
Verordnung von Antibiotika – un-

geprüft, ohne vorherige Spezifizie-
rung – ist nicht nur ein Thema für
die Tierärzte, sondern auch der
Humanmedizin. Dieses Thema
betrifft nicht zuletzt die Hygiene-
maßnahmen in den Krankenhäu-
sern. Ich glaube, das ist das nächs-
te große Themenfeld, das wir zu-
sammen mit unseren Gesund-
heitspolitikerinnen und -politi-
kern angehen sollten.

Schließlich geht es uns darum,
dass wir die Macht der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher stär-
ken, dass wir dafür sorgen, dass
die Lebensbedingungen von Tie-
ren verbessert werden und dass die
Herkunft der Produkte auf den
Produktverpackungen nachlesbar
ist, dass es Labels mit nachvoll-
ziehbaren Beschriftungen gibt und
dass es nicht bei dem Wirrwarr
bleibt, wie wir es im Moment in
vielen Kennzeichnungsbereichen
leider haben.

In diesem Zusammenhang bin
ich durchaus Ihrer Meinung, Kol-
legin Binder, dass wir auch das
Thema Lebensmittelbuch-Kom-
mission behandeln sollten; denn

es kann nicht sein, dass das Minis-
terium mit großem Engagement
das Internetportal
www.lebensmittelklarheit.de be-
worben hat und dass wir auf der
anderen Seite eine Kommission
haben, die eigent-
lich permanent zur
Verunklarung bei-
trägt. Wir sind ger-
ne bereit, da noch
einmal die Initiati-
ve zu ergreifen.

Schließlich
möchte ich noch
darauf hinweisen:
Die Struktur der Le-
bensmittelbranche
in Deutschland umfasst vier große
Anbieter, die ein Oligopol bilden.
Diese vier Großen haben eine be-
sondere Verantwortung, wenn es
darum geht, den Wert der Lebens-
mittel entsprechend zu schätzen.
Es geht nicht, dass diejenigen, die
sich Mühe geben, Lebensmittel
von hoher Qualität zu erzeugen,
im Preis ständig gedrückt werden,
dass man die Hersteller geißelt
und knebelt, weil man gemeinsam

praktisch Monopolmacht hat.
Auch hier appelliere ich an die
Verantwortung dieser Unterneh-
men.

Ich denke, dass wir in der Koali-
tion auch schauen müssen, ob wir

nicht eine Möglich-
keit finden, in Form
eines Ombuds-
manns oder einer
Ombudsfrau eine
Stelle zu schaffen,
bei der sich auch
die melden kön-
nen, die als Herstel-
lerinnen und Her-
steller, als Produ-
zenten unter enor-

men Druck kommen, weil die Le-
bensmittelbranche so aufgestellt
ist, wie sie ist, und weil die Kon-
kurrenz im Moment leider haupt-
sächlich über den Preis läuft.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Die Praxis der
Verordnung von
Antibiotika ist
nicht nur ein

Thema für die
Tierärzte.

Nicole Maisch, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Es fehlt die Forderung
zum Arbeitsschutz

Nicole Maisch (*1981)
Landesliste Hessen

Ich möchte mit einem Lob an-
fangen – das soll man ja ma-
chen, wenn es angemessen ist

Der Antrag der Koalition ist nicht
schlecht.

Ja, darin sind gu-
te Forderungen.
Das ist auch ein-
mal ganz schön.
Wir haben sonst
viel zu streiten, ge-
rade im Bereich
Landwirtschaft
und Ernährung. Es
ist gut, dass es den
gemeinsamen Wil-
len aller drei Grup-
pen gibt, die hier Anträge vorge-
legt haben, dass es den Kindern in
den Schulen und Kindergärten,
was das Essen betrifft, besser ge-
hen soll. Ich finde es erst einmal

gut, dass dieser gemeinsame Wille
da ist.

Das ist ein gutes Zeichen, und
vor allem ist es ein starkes Signal
an die Bundesregierung, die da ak-
tiv werden muss.

Aber, ich finde, die Große Koali-
tion müsste sich schon noch mehr
Gedanken machen. Das letzte
Mal, als Sie kooperiert haben, ha-
ben Sie das Kooperationsverbot in
die Verfassung hineingeschrieben.
Sie wollen jetzt das Thema Ernäh-
rung in den Lehrplänen veran-
kern, Sie wollen einen TÜV für
Caterer an Schulen, Sie wollen
Einfluss auf die Ausschreibung
beim Schulessen – und das alles
ohne jede Bundeszuständigkeit.
Da wünsche ich Ihnen viel Erfolg,
ganz ehrlich; aber ich glaube, Sie

müssten zuerst ein-
mal einen großen
Fehler beheben,
nämlich das, was Sie
bei der letzten Föde-
ralismusreform ver-
bockt haben.

Das heißt: Weg
mit dem Kooperati-
onsverbot! Dann
können Sie auch
beim Schulessen ak-

tiver werden.
Ich wünsche Ihnen viel Erfolg

bei all Ihren schönen Forderun-
gen. Sehr viel davon fußt darauf,
dass der Minister sehr stark aktiv

werden muss. Bei allem Respekt,
glaube ich, kann man sagen: Der
größte Aktivposten in dieser Gro-
ßen Koalition, in dieser Regierung
ist er bisher nicht gewesen. Das
wissen Sie auch. Deshalb haben
Sie zum Beispiel zum Thema Le-
bensmittelverschwendung treuher-
zig in Ihren Antrag geschrieben:

Wir bekräftigen die Forderun-
gen aus dem Antrag „Lebensmit-
telverluste reduzieren“ …

Dieser Antrag ist von Oktober
2012.

Passiert ist seitdem nicht viel.
Dieses „Wir bekräftigen“, Herr
Schmidt, übersetze ich gern für
Sie: Damit meinen Ihre Leute von
CDU/CSU und SPD: Herr
Schmidt, kommen Sie in die Pu-
schen! Setzen Sie um, was wir hier
gemeinsam schon vor fast drei
Jahren beschlossen haben!

Aber interessanter als das, was
Sie aufgeschrieben haben, ist das,
worüber Sie in Ihrem Antrag
schweigen, nämlich darüber, was
unser gutes Essen bedroht, was
Qualität, Gesundheit, Vielfalt und
Würde von Mensch und Tier infra-
ge stellt. Sie sagen in diesem An-
trag – anders als die Rede von
Frau Vogt vielleicht vermuten lässt
– kein Wort zu den Arbeitsbedin-
gungen in der Fleischbranche, zu
den Zuständen in den Schlachthö-
fen. Es gibt keine Forderung, die
lautet: Weg mit dem mafiösen

Missbrauch von Werkverträgen!
Weg mit dem Lohnraub! – Es fin-
det sich nichts gegen die Ausbeu-
tung vor allem von osteuropäi-
schen Beschäftigten. Sie haben
keine Forderung zu gutem Arbeits-
schutz und keine Forderung zum
Ende des Miss-
brauchs von Werk-
verträgen.

Es ist schön, so
etwas hier in Reden
zu sagen; aber ich
hätte mir ge-
wünscht, dass Sie
das gemeinsam mit
der Union auf-
schreiben. Das ha-
ben Sie bisher noch
nicht hinbekommen.

Ich finde, man muss an dieser
Stelle auch den Fleischbaronen
und ihren Subunternehmern –
aus welchen -Milieus auch immer
sie kommen – sagen: Wir schrei-
ben das Jahr 2015 und nicht das
Jahr 1915, und so müssen die Ar-
beitsbedingungen in den
Schlachthöfen auch sein.

Sie haben in Ihrem Antrag auch
keine Forderung zum Thema
„multiresistente Keime“. Meine
Vorrednerin hat gesagt: 88 Prozent
der bei Discountern gekauften Pu-
tenfleischproben waren mit anti-
biotikaresistenten Keimen ver-
seucht. – Ja! Daraus muss man
aber Konsequenzen ziehen.

Da reicht es nicht, wenn man
sich hier vorn hinstellt und jam-
mert, sondern da muss man sa-
gen: Weg mit den Reserveantibio-
tika aus unseren Ställen! Aber das
kriegen Sie, glaube ich, auf der an-
deren Seite des Hauses nicht ver-
mittelt, und deshalb steht es nicht
in Ihrem Antrag.

Dann muss man auch sagen:
„Weg mit den Mengenrabatten für
Antibiotika!“, damit sich diese
Dauermedikation finanziell über-
haupt nicht mehr lohnt. Auch das
steht nicht im Antrag. Das ist die
Schwäche Ihres Antrags: dass Sie

da, wo es knirscht
und kneift mit der
Union, einfach den
Mantel des Schwei-
gens ausbreiten.

Was falsch läuft
bei unserem Essen,
das steht nicht in
Ihrem Antrag. Das
passt nicht auf den
schwarz-roten Er-
lebnisbauernhof.

Zu viel Transparenz stört die
Harmonie bei der Grünen Woche.
Deshalb wollen Sie auch gar nicht
mehr Information für Verbrauche-
rinnen und Verbraucher. Dabei
läuft doch genau da so viel schief.

Gestern haben die Verbraucher-
zentralen eine Studie veröffent-
licht, gemäß der für 63 Prozent
der untersuchten Lebensmittel mit
irreführenden Aussagen geworben
wird. Meistens sind es Gesund-
heitsversprechen – besseres
Wachstum, gesunde Knochen,
scharfe Augen –, und sehr oft wer-
den Eltern mit solchen falsch eti-
kettierten Kinderlebensmitteln
übers Ohr gehauen. Wir sagen:
Verbrauchertäuschende Werbung,
irreführende Produktaufmachung
gehört verboten! Da müssen Sie
sich dransetzen. Da helfen freiwil-
lige Vereinbarungen nicht weiter.

Ich möchte Ihnen noch einen
Vorschlag aus unserem Antrag un-
terbreiten, von dem ich denke, es
macht sehr viel Sinn, ihn zu dis-
kutieren, weil spätestens über den
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Weg mit dem
Kooperations-
verbot! Dann

können Sie auch
beim Schulessen
aktiver werden.

Ich finde es
erst einmal

gut, dass
dieser

gemeinsame
Wille da ist.

Es geht uns
darum, dass

wir die
Macht der

Verbraucher
stärken.
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Bundesrat dieser Vorschlag auch
hier wieder auftaucht. Wir haben
es mit dem Slogan „Kein Ei mit
der Drei“ gemeinsam geschafft,
dass Eier aus Käfighaltung weitge-
hend aus unseren Regalen ver-
schwunden sind, übrigens auch
beim Discounter. Bei den Frischei-
ern finden Sie kaum noch solche,
die mit einer „3“ gekennzeichnet
sind, auch nicht bei Aldi und Lidl.

Die, die jetzt den Kopf schüt-
teln, nehme ich gerne einmal mit
zum Einkaufen. „Kein Ei mit der
Drei“ – das war ein Erfolg.

Wir wollen, dass es für Fleisch
eine analoge Kennzeichnung gibt.
Wir wollen, dass es in Zukunft
nicht nur heißt: „Kein Ei mit der
Drei“, sondern auch: „Kein Steak
mit der Drei“ und „Kein Schnitzel
mit der Drei“.

Dann bekommen wir wirklich
Transparenz in den Fleischmarkt.
Dann können die Verbraucherin-
nen und Verbraucher endlich freient-
scheiden.
Weil wir gerade beim Fleisch sind:
Herr Schmidt, Sie haben ja die
Leute erwähnt, die Tierhaltung

ganz ablehnen. Das sind die Vega-
ner. Das sind nicht so furchtbar
viele; von denen braucht man sich
nicht bedroht zu fühlen. Aber die
haben eine Eigenschaft: Die kön-
nen ganz hervorragend kochen.
Ich habe vorhin mit meiner AG
besprochen: Wir laden Sie gerne
einmal ein, mit uns zusammen in
eines der vielen veganen Restau-
rants in Berlin essen zu gehen.
Das heißt nicht, dass man am En-
de sämtliche Einstellungen der Ve-
ganer übernehmen muss, aber
man kann zumindest sehen, dass

man nicht gleich verhungert,
wenn man vegan isst.

Kolleginnen und Kollegen, am
Samstag werden wieder Tausende
Menschen hier in Berlin für besse-
res Essen und eine andere Land-
wirtschaftspolitik demonstrieren.
Ich glaube, es ist ein Fehler, vor al-
lem des Bauernverbandes, aber
auch von großen Teilen der Uni-
on, zu glauben, dass sich diese
Demonstration gegen die Bauern
richtet. Mitnichten! Das ist eine
Demonstration gegen Ihre Agrar-
politik.

Wenn Sie sagen, wir griffen die
Bauern an, dann verstecken Sie
sich hinter der Branche. Das ist ei-
ne Demonstration, die sich gegen
eine falsche Agrarpolitik richtet.

Deshalb werden wir am Sams-
tag hier wieder demonstrieren. Ich
glaube, dass es auch diesmal wie-
der sehr viele Leute sein werden,
die sagen: Wir wollen eine andere
Agrarpolitik. Wir wollen besseres
Essen. Und dafür gehen wir ge-
meinsam auf die Straße.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Katharina Landgraf, CDU/CSU:

Nicht mit der
Brechstange vorgehen

Katharina Landgraf (*1954)
Wahlkreis Leipzig-Land

Unsere heutige Debatte
findet ja kurz vor dem
Mittagessen statt. Viel-

leicht gönnen Sie sich trotz des Er-
öffnungsrundganges über die Grü-
ne Woche heute Abend bereits
nachher schon ein warmes Mittag-
essen in einem der Restaurants des
Bundestages. Angenommen, Sie
schaffen das zeitlich und lassen
sich erwartungsvoll nieder: Was
würden Sie dann sagen, wenn der
Oberkellner freudestrahlend statt
des üblichen Bestecks zwei Brech-
stangen aus hartem Stahl neben
Ihren Teller legt, für die heiße Vor-
speise einen unförmigen Löffel
bringt, der wie ein Gesetzespara-
graf aussieht, und außerdem statt
der gewohnten Speisekarte ein
Blatt aus dem Bundesanzeiger mit
den aktuellen Speiseverordnungen
für das Restaurant und seine
hungrigen Gäste überreicht?

Freundlich kommentiert der
Kellner: Das ist unser kreativer
Beitrag, um das Thema gesunde
Ernährung endgültig zu knacken.
– „Wie bitte?“, werden Sie ver-
dutzt fragen. Mit einer Brechstan-
ge kann man sicherlich eine Wal-
nuss aufschlagen, um an die
Frucht zu kommen. Aber gesundes
Essen nach der Vorgabe des Bun-
desanzeigers? Nein danke!

Die Nahrungsaufnahme als eine
der ältesten Kulturtechniken der

Zivilisation funktioniert wohl
kaum mit einer Brechstange. Wir
brauchen dafür andere Instrumen-
te, die wir mit Geschick und Grips
einsetzen. Am Ende wollen wir al-
le die Mahlzeit auch genießen
und sie nicht als profane Energie-
aufnahme empfinden.

Ich lasse Ihnen allen jetzt gern
jegliche Freiheit, diese eben ge-
schilderte imaginäre Szene zu in-
terpretieren.

Fakt ist doch eines: Die Brech-
stange ist sicherlich hilfreich für
grobe Dinge auf dem Bau oder
beim Abriss, aber völlig ungeeig-
net für solche feinsinnigen Dinge
des Lebens wie eben die Ernäh-
rung. Sie ist eher eine Angelegen-
heit des Kopfes, der Sinne und des
Wissens. Nichts ist persönlicher
und direkter auf den Menschen
bezogen als die Ernährung. Sie ist
lebensnotwendig, lebensbejahend
und im negativen Falle sogar le-
bens- und gesundheitsbedrohend.
Man kann es nicht oft genug wie-
derholen: Jeder Mensch trägt hier
eine direkte persönliche Verant-
wortung. Wenn er diese noch
nicht oder nicht mehr wahrneh-
men kann, so sind es engagierte
Menschen, die diesen Schutzbe-
fohlenen zur Seite stehen müssen.
Politik und Staat müssen hier
flankierend und hilfreich wirken,
ohne jedoch die eigentliche per-
sönliche Verantwortung des Ein-
zelnen zu übernehmen oder diese
übernehmen zu wollen.

Das ist auch die Zielrichtung
unseres heutigen Antrags. Ent-
scheidend für das Ernährungsver-
halten und insgesamt für eine ge-
sunde oder ungesunde Ernährung
ist die Lebenskompetenz des Men-
schen mit seinem Wissen, seiner
Bildung, seinen Erfahrungen und
nicht zuletzt mit seinen ganz per-
sönlichen Veranlagungen. Letztere
stellen Eltern nicht selten vor ein
Rätsel. Bei meinen acht heran-
wachsenden Enkeln erlebe ich

selbst mit großem Erstaunen, wie
unterschiedlich sich das jeweilige
Ernährungsverhalten entwickelt.

Erziehungswissenschaftler und
Weiterbildungsexperten sagen mir,
dass rund 80 Prozent der Lebens-
kompetenz des Menschen nicht in
den allgemeinbildenden Schulen
entwickelt wird. Man eignet sie
sich durch erfahrungsbezogenes
Lernen im Leben vor und nach
dem Schulbesuch an.

Also ist die gesunde Ernährung
eine generationenübergreifende
und in jedem Lebensalter wichtige
Lernaufgabe. Ihre Erfüllung ist ge-
lebte Eigenverantwortung eines je-
den Menschen: für sich selbst und
für alle seine Schutzbefohlenen.

Als Familienpolitikerin möchte
ich auch hier mit allem Nach-
druck feststellen: Der zentrale Ort
für die Entwicklung der erforderli-
chen Ernährungskompetenz ist im
Normalfall die Familie in ihrer
Vielfalt mit ihren Traditionen und

Gepflogenheiten.
Eltern und Großeltern vermit-

teln noch vor der Schulbildung ih-
ren Kindern und Enkelkindern das
Thema „Gesunde Ernährung“ mit
ihrem persönlichen Wissen und
ihrem persönlichen Vorbild.

Dieses traditionelle und nicht
zu ersetzende Lebenszentrum wird
durch Politik und Staat mit viel-
fältigen Instrumenten aktiv unter-
stützt; so in der Hauptsache durch
die schulische und berufliche Bil-
dung sowie durch
öffentliche Aufklä-
rung. Außerdem
sind Bildungsange-
bote für Eltern, ins-
besondere für wer-
dende Mütter,
ebenfalls grundle-
gende Hilfen.

Eine hochwertige
und altersgerechte
Schulverpflegung
sowie eine fundierte schulische Er-
nährungsbildung sind eine bedeu-
tende öffentliche Unterstützung
der gesunden Ernährung von Kin-
dern und Jugendlichen. Beides ist
insofern wichtig, weil immer
mehr Kinder und Jugendliche
über etliche Jahre hinweg tagsüber
eine lange Zeit in der Schule ver-
bringen. Die anlässlich des ersten

„Bundeskongresses Schulverpfle-
gung 2014“ im November vorigen
Jahres durch das Bundesministeri-
um für Ernährung und Landwirt-
schaft initiierte Qualitäts-offensive
zur Verbesserung des Schulessens
ist Basis für eine gemeinsame Stra-
tegie von Bund, Ländern, Kom-
munen und Schulen.

Der Bundestag unterstützt seit
2008 den Nationalen Aktionsplan
IN FORM als Deutschlands Initia-
tive für gesunde Ernährung und

Bewegung. Damit
soll erreicht wer-
den, dass Kinder ge-
sünder aufwachsen,
Erwachsene gesün-
der leben und von
einer höheren Le-
bensqualität und
einer gesteigerten
Leistungsfähigkeit
profitieren. Die
Fortführung von IN

FORM bis zum Jahr 2020 muss al-
lerdings mit einer stärkeren Brei-
tenwirkung der vielfältigen Aktivi-
täten und Projekte verbunden
werden.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, liebe Gäste auf der Besucher-
tribüne, die Internationale Grüne
Woche, die heute Abend eröffnet
wird, ist die traditionelle und
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Die gesunde Er-
nährung ist eine
generationen-
übergreifende,
wichtige Lern-

aufgabe.

Die „Internationale Grüne Woche“ in Berlin öffnete vergangene Woche ihre Pforten. © dpa



12 DEBATTENDOKUMENTATION Das Parlament - Nr. 4-5 - 19. Januar 2015

weltweit bekannte Leistungsschau
der Land- und Ernährungswirt-
schaft. Jährlich nutzen rund
400.000 Besucherinnen und Besu-
cher dieses Treffen, um Speisen
und Getränke aus den Regionen
Deutschlands wie auch aus aller
Welt zu probieren und Tiere in
Augenschein zu nehmen. Sie in-
formieren sich über die Entwick-
lungen in der Produktion von Le-
bensmitteln. Die Internationale
Grüne Woche bietet vielfältige Ge-
legenheiten zur Kommunikation
über die Zukunft der Branche so-
wie über bestehende und zu lö-
sende Probleme.

Essen und Trinken haben in den
Lebenswelten der Bürgerinnen
und Bürger immer mehr einen fes-
ten und dauerhaften Platz. Das ist
nicht zuletzt der umfangreichen
Präsentation in den Medien ge-
schuldet. Die Verbraucherinnen

und Verbraucher in unserem Land
erleben in ihrem Alltag eine nur
schwer zu überblickende Vielfalt
und Menge an Angeboten von
landwirtschaftlichen Produkten
und Nahrungsmitteln. Wie nie zu-
vor können sie dabei auf sichere,
qualitativ hochwertige und auch
erschwingliche Lebensmittel, ins-
besondere auf regionale Produkte,
zurückgreifen. Dafür gebührt den
Landwirten und auch den Nah-
rungsmittelproduzenten Dank
und Wertschätzung.

Die Entscheidung darüber, in
welcher Weise die Angebote und
Möglichkeiten genutzt werden,
sind stets individuell geprägt, je-
doch auch durch viele äußere Fak-
toren wie Werbung und Verbrau-
cherinformationen positiv oder
negativ beeinflusst. Die zuneh-
mende Diskrepanz zwischen dem
vielfältigen Angebot von hochwer-

tigen Lebensmitteln, die eine ge-
sunde Ernährung ermöglichen
und befördern, und dem stetigen
Anwachsen ernährungsbedingter
Krankheiten auf
der anderen Seite
erhöht für uns Po-
litiker den Hand-
lungsdruck. Es ist
unbestritten: Viele
gesundheitliche
Probleme haben
ihre Ursache in
ungesundem Er-
nährungsverhal-
ten, zum Beispiel im übermäßigen
Verzehr von energiereicher Kost.
Das ist ein gesellschaftliches Di-
lemma, aus dem wir nicht mit
Brechstange und Paragrafen he-
rauskommen. Wir brauchen noch
mehr zündende Ideen, die jeden
dazu inspirieren, bei der gesunden
Ernährung mit ganzem Herzen

dabei zu sein. Klar ist: Es ist das
gemeinsame Ziel der Koalition
von CDU/CSU und SPD, in
Deutschland ein nachhaltig wir-

kendes gesellschaftli-
ches Umfeld zu
schaffen, das es allen
Menschen ermög-
licht, sich gesund
und bewusst zu er-
nähren, und die Bür-
gerinnen und Bürger
in allen Lebenswel-
ten dazu motiviert.

Meine Damen und
Herren, meine Rede hatte ich mit
einer fiktiven Szene aus dem Bun-
destagsrestaurant begonnen.
Schließen möchte ich mit einem
realen Bild, das uns das Problem
veranschaulicht: Auf dem modern
gestalteten Bahnsteig des Bitterfel-
der Bahnhofs, der unscheinbar
grau ist, kann man etwas entde-

cken: einen Farbtupfer mit den
Slogans „Frisch und Lecker“ und
„Einfach genial!!!“ – mit drei Aus-
rufezeichen und einem erhobenen
Daumen darunter. Im Hinter-
grund sind viele bunte Bonbons
einer bekannten Marke zu sehen.
Das Plakat verziert die Seiten- und
Rückwand eines üblichen Selbst-
bedienungsautomaten mit allerlei
Süßem – fest oder auch flüssig.
Wenn irgendwann mal ein mit
solcher Werbung versehener Auto-
mat nicht nur in Bitterfeld frisches
Obst und gesunde Getränke feil-
bieten sollte, dann haben wir –
symbolisch gesehen – etwas ge-
konnt in Sachen gesunde Ernäh-
rung. Aber auch hier sollten wir
nicht mit der Brechstange agieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Ab-

geordneten der SPD)

Caren Lay, DIE LINKE:

TTIP-Abkommen muss
verhindert werden

Caren Lay (*1972)
Landesliste Sachsen

Auch ich freue mich sehr,
dass wir zum wichtigen
Thema gesunde Ernährung

heute in der Kernzeit sprechen
können. Ich finde auch, dass wir
es bei so einem wichtigen Thema
nicht bei formlosen Appellen be-
lassen sollten, sondern tatsächlich
Butter bei die Fische geben und
über genau diejenigen Bereiche
sprechen sollten,
die eine gesunde
Ernährung und die
Information über
gesunde Ernährung
gefährden. Deswe-
gen meine ich, dass
wir beim Thema ge-
sunde Ernährung
beispielsweise auch
über das geplante
Freihandelsabkommen zwischen
der Europäischen Union und den
USA, TTIP, sprechen müssen.

Ich finde es gut, dass der Minis-
ter heute auch einige kritische
Worte zu einzelnen Punkten ge-

funden hat; denn in der Südwest
Presse hat er noch vor einiger Zeit
erklärt, TTIP sei für die Verbrau-
cher keine Bedrohung, sondern ei-
ne Chance. Da höre ich wohl
nicht richtig! Wenn das Freihan-
delsabkommen eine Chance ist,
dann ist es eine Riesenchance für
die Konzerne, aber doch nicht für
die Verbraucherinnen und Ver-
braucher. Herr Minister, Sie be-
fürchten beispielsweise – das ha-
ben Sie auch gesagt –, dass die re-
gionalen Herkunftsbezeichnungen
möglicherweise aufgeweicht wer-
den, dass dann beispielsweise eine
Spreewald-Gurke auf den Markt
kommt, die den Spreewald noch
nie gesehen hat. Diese Befürch-
tung teile ich.

Nehmen wir das Thema Hor-
monfleisch. Es ist bekannt, dass in
der gigantischen und durchindus-
trialisierten Fleischproduktion in
den USA Wachstumshormone
zum Einsatz kommen. Diesen leh-
nen die Verbraucherinnen und

Verbraucher bei uns
ab. Der Import von
Hormonfleisch in
die EU ist zu Recht
verboten. Wir fin-
den, dass das so
bleiben soll. Des-
wegen freut mich,
dass der Minister
dieses Thema heute
angesprochen hat.

Allerdings sehen die NGOs die
Gefahr, was den Import dieses
Hormonfleisches in die Europäi-
sche Union anbelangt, noch nicht
gebannt.

Das Gleiche gilt für die Gen-

technik. Bei vielen Verbraucherin-
nen und Verbrauchern in Europa
gehen die Alarmglocken an, wenn
sie hören, dass in den USA der
Großteil der Soja , Mais- oder Zu-
ckerrübenpflanzen gentechnisch
verändert ist. In Deutschland bei-
spielsweise lehnen 80 Prozent der
Verbraucherinnen und Verbrau-
cher Gentechnik ab. Deswegen sa-
gen wir: Europa darf auch zukünf-
tig kein Markt für Gentechnik
sein.

Wenn wir uns einig sind im Be-
reich Gentechnik-importe, wenn
wir uns einig sind im Bereich Hor-
mon-fleischimporte und auch
beim Schutz regionaler Herkunfts-
bezeichnungen, dann freut mich
das, Herr Minister. Aber ich muss
schon sagen, dass das geplante
Freihandels-abkommen aus mei-
ner Sicht an anderen Stellen viel
-größere Gefahren birgt. Auch die
müssen heute angesprochen wer-
den, beispielsweise die geplanten
privaten Schiedsgerichte und die
Investorenklagen. Zum einen füh-
ren sie zu einem erheblichen De-
mokratieproblem. Zum anderen
hat es Auswirkungen auf den Be-
reich Lebensmittel und Ernäh-
rung, wenn beispielsweise ein US-
amerikanischer Hersteller über
den Weg dieser Schiedsverfahren
einklagen kann, den selbst produ-
zierten holländischen Gouda oder
die Spreewaldgurke auf den euro-
päischen Markt zu bringen. Wenn
Sie es ernst meinen mit Ihrer Kri-
tik, dann müssen Sie auch den
Mut haben, sich über die privaten
Schiedsgerichte mit den Konzer-
nen anzulegen.

Ein weiteres Grundproblem:
Wir müssen überlegen, ob wir als
Gesetzgeber überhaupt noch die
Möglichkeit haben werden, Stan-
dards und Regelungen zu definie-
ren, die die Gewinne der Konzer-
ne schmälern, oder ob wir entgan-
gene Gewinne am Ende durch
Steuermittel kom-
pensieren müssen.

Die Kernfrage
beim Freihandels-
abkommen ist
nicht: Kann man
hier und da ein we-
nig herumdoktern
und das eine oder
andere Schlimme
verhindern? Das ist
offenbar Ihre Position. Vielmehr
geht es aus meiner Sicht um die
Frage: Ist mehr Freihandel, ist
mehr Globalisierung nicht grund-
sätzlich der falsche Weg? Das ist
die Position der Linken. Wir wol-
len mehr regionale Produktion,
und wir wollen regionale Wert-
schöpfungsketten. Deswegen sa-
gen wir: Dieses Freihandelsab-
kommen, das TTIP, muss verhin-
dert werden. Ich freue mich des-
wegen, dass schon Millionen Un-
terschriften gegen das TTIP gesam-
melt wurden. Ich freue mich, dass
wir bei der „Wir haben es
satt!“-Demo am Samstag die Gele-
genheit haben werden, unter an-
derem dagegen zu demonstrieren.

Lassen Sie mich zum Schluss et-
was zum Verbraucherinformati-
onsgesetz sagen; denn das gehört
zu diesem Thema dazu. Das Ver-
braucherinformationsgesetz in der
derzeitigen Form ist gut gemeint,
aber leider ziemlich wirkungslos.
90 Prozent der Anfragen werden
mangelhaft beantwortet: zu spät,
zu teuer oder unvollständig. Das
ergaben eine Studie der Verbrau-
cherorganisation Foodwatch und
nicht zuletzt eine Kleine Anfrage
der Linksfraktion.

Für uns Linke ist ganz klar: Das

VIG muss erstens leichter anwend-
bar sein. Es muss zweitens eine
Auskunftspflicht der Unterneh-
men gegenüber den Verbrauchern
beinhalten. Die Informationen
müssen drittens kostenfrei sein;
denn Transparenz darf nicht vom
Geldbeutel der Verbraucher und

der Organisationen
abhängen.

Schließlich – und
das ist mein letzter
Punkt – werden in
der jetzigen Form
des VIG die Behör-
den ausgebremst,
Informationen wei-
terzugeben. Die
Bundesgesetze sind

unklar, und deswegen gibt es im-
mer wieder Situationen, in denen
die Behörden nicht die Namen
der Unternehmen nennen kön-
nen, wenn beispielsweise die Pes-
tizidgrenzwerte im Paprika über-
schritten oder die Hygienestan-
dards in einer Bäckerei oder in ei-
nem Restaurant nicht eingehalten
werden. Es dient deshalb der ge-
sunden Ernährung, wenn wir als
Linke heute erneut fordern: Das
derzeitige Verbraucherinformati-
onsgesetz muss dringend novel-
liert werden; denn nur durch an-
dere Instrumente können wir-
kungsvolle Informationen an die
-Verbraucherinnen und Verbrau-
cher, die sich gesund ernähren
wollen, weitergegeben werden.

(Beifall bei der LINKEN)
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Die Verbraucher
erleben in ihrem
Alltag eine nur
schwer zu über-

blickende Vielfalt
an Angeboten.

Der Import
von Hormon-

fleisch in
die EU ist
zu Recht

verboten.

Für uns ist klar:
Das Verbraucher-
informationsge-

setz muss
leichter anwend-

bar sein.

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen außerdem noch:
Jeannine Pflugradt (SPD), Harald Eb-
ner (B90/Die Grünen), Mechthild Heil
(CDU/CSU), Helga Kühn-Mengel
(SPD), Alois Gerig (CSU/CSU), Elvira
Drobinski-Weiß (SPD) und Rudolf
Henke (CDU/CSU).
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Terror in Frankreich
Die Anschläge in Paris

Anschlag in Frankreich

Am 7. Januar 2015 kam es zu  
einem Anschlag in Paris. 
 
Dies ist in den Räumen von Charlie 
Hebdo passiert.

Charlie Hebdo ist eine Zeitschrift. 
 
Die Zeitschrift gibt es jede Woche. 
 
Darin werden zum Beispiel 
Karikaturen gemalt. 
 
Eine Karikatur ist ein lustiges Bild. 
 
Es ist lustiger als es in Wirklichkeit ist. 
 
Die Zeitschrift macht damit Späße 
über andere Menschen. 
 
Zum Beispiel über: 
Religionen.

Die Zeitschrift Charlie Hebdo hat  
Karikaturen gezeigt. 
 
Dort wurde der Prophet Mohammed 
lustig gemalt.

Was ist ein Prophet?
Ein Prophet erzählt den Menschen 
von Gott. 
 
Prophet bedeutet: von Gott gesandt. 
 
Es wird so ausgesprochen: pro-FEET.

Am 7. Januar 2015 war auf der ersten 
Seite der Zeitschrift etwas drauf. 
 
Es war ein Text von einem Buch. 
 
In dem Buch geht es um die Scharia.  
 
Die Scharia ist das religiöse Gesetz 
des Islam. 
 
Das Buch heißt: Unter-Werfung.

Der Anschlag
Am 7. Januar ist der Anschlag         
passiert. 
 
Zwei Männer sind in die Räume von 
Charlie Hebdo gekommen.  
 
Sie hatten Sturmgewehre dabei. 
 
Und haben damit geschossen. 
 
Die Männer hatten Masken auf.

leicht  

erklärt!
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Die Männer haben Sachen gerufen. 
 
Zum Beispiel: 
Allāhu akbar. 
 
Das heißt auf Deutsch: 
Gott ist groß. 

Bei dem Anschlag sind zwölf  
Menschen gestorben. 
 
Darunter waren: 
- Journalisten 
- Zeichner 
- Polizisten 
- �eine Psychiaterin 

und ein Hausmeister.

Es wurden auch viele Menschen  
verletzt. 
 
Die Polizei suchte nach den Männern.  
 
Sie kannte die Männer schon vorher. 
 
Und konnte sie schnell finden.  
 
Die Männer wurden bei einem 
Schuss-Wechsel getötet. 
 
Sie waren Brüder. 
 
Und hießen: Chérif Kouachi und  
Saïd Kouachi. 

Es gab noch einen Terroristen. 
 
Er hieß: Amedy Coulibaly.  
 
Und war der Schwager der 2 Männer. 
 
Er hat am 9. Januar 2015 einen  
Überfall auf ein Geschäft gemacht. 
 
Dabei hat er 4 Menschen getötet. 
 
Und davor 1 Polizistin. 
 
Er hat gesagt, er gehört zu den 2 Brü-
dern. 
 
Und er arbeitet für den Islamischen 
Staat. 
 
Auch er wurde bei einem 
Schuss-Wechsel getötet.

Es wird vermutet: 
Die Männer hatten Kontakt zu  
Terroristen. 
 
Terroristen des Islamischen Staats. 
 
Man nennt sie auch: 
Terrorgruppe IS. 
 
Die Terrorgruppe will in einigen     
Ländern die Macht haben. 
 
Und zwar in arabischen Ländern.

Sie wollen einen eigenen Staat  
gründen.  
 
Dort soll es strenge Regeln geben.  
 
Wer eine andere Religion hat  
oder die Regeln nicht einhält, 
muss Angst um sein Leben haben.

Eine andere Terror-Gruppe heißt: 
Al-Qaida. 
 
Sie sagen, sie haben den Terroris-
ten Geld für den Anschlag in Paris         
gegeben.

Viele sagen:  
Der Angriff auf die Zeitung war ein 
Angriff auf die Presse-Freiheit. 
 
Presse-Freiheit heißt: 
Jeder darf unabhängig von etwas 
berichten. 
 
Das bedeutet: 
Niemand darf dem Journalisten einer 
Zeitung sagen, was er schreiben soll.

Die ganze Welt trauert
Nach dem Anschlag wurde nicht nur  
in Frankreich getrauert.  
 
Überall gibt es Schweige-Minuten. 
 
Das heißt: 
Menschen trauern um die Toten. 
 
Sie denken an das Unglück und beten. 
 
Auf der ganzen Welt denken  
Menschen an den Anschlag.



Sie treffen sich und zünden Kerzen an. 
 
Oder zeigen Plakate.  
 
Sehr bekannt ist das Plakat mit dem 
Text: 
Je suis Charlie. 
 
Das heißt auf Deutsch: 
Ich bin Charlie. 
 
Das bedeutet: 
Ich gehöre auch dazu. 
Ihr habt mich auch verletzt.

Es bedeutet aber auch: 
Die Menschen kämpfen für ihre  
Meinungs-Freiheit. 
 
Man darf niemanden töten. 
 
Weil er etwas gesagt oder gemalt hat. 
 
Was anderen nicht gefällt.

In ganz Frankreich sind sehr viele  
Menschen auf die Straße gegangen. 
 
Das nennt man: 
Trauer-Marsch oder  
Schweigemarsch. 
 
Viele Menschen laufen still durch die      
Straßen und denken an die Toten.

Es sind auch viele Politiker   
mit-gelaufen. 
 
Zum Beispiel: 
Der Präsident von Frankreich. 
 
Er heißt: 
Francois Hollande. 
 
Auch die Bundes-Kanzlerin aus 
Deutschland war dabei. 
 
Sie heißt: 
Angela Merkel.

Menschen aus allen Religionen  
haben mit-getrauert.

Zum Beispiel: 
- Muslime 
- Juden 
- und Christen.

Auch in Europa haben viele  
Menschen demonstriert. 
 
In Berlin waren es über 18 Tausend 
Menschen. 
 
In Brüssel sind über 20 Tausend      
Demonstranten auf die Straße  
gegangen.

In den Städten wie zum Beispiel: 
- London 
- Madrid 
- und Ankara 
haben auch viele Menschen              
getrauert.

Nicht eingeladen waren  
rechts-extreme Parteien. 
 
Das sind Parteien, die gegen Ausländer 
und Andersdenkende sind. 
 
Wer rechts-extrem, ist hasst Menschen, 
die anders sind, als er selbst.

Zum Beispiel: 
- Wer eine andere Hautfarbe hat 
- eine Behinderung hat 
- keine Wohnung hat 
- eine andere Meinung hat 
- ein Ausländer ist 
- Homosexuell ist 
- wer eine andere Kultur hat 
 
Wer rechts-extrem ist, glaubt, dass 
nicht alle Menschen gleich wichtig sind.
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Erklärung Terroristen
Es gibt Menschen, die mit Gewalt 
Schrecken verbreiten.

Diese nennt man Terroristen.

Sie wollen, dass zum Beispiel die 
Regierung das tut, was sie sagen.

Wenn die Regierung das nicht macht, 
gibt es Terroranschläge.

Das heißt:
Die Terroristen machen etwas kaputt.
Sie zerstören Plätze, wo sich viele 
Menschen aufh alten.

Terroristen wollen, dass durch die 
Anschläge viele Menschen sterben.

Erklärung Charlie Hebdo
Früher malte die Zeitschrift Comics.

Durch Malen von Bildern erzählt man 
eine Geschichte.

Hebdo ist Französich.

Es ist eine Abkürzung für:
Wochenzeitschrift.

Das heißt:
Die Zeitschrift gibt es einmal in 
der Woche.

Heute malt die Zeitschrift vor 
allem Karikaturen.

Über Frankreich
Paris ist die Haupt-Stadt von 
Frankreich.

Menschen, die in Frankreich leben, 
nennt man:
Franzosen.

Fankreich ist eines der größten 
Länder in Europa.

In Frankreich leben über 66 Millionen 
Menschen.

In Frankreich gibt es viele Sehens- 
Würdigkeiten. 

Eine Sehens-Würdigkeit ist:
Wenn etwas schön und besonders ist.

Und viele Menschen es sich gerne  
anschauen. 

Zum Beispiel:
ein Museum.

Ein Museum, das man sich in Frank-
reich gerne anschaut, heißt: Louvre.

Eine weitere Sehenswürdigkeit ist 
der Eiff el-Turm in Paris.

Der Turm ist sehr berühmt.

Das heißt:
Viele Menschen kennen diesen Turm. 

Man nennt das auch:
Wahrzeichen.

Der Turm ist 301 Meter hoch. 

Nachts leuchtet er mit sehr vielen 
Lichtern.

leicht 
erklärt!

Weitere Informationen in leichter 
Sprache gibt es unter: 
www.bundestag.de/leichte_sprache


